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Aus Grunden der leichteren Lesbarkeit wird die gewohnte mannliche Sprachform
verwendet. Dies soll im Sinne der sprachlichen Vereinfachung als geschlechtsneutral zu
verstehen sein.
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1. Gesetzestexte
1.1 8§22 SGB Il Bedarfe fur Unterkunft und Heizung

(1) Bedarfe fir Unterkunft und Heizung werden in Hohe der tatséchlichen Aufwendungen
anerkannt, soweit diese angemessen sind. Erhohen sich nach einem nicht erforderlichen
Umzug die Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung, wird nur der bisherige Bedarf
anerkannt. Soweit die Aufwendungen flr die Unterkunft und Heizung den der Besonderheit
des Einzelfalles angemessenen Umfang Ubersteigen, sind sie als Bedarf so lange
anzuerkennen, wie es der oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten oder der
Bedarfsgemeinschaft nicht moglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel,
durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch
langstens fur sechs Monate. Eine Absenkung der nach Satz 1 unangemessenen
Aufwendungen muss nicht gefordert werden, wenn diese unter Beruicksichtigung der bei
einem Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen unwirtschaftlich ware.

(1a) (weggefallen)

(2) Als Bedarf fur die Unterkunft werden auch unabweisbare Aufwendungen flr
Instandhaltung und Reparatur bei selbst bewohntem Wohneigentum im Sinne des § 12 Absatz
3 Satz 1 Nummer 4 anerkannt, soweit diese unter Beriicksichtigung der im laufenden sowie
den darauffolgenden elf Kalendermonaten anfallenden Aufwendungen insgesamt angemessen
sind. Ubersteigen unabweisbare Aufwendungen fiir Instandhaltung und Reparatur den Bedarf
fiir die Unterkunft nach Satz 1, kann der kommunale Tréager zur Deckung dieses Teils der
Aufwendungen ein Darlehen erbringen, das dinglich gesichert werden soll.

(3) Ruckzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf fir Unterkunft und Heizung zuzuordnen
sind, mindern die Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung nach dem Monat der
Rickzahlung oder der Gutschrift; Riickzahlungen, die sich auf die Kosten flr
Haushaltsenergie oder nicht anerkannte Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung beziehen,
bleiben auBer Betracht.

(4) Vor Abschluss eines Vertrages tber eine neue Unterkunft soll die leistungsberechtigte
Person die Zusicherung des fir die neue Unterkunft ortlich zustandigen kommunalen Trégers
zur Berlicksichtigung der Aufwendungen fir die neue Unterkunft einholen. Der kommunale
Tréger ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn die Aufwendungen fur die neue Unterkunft
angemessen sind.

(5) Sofern Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, umziehen, werden
Bedarfe fir Unterkunft und Heizung flr die Zeit nach einem Umzug bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres nur anerkannt, wenn der kommunale Tréger dies vor Abschluss des
Vertrages Uber die Unterkunft zugesichert hat. Der kommunale Trager ist zur Zusicherung
verpflichtet, wenn

1.

die oder der Betroffene aus schwerwiegenden sozialen Grinden nicht auf die Wohnung der
Eltern oder eines Elternteils verwiesen werden kann,

2.

der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist oder

3.

ein sonstiger, ahnlich schwerwiegender Grund vorliegt.
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Unter den Voraussetzungen des Satzes 2 kann vom Erfordernis der Zusicherung abgesehen
werden, wenn es der oder dem Betroffenen aus wichtigem Grund nicht zumutbar war, die
Zusicherung einzuholen. Bedarfe fur Unterkunft und Heizung werden bei Personen, die das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht anerkannt, wenn diese vor der Beantragung
von Leistungen in eine Unterkunft in der Absicht umziehen, die VVoraussetzungen fur die
Gewadhrung der Leistungen herbeizuftihren.

(6) Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten kénnen bei vorheriger Zusicherung
durch den bis zum Umzug o6rtlich zustdndigen kommunalen Trager als Bedarf anerkannt
werden; Aufwendungen fiir eine Mietkaution und fiir den Erwerb von
Genossenschaftsanteilen kdnnen bei vorheriger Zusicherung durch den am Ort der neuen
Unterkunft zustandigen kommunalen Trager als Bedarf anerkannt werden. Die Zusicherung
soll erteilt werden, wenn der Umzug durch den kommunalen Tréger veranlasst oder aus
anderen Grunden notwendig ist und wenn ohne die Zusicherung eine Unterkunft in einem
angemessenen Zeitraum nicht gefunden werden kann. Aufwendungen fir eine Mietkaution
und flr Genossenschaftsanteile sollen als Darlehen erbracht werden.

(7) Soweit Arbeitslosengeld I1 fir den Bedarf fur Unterkunft und Heizung geleistet wird, ist
es auf Antrag der leistungsberechtigten Person an den Vermieter oder andere
Empfangsberechtigte zu zahlen. Es soll an den VVermieter oder andere Empfangsberechtigte
gezahlt werden, wenn die zweckentsprechende Verwendung durch die leistungsberechtigte
Person nicht sichergestellt ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn

1.

Mietriickstande bestehen, die zu einer auRerordentlichen Kindigung des Mietverhaltnisses
berechtigen,

2.

Energiekostenriickstande bestehen, die zu einer Unterbrechung der Energieversorgung
berechtigen,

3.

konkrete Anhaltspunkte fur ein krankheits- oder suchtbedingtes Unvermdgen der
leistungsberechtigten Person bestehen, die Mittel zweckentsprechend zu verwenden, oder
4.

konkrete Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass die im Schuldnerverzeichnis eingetragene
leistungsberechtigte Person die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet.

Der kommunale Tréger hat die leistungsberechtigte Person (ber eine Zahlung der Leistungen
fiir die Unterkunft und Heizung an den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte
schriftlich zu unterrichten.

(8) Sofern Arbeitslosengeld 11 fiir den Bedarf fur Unterkunft und Heizung erbracht wird,
kénnen auch Schulden Gibernommen werden, soweit dies zur Sicherung der Unterkunft oder
zur Behebung einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist. Sie sollen tbernommen werden,
wenn dies gerechtfertigt und notwendig ist und sonst Wohnungslosigkeit einzutreten droht.
Vermdogen nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ist vorrangig einzusetzen. Geldleistungen
sollen als Darlehen erbracht werden.

(9) Geht bei einem Gericht eine Klage auf R&umung von Wohnraum im Falle der Kiindigung
des Mietverhéltnisses nach § 543 Absatz 1, 2 Satz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 569
Absatz 3 des Birgerlichen Gesetzbuchs ein, teilt das Gericht dem 6rtlich zustandigen Tréager
nach diesem Buch oder der von diesem beauftragten Stelle zur Wahrnehmung der in Absatz 8
bestimmten Aufgaben unverziglich Folgendes mit:

1.



den Tag des Eingangs der Klage,

2.

die Namen und die Anschriften der Parteien,

3.

die Hohe der monatlich zu entrichtenden Miete,

4.

die Hohe des geltend gemachten Mietruickstandes und der geltend gemachten Entschadigung
und

5.

den Termin zur mindlichen Verhandlung, sofern dieser bereits bestimmt ist.

AuRerdem kann der Tag der Rechtshéngigkeit mitgeteilt werden. Die Ubermittlung
unterbleibt, wenn die Nichtzahlung der Miete nach dem Inhalt der Klageschrift offensichtlich
nicht auf Zahlungsunféhigkeit der Mieterin oder des Mieters beruht.

(10) Zur Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung
nach Absatz 1 Satz 1 ist die Bildung einer Gesamtangemessenheitsgrenze zuléssig. Dabeli
kann fir die Aufwendungen fur Heizung der Wert berticksichtigt werden, der bei einer
gesonderten Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen flr Unterkunft und der
Aufwendungen fur Heizung ohne Prifung der Angemessenheit im Einzelfall hochstens
anzuerkennen ware. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(11) Die fir die Erstellung von Mietspiegeln nach § 558c Absatz 1 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs nach Landesrecht zustandigen Behdrden sind befugt, die in Artikel 238 § 2
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, d und e des Einfuhrungsgesetzes zum Burgerlichen
Gesetzbuche genannten Daten zu verarbeiten, soweit dies fur die Erstellung von Ubersichten
uber die Angemessenheit von Aufwendungen fir eine Unterkunft nach Absatz 1 Satz 1
erforderlich ist. Erstellen die nach Landesrecht zustandigen Behorden solche Ubersichten
nicht, so sind sie befugt, die Daten nach Satz 1 auf Ersuchen an die kommunalen Tréger der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende fir ihren ortlichen Zustandigkeitsbereich zu tbermitteln,
soweit dies fiir die Erstellung von Ubersichten tiber die Angemessenheit von Aufwendungen
fur die Unterkunft erforderlich ist. Werden den kommunalen Trégern der Grundsicherung fur
Arbeitsuchende die Ubersichten nicht zur Verfiigung gestellt, so sind sie befugt, die Daten
nach Satz 1 fir ihren Ortlichen Zustéandigkeitsbereich bei den nach Landesrecht fir die
Erstellung von Mietspiegeln zustédndigen Behdrden zu erheben und in sonstiger Weise zu
verarbeiten, soweit dies fiir die Erstellung von Ubersichten tiber und die Bestimmung der
Angemessenheit von Aufwendungen fur die Unterkunft nach Absatz 1 Satz 1 erforderlich ist.

(12) Die Daten nach Absatz 11 Satz 1 und 3 sind zu léschen, wenn sie flr die dort genannten
Zwecke nicht mehr erforderlich sind.

1.2 8§67 SGB Il § 67 Vereinfachtes Verfahren fir den Zugang zu sozialer Sicherung
aus Anlass der COVID-19-Pandemie; Verordnungserméachtigung

(1) Leistungen fur Bewilligungszeitrdume, die in der Zeit vom 1. Mdrz 2020 bis zum 31.
Maérz 2022 beginnen, werden nach MalRRgabe der Abséatze 2 bis 4 erbracht.

(2) Abweichend von den 88 9, 12 und 19 Absatz 3 wird Vermdgen fiir die Dauer von sechs
Monaten nicht berticksichtigt. Satz 1 gilt nicht, wenn das Vermdgen erheblich ist; es wird
vermutet, dass kein erhebliches Vermégen vorhanden ist, wenn die Antragstellerin oder der
Antragsteller dies im Antrag erklart.



(3) 8 22 Absatz 1 ist mit der MaRgabe anzuwenden, dass die tatsachlichen Aufwendungen flr
Unterkunft und Heizung fur die Dauer von sechs Monaten als angemessen gelten. Nach
Ablauf des Zeitraums nach Satz 1 ist § 22 Absatz 1 Satz 3 mit der MalRgabe anzuwenden, dass
der Zeitraum nach Satz 1 nicht auf die in § 22 Absatz 1 Satz 3 genannte Frist anzurechnen ist.
Satz 1 gilt nicht in den Fallen, in denen im vorangegangenen Bewilligungszeitraum die
angemessenen und nicht die tatsdchlichen Aufwendungen als Bedarf anerkannt wurden.

(4) Sofern Uber die Leistungen nach § 41a Absatz 1 Satz 1 vorldaufig zu entscheiden ist, ist
uber den Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts abweichend von § 41
Absatz 3 Satz 1 und 2 fir sechs Monate zu entscheiden. In den Féllen des Satzes 1
entscheiden die Tréager der Grundsicherung fir Arbeitsuchende fiir Bewilligungszeitrdume,
die bis zum 31. Méarz 2021 begonnen haben, abweichend von § 41a Absatz 3 nur auf Antrag
abschlieRRend tber den monatlichen Leistungsanspruch.

(5) Die Bundesregierung wird erméchtigt, den in Absatz 1 genannten Zeitraum durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates langstens bis zum 31. Dezember 2022
zu verlangern.

(6) (weggefallen)
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2. Begriff der Unterkunft

Unterkunft ist jede Einrichtung oder Anlage, die geeignet ist, vor den Unbilden des Wetters zu
schutzen und eine gewisse Privatsphare (einschlieBlich der Mdaglichkeit, private Gegenstande
zu verwahren) gewdhrleistet. Voraussetzung fir die Ubernahme der Kosten ist aber, dass es
sich um eine privat genutzte Unterkunft handelt. Kosten fur gewerblich genutzte Raume werden
nicht tubernommen, auch wenn die Hilfebedurftigen sich tagsiiber ausschliel3lich dort aufhalten
(B 11b AS 3/05). Zu den Unterkiinften gehoren z.B.:

- Mietwohnungen

- Untermietzimmer

- maoblierte Zimmer / Wohnungen

- Eigentumswohnungen

- Eigenheime

- Pensionen

- Not- und Obdachlosenunterkiinfte sowie
- Frauenhduser.

Ist der angemietete Wohnraum so klein, dass ein Lagerraum zur angemessenen Unterbringung
von personlichen Gegenstianden bendtigt wird, kann ein Anspruch auf Leistungen fur den
zusétzlichen Lagerraum bestehen. Die Kosten fiir die Unterkunft und einen Lagerraum diirfen
allerdings in der Gesamtsumme die Angemessenheitsgrenze nicht tberschreiten.

Kosten einer Unterkunft, die auf einem Mietvertrag beruhen, der ein gesetzliches Verbot
verletzt, sind nicht zu Ubernehmen, (z. B. Nutzung eines Gartenhauses in einer
Kleingartenanlage).

2.1 Tatsachliche Entstehung von Aufwendungen und tatsachliche Nutzung

Grundsatzlich sind die aktuellen, tatsachlichen Aufwendungen des Hilfebedirftigen
berucksichtigungsfahig. Bei der Priifung, ob Wohnungskosten vorliegen, ist grundsétzlich ein
tatséchlich abgeschlossener Mietvertrag entscheidend. Dieser muss aber nicht zwingend in
Schriftform vorliegen (Formfreiheit). Liegt kein schriftlicher Vertrag vor, ist im Einzelfall die
Ernsthaftigkeit des Vertrages zu hinterfragen. Zur Ermittlung der tatsachlich geforderten Miete
(Nettokaltmiete, Betriebs- und Heizkosten) ist dann eine Vermieterbescheinigung (Vordruck)
anzufordern.

Ausreichend ist also, dass der erwerbsfahige Hilfebedlrftige einer ernsthaften
Mietzinsforderung ausgesetzt ist. Die Ruckwirkung zum Ersten des Monates gem. 8 37 Abs. 2
S. 2 SGB 1 gilt auch fiir die Bedarfe der Unterkunft.

Kosten entstehen nicht, wenn die Unterkunft unentgeltlich gewéhrt wird oder aber auch gewéhrt
werden muss (unentgeltliche Aufnahme bei Bekannten, im Grundbuch o. & gesichertes
unentgeltliches Wohnrecht).

Die Unentgeltlichkeit wird grundsétzlich auch im Rahmen der Priifung der Hilfebedurftigkeit
vermutet, wenn die Voraussetzungen des 8 9 Abs. 5 SGB Il (Haushaltsgemeinschaft mit
Verwandten und Verschwégerten) vorliegen.

Verbrauchsabhéngige Kosten kénnen entstehen und sind grds. ubernahmefahig.
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2.1.1 Mietvertrage zwischen Angehdrigen

Eine Kostenlbernahme scheidet auch dann aus, wenn die leistungsberechtigte Person keiner
ernsthaften bzw. wirksamen Zahlungsverpflichtung ausgesetzt ist. Dies kann z. B. bei nur zum
Schein abgeschlossenen Mietvertragen (z.B. Vertrége unter Verwandten) der Fall sein.

Bei Vertrdgen zwischen Angehorigen kommt es darauf an, ob der zwischen Angehorigen
abgeschlossene Mietvertrag dem Vergleich mit einem Vertrag zwischen Fremden standhlt.
Bei diesem Vergleich begrinden Vertrage zwischen nahen Angehorigen tatséchliche
Aufwendungen im Rahmen eines Mietverhaltnisses nur dann, wenn sie nach Inhalt und
tatsichlicher Durchfiihrung den Regelungen zwischen Fremden Ublichen entsprechen und auch
dem Vertragsinhalt gemél3 vollzogen werden (B 8 SO 29/10 R).

Entscheidend ist alleine, ob eine zivilrechtlich wirksame Vereinbarung getroffen wurde und
diese auch tatséchlich gelebt wird. So ist beispielsweise bei dauerhaft gestundeten
Mietforderungen nicht von der Ernsthaftigkeit der Mietforderung gegeniber dem
Leistungsempfanger auszugehen. In einem solchen Fall sind damit keine Unterkunftskosten zu
ubernehmen.

Es ist also entscheidend, ob der Leistungsberechtigte einer wirksamen und nicht dauerhaft
gestundeten Mietzinsforderung ausgesetzt ist, also der entsprechende rechtliche Bindungswille
der beteiligten Vertragsparteien vorhanden ist. Bei Nichtzahlung der Miete droht regelméaRig
Kiindigung und Raumung der Unterkunft. Die eingenommenen Mieten mussen dem Finanzamt
angezeigt werden.

Gleiches gilt im Falle des Vorliegens eines Untermietvertrages.
Anzeichen fir einen tatsachlichen Vertragsabschluss konnen sein.

- eigener, abgetrennter Wohnraum (keine Miete fiir das ,,Kinderzimmer*)
- eigenes Bad und eigene Kiiche

- Kontoausziige mit laufender Mietzahlung oder

- Mietquittungen (tatsachliche Zahlung der Miete)

- jahrliche Nebenkostenabrechnungen

Konnen diese Nachweise erbracht werden, ist von einem tatsédchlichen Mietverhéltnis
auszugehen und die Aufwendungen sind zu berticksichtigen.

2.1.2 Stationare Unterbringung / Inhaftierung

Die tatsachliche Nutzung entfallt nicht schon bei gelegentlichen Aufenthalten oder
Ubernachtungen  bei  Dritten,  zeitlich  Uberschaubaren ~ Krankenhaus-  oder
Einrichtungsaufenthalten, Inhaftierungen oder einem Urlaub (auch im Ausland), da der
gewohnliche Aufenthalt hierdurch weiterhin unveréndert bleibt. Dies gilt jedenfalls bei einem
Zeitraum von unter sechs Monaten.

In diesem Zusammenhang ist 8 7 Abs. 4 SGB Il (Leistungsausschluss) zu beachten. Ist der
Leistungsempfinger iibergangsweise anderweitig ,,untergebracht” kommt eine Ubernahme der
Kosten der Unterkunft auch ohne aktuelle Nutzung in Betracht. Es besteht hier ein
Wohnraumerhaltungsbedarf, der aber aufgrund des Leistungsausschlusses allenfalls nach dem
SGB XIlI in Betracht kommt.
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Ein entsprechender Antrag auf Ubernahme (z.B. aus der Haftanstalt) ist bei Ausschluss mit den
notwendigen Unterlagen an die Stadt Dortmund, Sozialamt weiterzuleiten.

2.1.3 Doppelte Mietkosten

Grds. werden die Unterkunftskosten nur fir eine einzige Unterkunft anerkannt, selbst wenn der
Hilfebedurftige mehrere Wohnungen nutzen kann oder tatséchlich nutzt. In einem solchen Fall
ist darauf abzustellen, welche der Wohnungen tberwiegend genutzt wird.

Aufwendungen fiir eine Zweitwohnung, die entstehen, weil eine Erwerbstétigkeit in einer
groReren Entfernung aufgenommen wird, sind jedoch im Regelfall im Rahmen einer Hilfe gem.
8 16 Abs. 1 SGB Il oder im Rahmen der Einkommensanrechnung bei den mit dem Einkommen
verbundenen Ausgaben gem. § 11b Abs. 1 Nr. 5 SGB Il zu berlicksichtigen und nicht im
Rahmen des § 22 SGB 1.

Doppelte Mietkosten im Rahmen eines Umzuges s. 2.6.4.1.4
2.1.4 Mobliertes Zimmer / Wohnung

Bei Anmietung einer moblierten oder teilméblierten Wohnung sind Zuschlage fur die
Mablierung nicht von den Bedarfen der Unterkunft abzusetzen, wenn die Wohnung nur mit der
Maoblierung anmietbar war und der Mietpreis sich auch unter deren Einschluss noch innerhalb
des Angemessenheitsrahmens halt (B 14 AS 14/08 R). Hier stellt die Vergltung /
Entschéadigung einen Teil des Mietzinses dar, den der Mieter an den Vermieter zahlen muss;
das Entgelt gehort dann zum Mietzins. Es erfolgt auch kein Abzug aus dem Regelbedarf.

2.1.5 Hotel /Pension

Die Ubernahme von Kosten der Unterkunft und Heizung im Hotel oder in einer Pension kann
im begriindeten Einzelfall fir einen kurzen Zeitraum nur erfolgen, solange eine Umquartierung
des erwerbsfahigen Leistungsberechtigten aus den Raumen des Beherbergungsbetriebes nicht
erfolgen kann.

Verkostigungskosten gehdren nicht zu den Unterkunftskosten und sind abzuziehen.

2.1.6 Unterbringung in Not- und Obdachlosenunterkiinften

Fir den Fall einer Unterbringung sind die vom Rat der Stadt Dortmund in der jeweils giiltigen
Fassung der Satzung tiber die Errichtung und Unterhaltung von Ubergangseinrichtungen fiir
Zuwanderer und Wohnungslose festgelegten Betrdge anzuerkennen; allerdings nur insoweit,
als in dem Betrag der Nutzungsgebuhren keine Kosten beriicksichtigt sind, die bereits durch
die Regelbedarfe abgedeckt werden (z.B. Strom).

Aktuell werden verschiedene Ubergangseinrichtungen, eine zentrale kommunale
Unterbringungseinrichtung und Wohnungen im Wohnraumvorhalteprogramm, eine Méanner-
und Fraueniibernachtungsstelle (MUS u. FUS) sowie eine Unterbringungseinrichtung fir junge
Menschen (Gap Jump) betrieben.

Grundlage fiir die Ubernahme der Nutzungsgebiihren sind die Geblihrenbescheide die das
Sozialamt der Stadt Dortmund erl&sst.
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2.2 Bestandteile der Kosten der Unterkunft
Zu den Kosten der Unterkunft und Heizung i. S. d. 8 22 SGB 11 gehéren:

- die vertragliche Grundmiete (Nettokaltmiete)

- ggf. Modernisierungszuschlage nach § 559 BGB, soweit diese zuldssig erhoben
werden konnen,

- alle mietvertraglich geschuldeten Nebenkosten (Betriebskosten), die mit der
Unterkunft verbunden sind und zul&ssigerweise auf den Mieter umgelegt werden
durfen,

- Kosten der Instandhaltung des Mietobjekts, soweit diese mietvertraglich geschuldet
und nicht bereits in der Regelleistung enthalten sind,

- die Kosten fur Schénheitsreparaturen, soweit der Mieter vertraglich wirksam zur
Ubernahme verpflichtet ist,

- die Heizkosten und Heiznebenkosten.

2.2.1 Kalte Betriebskosten

Die Mietvertraglichen geschuldeten kalten Betriebskosten ergeben sich aus
8 556 Abs. 1 BGB i. V. m. § 2 Betriebskostenverordnung und umfassen insbesondere
Aufwendungen fiir folgende Zweckbestimmungen:

- laufende 6ffentliche Lasten des Grundstiicks (Grundsteuer),

- Kosten der Wasserversorgung (inkl. Anmietung von Wasserzéhlern, Wartung von
Wassermengenreglern, Eichung, Wasseraufbereitung etc.)

- Kosten der Entwasserung (6ffentliche Entwéasserungsanlage, Grubenentleerung oder
Kleinkl&ranlage)

- Kosten des Betriebs der Heizungsanlage

- Kosten fur den Schornsteinfeger

- Kosten des Betriebs der zentralen Warmwasserversorgungsanlage

- Kosten verbundener Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen

- Kosten des Betriebs eines Personen- oder Lastenaufzuges

- Kosten der Stralenreinigung und Mullbeseitigung

- Kosten der Gebaudereinigung und Ungezieferbekampfung

- Kosten der Gartenpflege

- Kosten der Beleuchtung

- Kosten fur den Winterdienst

- Kosten fur Sach- und Haftpflichtversicherung

- Kosten fur den Hausmeister

- Kosten fur die Gemeinschaftsantennenanlage oder dem Breitbandnetz mit privater
Verteilanlage

- Kosten fur Gemeinschaftswaschmaschinen

- Kosten fur Rauchmelder

- Sonstige Betriebskosten im Einzelfall

Nicht abrechnungsfahig sind z. B.
- Kaosten fur die beauftragte Hausverwaltung

- Kaosten die dem Vermieter durch Reparaturen oder Instandhaltung entstehen (eine
defekte Leitung wird repariert).
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- Nebenkostenanteile fur leerstehende Wohnungen
- Bank- und Kontofuihrungsgebiihren, Zinsen, Porto, Telefon

Die Hohe der laufenden Leistungen ergibt sich aus den Festsetzungen im Mietvertrag
einschlieBlich der Anpassungen bei Nebenkostenabrechnungen. Zum Verfahren bei
Nebenkostenabrechnungen siehe unter 2.3.2.1

Die kalten Betriebskosten sind in angemessener Hohe zu Ubernehmen, soweit sie nicht im
Regelbedarf enthalten sind. Die Feststellung der angemessenen kalten Betriebskosten erfolgte
im schlissigen Konzept und sind in der Tabelle unter Punkt 2.3.2 dargestellt. Dabei ist zu
beachten, ob die Betriebskosten mietvertraglich zur Disposition des Hilfebedurftigen stehen
oder ob sie wegen verbrauchsunabhangiger Erhebung seinem Einfluss entzogen sind. Auch
unangemessene Betriebskosten sind zundchst zu bernehmen. Im Einzelfall ist zu prifen,
wodurch diese hohen Kosten verursacht worden sind. Liegen konkrete Anhaltspunkte fur
unwirtschaftliches Verhalten vor, ist die hilfebedurftige Person innerhalb einer angemessenen
Frist zur Verhaltensédnderung aufzufordern. Gleichzeitig sollen Erlauterungen gegeben werden,
die zu einem wirtschaftlichen Verhalten fiihren. Erst dann kann sich ein
Kostensenkungsverfahren anschliel3en.

Die in der Abrechnung ermittelten Werte sind mit denen des Mietvertrages bzw. der letzten
Abrechnung zu vergleichen. Sind diese nicht schlissig nachzuvollziehen, ist der
Leistungsberechtigte darauf aufmerksam zu machen und ggf. der Zugang zu einer Beratung (s.
Verfahren Mieterverein Ziffer 2.10) zu ermdglichen.

Sollte im Mietvertrag eine Pauschale vereinbart sein, kann diese nicht per Jahresabrechnung
korrigiert werden. Eine Abrechnung per Jahresabrechnung erfolgt nur dann, wenn im
Mietvertrag ein Abschlag oder Vorauszahlung vereinbart wurde. Diese Hohe ist durch den
Vermieter so genau wie moglich zu kalkulieren. Der Leistungsempfanger ist entsprechend zu
beraten.

2.2.1.1 Kabelanschluss

Kosten fiur einen Kabelanschluss oder Anschlussnutzungsgebihren betreffen den téglichen
Lebensbedarf an Information und sind deshalb grundsétzlich aus dem Regelbedarf zu decken.
Sie sind nach der Rechtsprechung grundsatzlich nur dann erstattungsfahig, wenn die
Verpflichtung zur Zahlung durch den Mietvertrag begriindet worden ist und somit die
Aufwendungen rechtlich und tatsachlich mit der Unterkunft verknipft sind. Sie stellen dann zu
ubernehmende Kosten der Unterkunft dar.

Ist dieser Anschluss aus dem Mietvertrag separat kindbar und steht eine sog.
,,Gemeinschaftsantenne* zur Verfugung, so kdnnen die Kosten nicht beriicksichtigt werden.

Soweit der Leistungsberechtigte die Kosten demgegentiber ,,freiwillig® aufwendet, etwa um
einen bestimmten besseren Standard zu erhalten, handelt es sich nicht um Kosten der
Unterkunft.

2.2.1.2 Stromkosten Haushaltsenergie

Wenn es sich beim Mietverhéltnis um eine Inklusivmiete (also einschlieRlich Haushaltsenergie)
handelt, kann der in der Regelleistung enthaltene Anteil fir Haushaltsenergie von den
Unterkunftskosten nur abgezogen werden, wenn der auf die Haushaltsenergie entfallende
Betrag genau benannt wird (B 14 AS 151/10 R). Dies gilt auch bei Untermietverhaltnissen.
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Entscheidend im Fall einer vereinbarten Inklusivmiete ist, ob die einzelnen Mietbestandteile im
Mietvertrag (pauschal) beziffert worden sind. Ist im Mietvertrag etwa geregelt, dass sich eine

Inklusivmiete von 300 € aus

Grundmiete 200 €
Betriebskostenpauschale 30€
Heizkostenpauschale 30€
Stromkostenpauschale 20 €

Pauschale Telefonkostenbeteiligung 20 €

zusammensetzt, sind nur

Grundmiete 200 €
Betriebskostenpauschale 30€

Heizkostenpauschale 30€ Gesamt 260 €
anzuerkennen.

Wird eine Differenzierung im Mietvertrag demgegenuber nicht vorgenommen, also schlicht
eine Inklusivmiete von 300 € vereinbart, ist nach der 0g. Rechtsprechung des BSG die gesamte
Miete zu Ubernehmen. Ein Abzug des in der Regelleistung enthaltenen Anteils fir
Haushaltsenergie erfolgt nicht.

2.2.1.3 Garage / Stellplatz

Die Kosten flr eine Garage oder einen Stellplatz sind in der Regel nicht zu Gbernehmen, es sei
denn, die Wohnung ist ohne Garage nicht anmietbar und der Mietpreis halt sich bei fehlender
Abtrennbarkeit der Garage noch innerhalb des Rahmens der Angemessenheit (B 7b AS 10/06 R).
Sofern mdglich, soll der Leistungsberechtigte den Stellplatz oder die Garage untervermieten.
Eine Ausnahme gilt fur die Leistungsberechtigten, die aus gesundheitlichen Griinden auf einen
bei der Wohnung befindlichen Stellplatz oder eine Garage angewiesen sind. Ein entsprechender
Nachweis ist durch den Leistungsberechtigten zu erbringen.

2.2.1.4 Staffelmietvertrag

Eine Zusicherung zur Anmietung einer Wohnung mit einer Staffelmiete darf nicht grds. versagt
werden. Auch nicht, wenn nach den aktuell geltenden Angemessenheitsgrenzen die Wohnung
in der Zukunft unangemessen wird. Es ist schriftlich dartiber zu belehren, dass bei Eintritt der
Unangemessenheit ein Kostensenkungsverfahren eingeleitet werden kann.

2.2.1.5 Sozial geférderter Wohnraum
Mieten flr eine nach den jeweils giiltigen Rechtsvorschriften der sozialen Wohnraumférderung

als ,,gefordert” geltende Wohnung ist abweichend von den Angemessenheitsgrenzen wahrend
der Forderperiode immer als angemessen anzusehen.

2.2.1.6 Nicht Ubernahmefahige Bedarfe

Schadensersatzanspriiche des Vermieters z. B. wegen Besch&digung der Mietsache sind keine
Kosten der Unterkunft im Sinne des § 22 SGB II. Diese Anspriiche des Vermieters entstehen
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zwar aus Anlass des Mietverhaltnisses, aber nicht fiir die Unterkunft und stellen daher auch
keine Kosten der Unterkunft dar.

Keine Unterkunftskosten sind dartiber hinaus solche Bedarfe, die bereits von der Regelleistung
umfasst sind. Sind in der Miete derartige Kosten enthalten, missen diese aus den
Unterkunftskosten herausgerechnet werden. Abzustellen ist hierbei auf den tatséchlichen
Kostenanteil, soweit dieser ausgewiesen ist. Fir den Fall, dass diese Kosten nicht ausgewiesen
sind, wird auf die 88 5 und 6 des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes (RBEG) unter
Berlicksichtigung der jeweils aktuellen Einkommens- und Verbraucherstichprobe (EVS)
verwiesen.

Hierzu zahlen insbesondere:

- Warmwasser (bei dezentraler Bereitung) gem. § 21 Abs. 7 SGB I
- Verkdstigung

2.2.2 Heizkosten

Gemal} 8 22 Abs. 1 S. 1 SGB Il werden auch die Bedarfe fiir die Beheizung der Wohnunterkunft
in Hohe der tatsachlichen Aufwendungen bernommen, soweit diese angemessen sind.

Im Regelfall haben die Leistungsberechtigten monatliche Abschlége an den Energieversorger
oder Vermieter zu leisten. Dabei gilt grundsatzlich die Vermutung der Angemessenheit der
monatlichen Vorauszahlung.

Erfolgt die Beheizung der Wohnung mit Tagstrom sind nach den vorliegenden
Erfahrungswerten der Energieversorger 75 % der Stromkosten, sofern nicht differenziert
ausgewiesen, als Heizkosten anzusetzen. Gleiches gilt auch fiir strombetriebene
Infrarotheizungen.

s.auch 2.2.2.2
2221 Einmalige Anschaffung von Heizmaterial

Missen sich die Leistungsberechtigten das Heizmaterial selbst beschaffen, erhalten sie keine
monatliche Abschlagszahlung. Die Kosten fur das Heizmaterial werden grundsatzlich nur im
Monat der Beschaffung als Bedarf berlicksichtigt. Zu beachten ist dabei, dass aktuell ein
notwendiger Bedarf bestehen muss. Ein Anspruch entsteht grundsatzlich erst, wenn das
vorhandene Heizmaterial (fast) verbraucht ist.

Die Beschaffung des Heizmaterials soll den kinftigen Heizbedarf decken. Die Heizperiode
dauert vom 01.10. eines Jahres bis zum 30.04. des Folgejahres.

Die unter Ziffer 2.2.2.1.1 bis 2.2.2.1.5 aufgefiihrten Betrdge beziehen sich immer auf die
gesamte Heizperiode. Wird die Leistung nicht fiir den gesamten Zeitraum von 7 Monaten
beantragt, ist die Beihilfe anteilig zu gewahren.

Es muss jedoch ein tatséchlicher Bedarf bestehen.

Wurde das Heizmaterial bereits vor der Leistungsbewilligung beschafft, erfolgt keine
Kosteniibernahme. Soweit fur den Kauf noch Ratenzahlungen zu leisten sind, kommt allenfalls
eine Schuldentbernahme nach § 22 Abs. 8 SGB 11 in Betracht. Die Voraussetzungen hierfir
durften allerdings nicht erfillt sein.

Ein neuer Anspruch entsteht erst, wenn das vorhandene Material verbraucht ist.



=17 -

Die HoOhe der zu tbernehmenden Kosten richtet sich nach dem voraussichtlichen Bedarf
wéhrend des Bewilligungszeitraumes.

Eine weitergehende "Bevorratung” kann dann sinnvoll sein, wenn ein weiterer SGB 1I-
Leistungsbezug hinreichend wahrscheinlich ist (B 7b AS 40/06 R). Auch wenn die gewahrten
Leistungen fur das Heizmaterial zu gering sind, um damit wirtschaftlich Brennstoffe zu kaufen,
empfiehlt sich eine Gewéhrung Uber den Bewilligungszeitraum hinaus (z.B. Antrag wird im
September gestellt, die Leistungsbewilligung erfolgte bis einschl. Januar, eine erneute
Leistungsbewilligung ist wahrscheinlich, Heizmaterial kann fir 7 Monate bewilligt werden).

Soweit die gewahrten Brennstoffhilfen innerhalb der Heizperiode aufgebraucht sind (z. B. sehr
kalter Winter), sind anteilmafige Zahlungen bis zum Ablauf der Heizperiode zu vorzunehmen.
Der zu gewéhrende Betrag ist so zu bemessen, das der jeweils ausgewiesene Betrag durch die

Anzahl der Monate der Heizperiode geteilt und mit der Anzahl der Monate bis zum Ablauf der
Heizperiode multipliziert wird

Die Rechnung ist zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der gewdhrten
Leistungen vom Leistungsberechtigten vorzulegen.

2.2.2.1.1 Kohle

Wird die Wohnung mit Kohle beheizt, besteht ist ein einmaliger Bedarf von 539 € (= 22 Zentner
Nusskohle).

22.2.1.2 Ol

Soweit Hauser und Wohnungen mit Heiz6l beheizt werden, besteht unter Beriicksichtigung
eines Verbrauchsmittelwertes ein einmaliger Bedarf von 15,33 € pro m?.

2.2.2.1.3 Flussiggas / Propangas

Soweit Hauser und Wohnungen mit Flissiggas (Propangas) beheizt werden, besteht unter
Beriicksichtigung eines Verbrauchsmittelwertes ein einmaliger Bedarf von 15,96 € pro m2.

2.2.2.1.4 Koks

Soweit Hauser und Wohnungen mit Koks beheizt werden, besteht ein einmaliger Bedarf von
660 € (= 30 Zentner).

2.2.2.1.5 Pellets

Soweit Hauser und Wohnungen mit Pellets beheizt werden, besteht ein einmaliger Bedarf von
697,50 €. Dieser Betrag reicht aus um eine Wohnflache von iber 100 m2 zu beheizen.

2.2.2.2 Angemessenheit der Heizkosten

Wenn die Heizkosten in Form von Pauschalen/Abschlagsanforderungen zu entrichten sind, sind
die von den Energielieferanten bzw. Vermietern festgelegten Betrdge grds. zu akzeptieren.

Sind im Einzelfall Hinweise auf unwirtschaftliches Verhalten erkennbar (auRergewohnliche
hohe Abschlédge oder Nachforderungen), sind die unangemessenen Heizkosten zunéchst zu
ubernehmen. Gleichzeitig ist zu prifen woraus der hohe Verbrauch resultiert. Es obliegt dann
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dem Leitungsempfanger, Grunde dafur vorzubringen und Nachweise vorzulegen, warum in
seinem Fall die Aufwendungen individuell angemessen sind.

Solche besonderen Umstande kdnnen z.B. personliche Grinde wie eine schwere Erkrankung
bzw. sonstige starke Beeintrachtigung mit einhergehendem stark ausgeprégtem
Kélteempfinden (&rztliches Attest) oder bauliche Grinde sein. Auch Behinderung,
Pflegebedirftigkeit oder Alter einzelner Mitglieder der Haushaltsgemeinschaft sowie
,Krabbelkinder im Haushalt kénnen einen erhéhten Heizwérmebedarf begriinden. Hierzu
bedarf es einer einzelfallboezogenen Abwagung. Die Abwdagung ist in der Akte zu
dokumentieren.

Die Aufwendungen fiir die Heizung hangen von unterschiedlichen Faktoren ab.

Mit seinem Urteil zum Thema Heizkosten (B 14 AS 36/08 R) legte das Bundessozialgericht
erstmals Grenzwerte fest, deren Uberschreitung die Annahme der Unangemessenheit der
Aufwendungen fiir Heizung rechtfertigt und nimmt dabei Bezug auf die Tabelle des
bundesweiten Heizspiegels (www.heizspiegel.de).

In Anwendung des Urteils kdnnen folgende Grenzwerte als Hilfestellung zur Prifung
herangezogen werden:

- Erdgas 235 KWh je m?/Jahr
- Fernwérme 223 KWh je m?/Jahr
- Heizdl 223 KWh je m#/Jahr
- Warmepumpe 93 KWh je m2/Jahr
- Pellets 223 KWh je m?/Jahr

Mit dem schlissigen Konzept wurde explizit fur Dortmund geprift, welche Heizkosten als
angemessen zu betrachten sind. Als auffallend hohe Heizkosten gelten Werte ab der in der
Tabelle genannten Betrage.

Personen auffallend hohe Heizkosten
80,00 €

100,00 €

120,00 €

140,00 €

150,00 €

180,00 €

OO IWIN| -

Eine Prifung zur Angemessenheit kann bis zu dieser Grenze unterbleiben.

Die Uberschreitung dieser Grenze lasst auf die Unangemessenheit der Heizkosten inkl.
Heiznebenkosten schlieen. Wenn die vorgebrachten Griinde flr ausreichend erachtet werden,
sind die tats&chlichen Heizkosten zu tibernehmen.

Werden die vorgebrachten Griinde als nicht ausreichend erachtet, und die Heizkosten sind unter
Beriicksichtigung der angemessenen Quadratmeter (B 14 AS 36/08 R) unangemessen, ist zur
Senkung der Kosten aufzufordern. Die Ubernahme der tatsachlichen Kosten erfolgt bis zur
néchsten Jahresrechnung. Ein Zeitraum von mindestens 6 Monaten muss erreicht werden. Sollte
eine  Senkung nicht erkennbar sein, so ist die Ubernahme auf die jeweilige
Heizkostenhdchstgrenze bezogen auf die angemessenen Quadratmeter zu beschranken.
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2.2.3 Stromkosten fur den Betrieb der Heizung

Gemal BSG-Urteil B 14 AS 51/10 R gehdren die Stromkosten fir den Betrieb der
Heizungsanlage zu den Heiznebenkosten. Sie sind daher anzuerkennen.

Wird der Stromverbrauch fiir die Heizungsanlage nicht gesondert mittels Z&hler erfasst, sind
die Kosten im Wege der Schatzung mit 5 % der Brennstoffkosten der Heizungsanlage (mtl.
Abschlag) anzuerkennen (LSG Niedersachsen-Bremen L 7 AS 988/11 und LSG Baden-
Wirttemberg L 12 AS 2404/08). Gleiches gilt auch bei Eigenheimbesitzern fir den Betrieb von
zentralen Heizanlagen.

Kosten fir die Zahlergebuhr sind, auch anteilig, nicht berticksichtigungsfahig, da solche Kosten
ausnahmslos bei Abnahme von Allgemeinstrom anfallen.

2.2.4 \WWarmwasserversorgung

Gem. § 20 Abs. 1 SGB Il gehdren die Bedarfe fiir die Bereitung von Warmwasser nicht mehr
zum Regelbedarf. Es ist nach einer zentralen und dezentralen Warmwasserbereitung zu
unterscheiden.

Erfolgt die Warmwasserbereitung durch in der Unterkunft installierte Vorrichtungen (z.B.
Boiler, Durchlauferhitzer) wird ein Mehrbedarf gemal § 21 Abs. 7 SGB Il fir
Warmwasserbereitungskosten pro Person gewahrt.

Sofern Warmwasser durch eine wohnungseigene Kombitherme oder Gasetagenheizung oder
uber die zentrale Heizungsanlage erzeugt und Uber die Heizkosten abgerechnet wird (z.B.
Fernwédrme, Heizungsanlage bei Mehrfamilienhdusern), sind die Kosten Bestandteil der
Bedarfe fur Unterkunft und Heizung

2.3 Angemessenheit der Unterkunft

Fir die Feststellung der Angemessenheit des Unterkunftsbedarfs sind nach der Rechtsprechung
die Kosten fiir eine Wohnung, die nach Ausstattung, Lage und Bausubstanz einfachen und
grundlegenden Bedirfnissen gentigt und keinen gehobenen Wohnstandard aufweist, zu
ermitteln (B 7b AS 18/06 R).

2.3.1 Angemessene WohnungsgroRle

Die Angemessenheit von Kosten der Unterkunft gem. § 22 Abs. 1 S. 1 SGB |1 soll unter
Beriicksichtigung der aktuellen Wohnungsmarktsituation vor Ort festgestellt werden. Dazu ist
eine Definition dessen erforderlich, was als ,,angemessene Wohnung“ gelten soll. Zur
Ermittlung der abstrakt angemessenen Bedarfe fir die Unterkunft ist als erster Faktor die
angemessene WohnungsgroRe unter Berlcksichtigung der GroRe der Haushaltsgemeinschaft
zu bestimmen. Hierbei sind z. B. auch nicht leistungsberechtigte Kinder, die das 25. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, zu beriicksichtigen. Die Anzahl der Zimmer oder der Zuschnitt der
Wohnung hat bei der Bestimmung der WohnungsgroRe auBer Betracht zu bleiben.

In Nordrhein-Westfalen sind die in Nr. 8.2 der Wohnraumnutzungsbestimmungen (WNB)
angesetzten Werte fiir Wohnfldchen maRgeblich.
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Hieraus ergeben sich folgende Wohnflachenobergrenzen:

1-Personen-Bedarfsgemeinschaft ~ 50m2
2-Personen-Bedarfsgemeinschaft ~ 65m?2
3-Personen-Bedarfsgemeinschaft ~ 80m?
4-Personen-Bedarfsgemeinschaft ~ 95m2

(fir jedes weitere Mitglied der Bedarfsgemeinschaft jeweils 15m2 mehr)

Diese Obergrenzen dienen lediglich als BerechnungsgroRe fir die Kosten der Unterkunft und
stellen nicht die max. anmietbare Grof3e dar.

Sie begriinden aber auch keinen Mindestanspruch. Eine tatsachlich kleinere Wohnung
begriindet grds. keinen Anspruch auf Umzug in eine noch angemessene grofRere Wohnung.

Durch diese Form der Festlegung der Angemessenheitsgrenze wird gewahrleistet, dass die
Leistungsbezieher*innen sich innerhalb des Stadtgebietes eine Wohnung frei wahlen kénnen
und sich der verfiighare Wohnraum nicht nur auf wenige Stadtquartiere konzentriert.

Weiterhin wird den Leistungsbeziehern durch die Anwendung der Bruttokaltmiete die
Madglichkeit erdffnet Verschiebungen zwischen der Grundmiete und den Betriebskosten
vorzunehmen.

Beispiel:

Ein Alleinstehender hat angemessene Kosten der Unterkunft von max. 463,00 €. Hierfiir kann
er in einem der teuren Stadtteile eine kleine Wohnung anmieten oder in einem gunstigeren
Stadtteil eine groRRe Altbauwohnung.

Zur Ermittlung der angemessenen Kosten der Unterkunft wird das schlissige Konzept
herangezogen.

2.3.1.1 Sonderregelungen

Fur Personen, die nachweislich auch in der Wohnung auf die Benutzung eines Rollstuhles
angewiesen sind, ist zur Feststellung der Angemessenheit die nachsthohere Personenstufe
malgeblich.

Grundsatzlich ist jeder Fall, in welchem ein erhdhter Wohnraumbedarf geltend gemacht wird,
zu prufen und eine Einzelfallentscheidung zu treffen. Das Ergebnis ist in der Akte zu
dokumentieren.
Grinde fur die Berticksichtigung besonderer Umstande des Einzelfalles kénnen sein (nicht
abschlieRend):

- Gesundheitliche Beeintréachtigungen,

- Pflegebedurftigkeit,

- Behinderungen, insbesondere Gehbehinderungen,

- besondere Wohngemeinschaften (betreutes Wohnen, Pflegewohngemeinschaften),

- lange Wohndauer bei &lteren Menschen (soweit nicht SGB XI1 betroffen),

- nur kurzzeitige (absehbare) Hilfebedirftigkeit,

- Menschen, die auf bestimmte soziale Bezlige und Kontakte in ihrem Wohnumfeld
angewiesen sind (z.B. suchtkranke Menschen, Versorgung durch Nachbarschaftshilfe),
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- Umstande, die die Annahme rechtfertigen, dass eine Eingliederung in Arbeit vom
Erhalt des Wohnraumes abhangig ist,

- Familien mit Kindern (z.B. Kindern, denen ein mit einem Umzug verbundener
Schulwechsel wéhrend des Schuljahres nicht zumutbar ist).

Eine Absenkung der unangemessenen Aufwendungen muss gem. § 22 Abs. 1 S. 4 SGB Il nicht
gefordert werden, wenn diese unter Berucksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu
erbringenden Leistungen (Umzugskosten etc.) unwirtschaftlich ware.

Solche Konstellationen sind im Einzelfall unter Beruicksichtigung aller Kosten zu prufen. Eine
Wirtschaftlichkeitsprufung ist durchzufthren und in der Akte darzustellen.

2.3.1.2 Wohngemeinschaften

Alleinstehende Personen in einer Wohngemeinschaft sind wie ein 1 - Personen - Haushalt zu
betrachten. Die gemeinsame Nutzung von Raumen rechtfertigt keinen Abschlag von der
angemessenen Quadratmeterzahl. Beim Zusammenleben in einer reinen Wohngemeinschatft,
die keine Bedarfsgemeinschaft nach § 7 Abs. 3 SGB Il darstellt, stehen alleinstehenden
Leistungsberechtigten die ublichen Mietrichtwerte zu, die fir Alleinstehende als angemessen
gelten.

Von einer Wohngemeinschaft ist auch dann auszugehen, wenn Verwandte, die keine
Bedarfsgemeinschaft i. S. des § 7 Abs. 3 SGB Il bilden, eine Wohnung gemeinsam nutzen.

Auch wenn mehrere leistungsberechtigte Personen in einer Wohngemeinschaft leben, so stehen
jedem die fiir einen Alleinstehenden Ublichen Richtwerte zu, die fur einen Alleinstehenden als
angemessen gelten.

2.3.1.3 Kopfteilprinzip

Wird eine Unterkunft von mehreren Personen gemeinsam genutzt, sind die gesamten Kosten
(Grundmiete, kalte Betriebskosten und Heizkosten) gleichmaRig pro Kopf aufzuteilen. Dies hat
regelmaRig unabhéngig vom Alter, der Nutzungsintensitdt oder der Zugehorigkeit zur
Bedarfsgemeinschaft zu erfolgen. VVoraussetzung fir die Aufteilung nach Kdépfen ist auch die
tatsdchliche Nutzung der Wohnung durch alle Beteiligten. Nicht ausreichend fir eine
Aufteilung ist somit der gelegentliche Aufenthalt weiterer Personen z. B. zu Besuchszwecken.

Auch flr Auszubildende mit BAf6G- (einschlieRlich Schiler-BAfoG oder BVB-Leistungen)
oder aber BAB-Anspriichen ist der Mietanteil kopfteilig anzusetzen. Das Gleiche gilt fir
Personen, die sich tatséchlich dauerhaft in der Wohnung aufhalten und keine Leistungen gem.
SGB 11, SGB XII oder AsylbLG erhalten.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu
einer moglichen Ausnahme vom Kopfteilprinzip (B 4 AS 67/12 R).

Ist die Sanktion eines SGB I1-Trégers gegen ein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft mit dem
Wegfall der Leistungen fur Unterkunftsaufwendungen verbunden, kann dies eine Abweichung
vom ,,Kopfteilprinzip* und hohere Leistungen fiir Kosten der Unterkunft an die weiteren
Bedarfsgemeinschaftsmitglieder rechtfertigen.

z. B. Fihrt eine Sanktion gegen ein ,,erwachsenes Kind* (U25) bei diesem zu einer Minderung
oder zum Wegfall der Leistungen fir die Unterkunft, ist den anderen Mitgliedern der
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Bedarfsgemeinschaft ein entsprechender Zuschlag zu gewéhren, sofern die sanktionierte Person
nicht Gber ausreichendes Einkommen (oder Vermdégen) verflgt.

Eine Abweichung vom Kopfteilprinzip erfolgt nicht, wenn gegeniiber einem Mitglied der
Haushaltsgemeinschaft die Bewilligung von Leistungen wegen dessen fehlender Mitwirkung
nach § 66 I S. 1 SGB I versagt worden ist (B 14 AS 17/17 R).

Dass ein zur Bedarfsgemeinschaft gehtrendes, grds. leistungsberechtigtes Familienmitglied
auf SGB Il-Leistungen verzichtet, rechtfertigt keine Ausnahme von der Anwendung des
Kopfteilprinzips (B 4 AS 23/17 R).

2.3.2 Angemessene Kosten

Die Stadt Dortmund hat die empirica ag, zur jahrlichen Feststellung der Mietobergrenzen in
einem ,,schliissigen Konzept* gem. der Vorgaben des BSG zu erstellen, beauftragt. Die
Anwendung des neuen Konzeptes wird dem Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und
Gesundheit zur Kenntnis gegeben.

Der Bedarf eines Haushaltes fir Unterkunft und Heizung setzt sich aus drei Komponenten
zusammen; die Nettokaltmiete, den Betriebskosten und den Heizkosten. Die Nettokaltmiete
und die Betriebskosten stellen die Bruttokaltmiete dar.

Ausweislich des Konzeptes werden die dargestellten Bruttokaltmieten nach Personenzahl als
angemessen festgelegt:

Personen | Angemessenheitsgrenze | Angemessenheitsgrenze | Angemessenheitsgrenze
Nettokaltmiete Betriebskosten Bruttokaltmiete
1 360,00 € 150,00 € 510,00 €
2 450,00 € 180,00 € 630,00 €
3 540,00 € 220,00 € 760,00 €
4 690,00 € 230,00 € 920,00 €
5 820,00 € 250,00 € 1.070,00 €
6 980,00 € 260,00 € 1.240,00 €

Fur Bedarfsgemeinschaften ab 7 Personen ist eine Einzelfallentscheidung zur Angemessenheit
zu treffen. Das Ergebnis ist in der Akte zu dokumentieren.

Im Rahmen der Produkttheorie ist die Angemessenheit der Bruttokaltmiete zu prifen. Dabei
wird im Gegensatz zur Nettokaltmiete der Mietzins zuzuglich der kalten Betriebskosten
beurteilt. Wenn nach der Produkttheorie die Summe der beiden Bestandteile als angemessen
angesehen werden kann, sind die geltend gemachten Aufwendungen zu ibernehmen.

Falls somit die Obergrenze der angemessenen Bruttoaufwendungen nicht Uberschritten wird,
ist die Anwendung der Produkttheorie in der Weise, dass die kalten Betriebskosten mit
einbezogen werden, unproblematisch. Falls die Bruttokaltmiete tiber der Obergrenze liegt, ist
die Angemessenheit im Einzelfall zu prufen.

2.3.2.1 Klimabonus
Durch die Einfiihrung eines Klimabonus, wird den leistungsberechtigten Menschen die

Anmietung des Segmentes der energetisch sanierten Wohnungen ermdglicht. Es kann dann
anstelle der angemessenen Nettokaltmiete, eine hohere Nettokaltmiete berticksichtigt werden,


https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_I&p=66
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_I&p=66&x=1
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wenn diese durch eine energetische Sanierung zustande kommt. VVoraussetzung dafur ist, dass
die Heizkosten auffallend niedrig sind.

Um bei einem Umzugsbegehren prifen zu koénnen, ob eine energetische Sanierung
durchgefuhrt oder ein Neubau die Voraussetzungen erfullt, wird der Punkt "energetisch saniert"
in die Vermieterbescheinigung aufgenommen.

Sollten sich Mieterh6hungen bei Bestandsmietern ergeben, die mit einer Sanierung begriindet
werden, so ist diese Sanierung nachzuweisen und durch den Energielieferanten oder den
Vermieter ist der monatliche Abschlag abzusenken.

Die folgenden Nettokaltmieten sind bei einer energetischen Sanierung als angemessen zu
berticksichtigen, die aufgelisteten Heizkosten sind als auffallend niedrig zu werten:

Personen Angemessene Nettokaltmiete inkl. Grenzwert flr auffallend niedrige
Klimabonus Heizkosten
1 410,00 € 30,00 €
2 520,00 € 30,00 €
3 620,00 € 40,00 €
4 780,00 € 50,00 €
5 920,00 € 50,00 €
6 1.100,00 € 60,00 €

Sollte sich zu einem spéateren Zeitpunkt anhand der Heizkostenabrechnungen feststellen lassen,
dass die Heizkosten nicht auffallend niedrig sind, so ist eine Priifung hinsichtlich des Grundes
durchzufuhren. Kénnen die Griinde nachvollzogen werden (s. auch 2.2.2.2) sind die Kosten zu
berucksichtigen.

2.3.2.2 Barrierefreier Wohnraum

Sollte die Notwendigkeit zur Anmietung von barrierefreiem, rollstuhlgerechtem oder
behindertengerechtem Wohnraum bestehen, so kann eine erhthte Nettokaltmiete beruicksichtigt
werden. Die Notwendigkeit ist durch ein ausfuhrliches arztliches Attest nachzuweisen. Bei
Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit dem Merkzeichen aG kann von der
Notwendigkeit ausgegangen werden.

Die folgende Tabelle ist flr die Feststellung anzuwenden:

Personen | Angemessenheitsgrenze | Angemessenheitsgrenze | Angemessenheitsgrenze
barrierefreie Betriebskosten barrierefreie
Nettokaltmiete Bruttokaltmiete

1 461,00 € 150,00 € 611,00 €

2 600,00 € 180,00 € 780,00 €

3 738,00 € 220,00 € 958,00 €

4 876,00 € 230,00 € 1.106,00 €

5 1.014,00 € 250,00 € 1.264,00 €

6 1.153,00 € 260,00 € 1.413,00 €
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2.3.2.3 Betriebskostenabrechnungen

Gem. § 22 Abs. 3 SGB Il mindern Rickzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf flr
Unterkunft und Heizung zuzuordnen sind, die nach dem Monat der Rickzahlung oder
Gutschrift entstehenden Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung. Sinn und Zweck der
Vorschrift ist es, die Anrechnung der Riickzahlung und Guthaben Uber die Vorschriften zur
Einkommensberucksichtigung (88 11 ff. SGB I1) zu vermeiden.

Denn wirden die Betrdge als Einnahmen nach § 11 SGB |1 berucksichtigt, missten sie primar
auf Leistungen der Bundesagentur angerechnet werden, obwohl die Uberzahlten Betrdge von
den kommunalen Trégern zuvor erbracht worden sind.

Ist im Mietvertrag eine Pauschale vereinbart (Jahresbetrag oder monatliche Pauschale), ist der
Vermieter nicht berechtigt, darliber hinaus weitere Betrdge zu verlangen (§ 556 BGB). Eine
Nebenkostenabrechnung wird nicht erstellt.

2.3.2.3.1 Nachforderungen

Bei Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung ist immer auf den Zeitpunkt abzustellen, zu
dem der tatséchliche Bedarf entsteht.

Der Bedarf entsteht im Falligkeitsmonat der Abrechnung (B 4 AS 62/09 R).

z. B. Abrechnung des Vermieters datiert vom 13.02. und die Nachforderung ist zum 01.04.
fallig. Der Bedarf fir den Nachforderungsbetrag besteht somit im Monat April.

In der Regel sind auf die Betriebs- und Heizkosten VVorauszahlungen zu leisten, iber die jéhrlich
abzurechnen ist.

Berechtigte Nebenkostenforderungen des VVermieters stellen im Zeitpunkt ihrer Falligkeit einen
anzuerkennenden Bedarf dar. Im Fall einer Betriebskostennachforderung wird die Forderung
im Monat der Falligkeit berticksichtigt. Die Nachforderung stellt eine Erh6hung des Bedarfes
in diesem Monat dar und ist keine einmalige Beihilfe.

Der Vermieter verliert nach Versaumung der zwdlfmonatigen Abrechnungsfrist des § 556 Abs.
3S. 2 BGB grundsatzlich seinen Nachzahlungsanspruch. Macht der Vermieter die Nachzahlung
erst nach dieser Frist gegeniber dem Mieter geltend, ist dieser (und damit auch der
Grundsicherungstrager) nicht mehr zur Nachzahlung verpflichtet. Die Gewéhrung der Leistung
ist abzulehnen. Dies gilt nicht, wenn der Vermieter die verspatete Geltendmachung nicht zu
vertreten hat. Wird nach der Abrechnungsfrist ein Guthaben festgestellt, so besteht ein
Auszahlungsanspruch des Mieters und damit eine Anrechnungsmdglichkeit fir den
Sozialleistungstréger.

Bei Auffalligkeiten bezlglich der Hohe der Betriebskostennachforderung oder aber falls die
Betrége nicht nachvollziehbar sind, ist - unter Beriicksichtigung einer regelméaRigen Zahlung
des Leistungsberechtigten - zu prufen, ob dem Leistungsberechtigten ein Zugang zu einer
entsprechenden Rechtsberatung ermdglicht werden kann.

Sofern ein Vermieter eine Abrechnung direkt Ubersendet, muss der Leistungsempfanger
aufgefordert werden sein Einverstdndnis zur Nebenkostenabrechnung zu erklaren und
entsprechend schriftlich mitzuteilen. So wird vermieden, dass eine Nebenkostenabrechnung
gepruft und bewilligt wird, obwohl der Hilfeempfanger in Widerspruch gegen den Vermieter
gegangen ist.
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Die Ubernahme einer Nachzahlung setzt voraus, dass zum Zeitpunkt der Falligkeit der
Abrechnung Hilfebeduirftigkeit im Sinne des SGB Il gegeben ist. Auch wenn kein Ifd.
Leistungsbezug vorliegt, so ist zu prufen, ob Hilfebedurftigkeit unter Berticksichtigung der
Nachforderung im Monat der Félligkeit besteht (B 14 AS 20/18 R).

Unerheblich ist, ob im Abrechnungszeitraum Leistungen nach dem SGB Il bezogen wurden.
Nachforderungen fur nicht mehr bewohnte Wohnungen werden nur ibernommen, wenn im
Abrechnungszeitraum durchgehend ein Leistungsbezug bestand. Lag kein durchgehender
Leistungsbezug vor, so erfolgt keine Ubernahme.

Hinsichtlich der Hohe des nachzuzahlenden Betrages ist zu prifen, inwieweit die Nachzahlung
maoglicherweise  daraus  resultiert, dass  geschuldete  Vorauszahlungen  vom
Leistungsberechtigten nicht oder nicht vollstandig geleistet wurden. Insoweit scheidet eine
Ubernahme nach § 22 Abs. 1 SGB Il aus. Die auf nicht geleistete VVorauszahlungen entfallenden
Betrage stellen Schulden im Sinne des § 22 Abs. 8 SGB Il dar, deren darlehensweise
Ubernahme gesondert zu priifen ist.

Vor jeder Folgebewilligung ist zu prifen, ob die Endabrechnung des Vorjahres vorliegt und
diese ggf. anzufordern. Fiir die Ubernahme einer Betriebs- oder Heizkostenabrechnung ist keine
gesonderte Antragstellung erforderlich. Der Grundsicherungstrager hat von Amtswegen tber
die Gewéhrung der Leistungen zu entscheiden, soweit er Kenntnis von der Abrechnung erlangt.

Im Rahmen der Abrechnung ist weiterhin zu prifen, ob unter Bertcksichtigung des
nachgeforderten Betrages (umgelegt auf 12 Monate bzw. auf den ausgewiesenen
Abrechnungszeitraum) die Bruttokaltmiete weiterhin angemessen ist. Die Einleitung eines
Senkungsverfahrens ist zu prifen.

2.3.2.3.2 Guthaben

Ist die abzusetzende Gutschrift hoher als der in dem betreffenden Monat anzuerkennende
Bedarf fir Unterkunft und Heizung, ist das nach Anrechnung verbleibende Guthaben auch in
den darauffolgenden Monaten anzurechnen. Die Regelung des § 22 Abs. 3 SGB Il ist auch
anwendbar, wenn der Riickzahlungsbetrag nicht an die leistungsberechtigte Person ausbezahlt
wird, weil dieser z.B. mit ihrer Miete des Folgemonats verrechnet wird. Die tatsachliche

(Aus-)Zahlung eines bestimmten Geldbetrages unmittelbar an die leistungsberechtigte Person
ist nicht erforderlich, um eine Minderung des Leistungsanspruchs im Folgemonat auszuldsen.

Wird das Guthaben durch den Vermieter nicht ausgezahlt, weil noch Riickstdnde bestehen, so
kann das Guthaben nicht angerechnet werden. Der Leistungsempféanger hat keine
Verfligungsgewalt tber das Guthaben und somit stellt es kein bereites Mittel dar.

Die Gutschrift ist (teilweise) nicht anzurechnen, soweit

- sie sich auf nicht leistungsberechtigte Haushaltsmitglieder bezieht (anteilig);

- sie sich auf Kosten bezieht, die aus dem Regelbedarf bezahlt wurden (z. B.
Tagstromkosten);

- Leistungen nach § 22 Abs. 1 SGB Il im Abrechnungszeitraum nur in angemessener
Ho6he erbracht wurden und der Gbersteigende Anteil vom Leistungsberechtigten
gezahlt wurde (ggf. anteilige Anrechnung)

- sie sich auf Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung bezieht, die nicht vom
Jobcenter anerkannt und somit nicht geleistet wurden.
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§ 22 Abs. 3 SGB 11 differenziert weder nach dem Ursprung der Rickzahlungen oder Guthaben,
noch kann dessen Wortlaut eine Beschrankung auf Abrechnungen, die allein aus Zahlungen des
Leistungsberechtigten resultieren, entnommen werden. Ebenso wie Guthaben, die aus Zeiten
stammen, in denen keine Hilfebedurftigkeit bestand, zu berlicksichtigen sind, ist es unerheblich,
wer die Zahlungen getétigt hat (B 4 AS 139/11 R). Damit werden auch Guthaben von
Nebenkostenabrechnungen aus Zeiten ohne Bedurftigkeit angerechnet oder aus Zeiten, in denen
weitere Personen zur Haushalts- oder Bedarfsgemeinschaft gehorten und bei
Guthabenentstehung bereits ausgezogen waren.

Ebenso ist es unerheblich, ob das Guthaben aus einer Nebenkostenabrechnung fur eine nicht
mehr bewohnte Wohnung resultiert.

Die Anrechnung erfolgt erst auf die Bedarfe, die einen Monat nach der Riickzahlung oder der
Gutschrift entstehen. Ubersteigen die Riickzahlungen oder Guthaben die iiblichen Bedarfe, so
ist der Uberschissige Teil in den Folgemonaten zu verrechnen. Daruber hinaus kénnen die
Aufwendungen, unabhangig von der Art der Aufwendungen, fiir die die Riickzahlung oder die
Gutschrift erfolgt ist, gemindert werden. Das bedeutet, dass die gesamten Bedarfe flr
Unterkunft und Heizung mit einer erfolgten Riickzahlung bzw. Gutschrift verrechnet werden
kdnnen.

Hat der erwerbsfahige Leistungsberechtigte einen Teil der Nebenkosten (z.B. wegen
Unangemessenheit) selbst bestritten, so ist dieser Anteil nicht anzurechnen. Eine Anrechnung
erfolgt dann nur im Verhéltnis der von ihm selbst getragenen Nebenkosten zu den gesamten
Nebenkosten.

Aus diesem Wortlaut ergibt sich, dass die Absetzung nicht von dem als Bedarf anerkannten
Betrag vorzunehmen ist, sondern von den tatsachlich aufzubringenden Mitteln, somit von den
unangemessenen Kosten der Unterkuntft.

Beispiel: Guthaben aus der Betriebskostenabrechnung 70 €

Nettokaltmiete 300 €
Heizkosten 40 €
Betriebskosten 120 €
Gesamt 460 €
Abzgl. Guthaben 70 €
Gesamtaufwendungen 390 €

Berticksichtigt wurden Kosten 1. H. v. 360 €

Nettokaltmiete 200 €
Heizkosten 40 €
Betriebskosten 120 €
Gesamt 360 €

Die berucksichtigten Kosten sind niedriger als die tatsachlichen Aufwendungen, so dass keine
Guthabenanrechnung erfolgen kann.

2.3.2.4 Aktuelle Situation bzgl. Energiekosten
Die Auswertung fur das schliissige Konzept erfolgte aufgrund der Daten des Jahres 2021.

Bedingt durch den Ukraine-Krieg sind im Jahr 2022 die Energiekosten drastisch gestiegen.
Bei der Bewertung, ob Heizkosten oder Betriebskostenbestandteile angemessen sind, ist daher
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mit Augenmal? vorzugehen. Wenn aus den Abrechnungen erkennbar ist, dass eine hohe
Nachzahlung und die daraus resultierende Erhéhung des monatlichen Abschlages nicht aus
einem erhohten Verbrauch, sondern aus der Preissteigerung resultiert, so sind diese Kosten zu
akzeptieren und fuhren nicht zu weiteren Prifungen, auch wenn die unter Punkt 2.2.1 und
2.2.2 angegebenen Grenzwerte Uberschritten werden.

Zu beachten ist, dass Vermieter eine Erhéhung nur unter Berlcksichtigung der ermittelten
Werte aus der Betriebskostenabrechnung vornehmen ddrfen. Eine Erhdhung
"zwischendurch”, im Hinblick auf zu erwartende héhere Energiekosten ist nicht moglich.

Bei den Versorgungsunternehmen stellt sich das allerdings anders dar. Diese dirfen im
laufenden Abrechnungsjahr die Abschlage erhéhen.

Sollten Zweifel an der RechtmaRigkeit der Erh6hung bestehen, so ist der Leistungsberechtigte
gem. Ziffer 2.10 an die Mietervereine zu verweisen.

2.4  Kostensenkungsverfahren

Gemal} § 22 Abs. 1 S. 3 SGB 11 sind Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung, soweit sie
den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang tbersteigen, als Bedarf so lange
anzuerkennen, wie es dem Leistungsberechtigten bzw. der Bedarfsgemeinschaft nicht mdéglich
oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch vermieten oder auf andere
Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch langstens fur sechs Monate.

Das Kostensenkungsverfanren und eine temporare Ubernahme unangemessener
Unterkunftskosten werden relevant, wenn

- die tatsachlichen Unterkunftskosten (iber der Angemessenheitsgrenze liegen,
- keine hinreichenden Grunde fiir ein Abweichen vom Richtwert vorliegen und
- angemessener Wohnraum verfugbar ist.

Zu beachten ist, dass eine Absenkung der unangemessenen Aufwendungen nicht gefordert
werden darf, wenn diese unter Beriicksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu
erbringenden Leistungen unwirtschaftlich ware.

Eine Kostensenkung kann in den meisten Fallen durch einen Umzug herbeigeftihrt werden. Der
Leistungsberechtigte darf nicht zu einem Umzug aufgefordert werden. Die Aufforderung darf
nur allgemein zur Kostensenkung erfolgen. Mildere Mittel, eine Senkung der Kosten
herbeizufiihren, kann der Hilfebeduirftige z.B. durch

- Aushandlung eines geringeren Mietzinses mit dem Vermieter oder
- Untervermietung von Wohnraum

erreichen.

Fur den Zeitraum zwischen Feststellung der Unangemessenheit der Kosten und dem Ablauf der
in der Regel sechsmonatigen Frist bietet § 22 Abs. 1 Satz 3 SGB Il eine begrenzte
Bestandsschutzregelung, die die Hilfebedurftigen vor einer abrupten Anderung der
Wohnsituation schitzen soll. Hiernach werden die unangemessenen Kosten voribergehend
berticksichtigt.

In der Regel sollen die unangemessenen Kosten maximal sechs Monate berticksichtigt werden,
wobei jedoch im Einzelfall Abweichungen nach oben mdglich sind. Auch wenn ein
Hilfebedurftiger kurz vor Beginn des Leistungsbezugs eine neue Wohnung zu einem
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unangemessenen Mietzins anmietet, ist der Grundsicherungstrager - zumindest voribergehend
- zur Ubernahme der Kosten nach den zuvor angegebenen Kriterien verpflichtet. Dies gilt
jedoch nicht, wenn der Hilfebedlrftige bei Abschluss des Mietvertrages ihm zurechenbar
Kenntnis von der Unangemessenheit der Aufwendungen fir die Wohnung sowie den baldigen
Leistungsbezug hatte. Hinweise auf eine ,,Bosglaubigkeit konnen sich aus der Hohe der
Aufwendungen bzw. aus einem vorherigen Leistungsbezug ergeben.

Der Hilfebedirftige hat nachzuweisen, dass er sich wahrend der gesamten Frist zur
Kostensenkung um angemessenen Wohnraum bemuht hat. Nur im Falle der Unmdglichkeit
einer Kostensenkung kénnen die unangemessenen Unterkunftskosten weiter ilbernommen
werden.

Hat der Leistungsberechtigte die Kosten bis zum Ablauf der Frist nicht gesenkt, obwohl ihm
dies moglich und zumutbar war, sind als Rechtsfolge nur noch die angemessenen
Aufwendungen vom Leistungstrager zu tibernehmen.

Gem. § 41 Abs. 3 SGB Il ist Uiber den Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts in der Regel fir ein Jahr zu entscheiden (Bewilligungszeitraum). Der
Bewilligungszeitraum soll insbesondere in den Fallen regelmaRig auf sechs Monate verkurzt
werden, in denen die Aufwendungen fur die Unterkunft und Heizung unangemessen sind.

2.4.1 Wirtschaftlichkeitsprufung

Nach § 22 Abs. 1 Satz 4 SGB Il muss eine Absenkung der nach Satz 1 unangemessenen
Aufwendungen (fir Unterkunft und Heizung) nicht gefordert werden, wenn diese unter
Berlicksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen (z.B.
Mietkaution, Umzug, Mobel) unwirtschaftlich wire. Die Formulierung ,,muss nicht* rdumt dem
Leistungstrdger Ermessen ein, das allein unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen
Mittelverwendung auszutben ist.

Die Prufung der Angemessenheit der Leistung fiir die Heizung hat getrennt von der Leistung fiir
die Unterkunft zu erfolgen (B 14 AS 106/10 R). Gleichwohl besteht bei der zuvor beschriebenen
Wirtschaftlichkeitsprifung ein Zusammenhang zwischen den Kosten fir Unterkunft und
Heizung und den Transaktionskosten im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung des
Einzelfalles.

Bei der Wirtschaftlichkeitsprifung werden Gberschlégig die mit einem Wohnungswechsel
voraussichtlich verbundenen Kosten berechnet:

- Umzugskosten

- unvermeidliche doppelte Miete

- Mietkaution / Genossenschaftsanteile

- Neuanschaffungen im Rahmen der Wohnungserstausstattung
- Umbau der Wohnung (behindertengerecht)

Ein Umzug ist dann unwirtschaftlich, wenn sich die Kosten nicht innerhalb von 24 Monaten
amortisieren. In diesem Zusammenhang ist eine Prognose aufzustellen, ob in absehbarer Zeit
mit einem Ende des Hilfebezugs zu rechnen ist (z.B. Arbeitsaufnahme, Rentenbezug). Die Folge
eines unwirtschaftlichen Umzugs wire die Ubernahme der tatsachlichen Kosten.

Durch die Wirtschaftlichkeitspriifung mussen im Regelfall keine
Kostensenkungsaufforderungen erstellt werden. Im Fokus stehen nur noch die Falle, die einer
Wirtschaftlichkeitsprifung nicht standhalten.
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Die Wirtschaftlichkeitspriifung ist je Fall bzw. bei jeder Anderung der BG oder der Kosten der
Unterkunft und Heizung aktenkundig zu machen.

2.4.2 Zumutbarkeit

Die Unzumutbarkeit zur Kostensenkung kann zeitlich befristet sein (akute Erkrankung, schwere
Operationen) oder unbefristet vorliegen. Sollte sich im Kostensenkungsverfahren die
Notwendigkeit eines Umzuges ergeben, fuhren allein die typischerweise mit einem Umzug
verbundenen Belastungen nicht zu dessen Unzumutbarkeit. Eine Bewertung, inwieweit ein
Kostensenkungsverfahren verlangt werden kann, wird im Einzelfall unter Einbeziehung aller
relevanten Faktoren vorgenommen. An die Auslegung der Begrifflichkeiten ,,Unmdoglichkeit™
und ,,Unzumutbarkeit sind strenge objektivierbare Anforderungen zu stellen. Die
Beriicksichtigung nicht angemessener Bedarfe fur die Unterkunft bleibt der durch sachliche
Grinde zu rechtfertigende Ausnahmefall.

Ein Umzug wird in der Regel nicht zuzumuten sein bei

- absehbar kurzfristigem Leistungsbezug (Zeitraum von bis zu 12 Monaten; der
Leistungsberechtigte ist aber darauf hinzuweisen, dass bei langerer
Leistungsgewahrung eine Kostensenkung geprift wird),

- bei einer Schwangerschaft ab der 12. Woche, sofern die Angemessenheitskriterien
nach der Geburt erfllt sind.

- bei geringfiigigen Uberschreitungen der Bruttokaltmietobergrenze, wenn ein Umzug
unwirtschaftlich ware (Wirtschaftlichkeitsberechnung)

- schwerbehinderten oder pflegebedrftigen Personen, wenn die bestehende Unterkunft
auf die besonderen Bedurfnisse der Person ausgestaltet ist und eine neue Unterkunft
nur mit einem grofReren finanziellen Aufwand umzubauen ware;

- Haushalten mit minderjéhrigen Kindern, wenn die sozialen Beziige der Kinder
nachweislich gefahrdet wéren (allgemeine Hinweise gentigen insoweit nicht, die
Geféhrdung muss im Einzelfall dargelegt werden); ist in diesen Fallen ein Schul- oder
Kindertagesstéattenwechsel erforderlich, ist die Frist zur Absenkung der
Aufwendungen fir die Kosten der Unterkunft rechtzeitig so zu legen, dass ein Umzug
zum Schulwechsel (zu weitergehenden Schule) oder zum Schuljahreswechsel
stattfindet;

- vergleichbaren schwerwiegenden sozialen Grunden.

Diese Falle sind in regelmaRigen Zeitabstanden zu tberpriifen.
2.4.3 Unmdglichkeit

Im Einzelfall kann die Kostensenkung fur den Hilfebedirftigen rechtlich (z.B. bei Vorliegen
eines Zeitmietvertrages und keiner Mdoglichkeit zur Untervermietung) oder tatsdchlich
unmaoglich sein, so dass das Verfahren auszusetzen ist.

Auf die kindigungsrechtlichen Vorschriften des BGB im Mietrecht und die entsprechende
Rechtsprechung, insbesondere des BGH, wird verwiesen. Unter keinen Umsténden darf ein
Kostensenkungsverfahren dazu fihren, dass ein Leistungsberechtigter zu einem
vertragswidrigen Verhalten gezwungen wird.
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2.4.4 Senkungsaufforderung

Die erwerbsféhige leistungsberechtigte Person ist schriftlich zur Kostensenkung aufzufordern.
(Vordruck). Bei der Aufforderung handelt es sich lediglich um eine Information, der keine
Verwaltungsaktqualitat zukommt. Ein hiergegen erhobener Widerspruch ist unzulassig.

Notwendiger Mindestinhalt der Aufforderung ist nach aktueller hdchstrichterlicher
Rechtsprechung lediglich:

- ein allgemeiner Hinweis auf die Unangemessenheit der Kosten i. V. m.

- der Angabe des max. angemessenen Mietpreises

- dem Hinweis, dass nach Ablauf der Kostensenkungsfrist (i.d.R. sechs Monate,
keinesfalls ein kirzerer Zeitraum) vom Leistungstrager nur noch die angemessenen
Kosten tibernommen werden.

Die Kostensenkungsfrist von sechs Monaten kann angemessen verlangert werden, wenn der
Leistungsbezieher nachweist, dass trotz intensiver Bemuihungen kein angemessener Wohnraum
angemietet werden konnte. Der Betroffene ist tiber die Verlangerung der Frist zu informieren.

Hilfebedurftige, die durch Kurzarbeit leistungsberechtigt werden, sind grundsatzlich nicht zu
einer Kostensenkung nach 8 22 Abs. 1 Satz 3 SGB Il aufzufordern.

2.4.5 Absenkung auf die angemessenen Kosten

Ergab die Uberpriifung, dass eine Kostensenkung moglich gewesen, aber nicht durchgefiihrt
wurde oder die Kostensenkungsbemthungen nicht ausreichend waren, werden die Kosten fr
Unterkunft und Heizung ab Ablauf der Ubergangsfrist auf die angemessenen Kosten gesenkt.

2.5 Selbst bewohntes Eigentum

Bedarfe flr Unterkunft und Heizung werden in Hohe der tatséchlichen Aufwendungen erbracht,
soweit diese angemessen sind. Nach der standigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(B 14/7b AS 34/06 R) ist dabei die Frage der Angemessenheit der Unterkunftskosten fur Mieter
und Hauseigentiimer nach einheitlichen Kriterien zu beantworten, um eine im Hinblick auf das
Gleichbehandlungsgebot geméR Art. 3 Abs. 1 GG nicht gerechtfertigte Privilegierung von
Haus- und Wohnungseigentiimern gegeniber Mietern zu vermeiden.

Im Vergleich zu Mietwohnungen bestehen bei selbst genutztem Wohneigentum (Eigenheimen
und Eigentumswohnungen) Besonderheiten. Zum einen entstehen hier teilweise andere Kosten,
zum anderen schitzt 8 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB 11 das selbst genutzte Wohneigentum. Soweit
festgestellt wird, dass das selbst genutzte Wohneigentum aufgrund seiner GrélRe geschitztes
Vermogen ist, muss gepriift werden, in welchem Umfang die Kosten fur Unterkunft und
Heizung zu Gbernehmen sind.

Die vermdgensmalige Angemessenheit eines Eigenheims bedeutet nicht automatisch die
Angemessenheit der Kosten fur dieses Eigenheim i. S. d. 8§ 22 SGB II:

Die tatsdchlichen Aufwendungen setzen sich zusammen aus den mit dem selbstgenutzten
Wohneigentum verbundenen Belastungen. Dazu gehoren

- Schuldzinsen, soweit sie mit dem Eigenheim oder der Eigentumswohnung in
unmittelbarem Zusammenhang stehen,

- unter bestimmten Voraussetzungen Tilgungsleistungen (Ausnahmefalle).

- Ubliche Nebenkosten (entsprechend den Nebenkosten einer Mietwohnung),
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- Offentliche Lasten / Anliegerbetrage,

- der nachgewiesene tatsachlich anfallende Erhaltungsaufwand,

- im Falle von Eigentumswohnungen auch das monatliche Hausgeld inklusive einer
beschlossenen Instandhaltungsrucklage.

2.5.1 Schuldzinsen

Die Schuldzinsen fiir Darlehen, die vor Eintritt in den Hilfebezug aufgenommen wurden und
zum Erwerb, zum Bau bzw. Umbau eines Eigenheimes oder einer Eigentumswohnung dienen,
werden bei Angemessenheit ibernommen.

Zur Berechnung der Schuldzinsen ist bei Antragsstellung ein Nachweis Uber die zu leistenden
Zahlungen vorzulegen. Dieser muss die mtl. zu zahlenden Zinsen ausweisen. Sollten sich hier
jahrliche Schwankungen ergeben, so sind diese bei der Bewilligung entsprechend zu
berucksichtigen.

Als Malistab fir die Angemessenheit von Schuldzinsen und dauernden Lasten gilt die
ortstibliche Vergleichsmiete einer Mietwohnung (Bruttokaltmiete).

2.5.2 Tilgung

Tilgungsraten fir Darlehen, die zum Bau oder Erwerb eines Eigenheims oder einer
Eigentumswohnung aufgenommen worden sind, kénnen grundséatzlich nicht beriicksichtigt
werden. Sie dienen der Vermdgensbildung.

Nur in besonderen, sehr seltenen Ausnahmeféllen kann eine Beriicksichtigung von
Tilgungsleistungen als Kosten der Unterkunft erfolgen (B 14/11b AS 67/06 R). Ein solcher
Ausnahmefall liegt nicht schon dann vor, wenn die Finanzierungskosten des Eigentiimers
insgesamt die Hohe der Gesamtkosten einer angemessenen Mietwohnung nicht Gbersteigen.

Der Gesetzgeber raumt dem Erhalt der Wohnung allgemein einen hohen Stellenwert ein.
Erforderlich fur eine eventuelle Ubernahme ist daher, dass die Kosten in Form von
Tilgungsleistungen zur Erhaltung des Wohneigentums unvermeidbar sind. Die
Leistungsberechtigten missen deshalb vor einer Inanspruchnahme staatlicher Leistungen alles
unternehmen, um  die  Tilgungsverpflichtung  wahrend des  Bezugs von
Grundsicherungsleistungen so niedrig wie mdglich zu halten.

Folgende Voraussetzungen miissen fiir eine Ubernahme von Tilgungsleistungen erfillt sein:

- Es muss sich um angemessenes Wohneigentum im Sinne des § 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4
SGB 11 handeln (Tilgungsleistungen fur nicht geschitzte Immobilien kdnnen also in
keinem Fall berlicksichtigt werden).

- Es mussen alle Moglichkeiten zur Aussetzung oder Verminderung der
Tilgungsleistungen (Tilgungsaussetzung, -herabsetzung oder -streckung) ausgeschopft
sein, d.h. die Tilgungsleistungen miissen zur Erhaltung des Wohneigentums
unvermeidbar sein. Entsprechende Negativerkldrungen der Darlehensgeber missen
vorliegen.

- Das Wohneigentum muss bereits weitestgehend finanziert sein. Entscheidend ist, dass
es nur um die Tilgung einer Restschuld geht und die Vermdégensbildung bereits fast
vollstandig abgeschlossen ist. Der Aspekt des Vermogensaufbaus aus Mitteln der
Existenzsicherung muss gegentber dem Ziel, die Beibehaltung der Wohnung zu
ermaoglichen, zurlcktreten (B 14 AS 79/10 R). Hierbei handelt es sich immer um eine
Einzelfallentscheidung.
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- Die Hochstgrenzen der abstrakt angemessenen Kosten einer Mietwohnung
(Bruttokaltmiete) durfen inkl. der Tilgungsleistungen nicht Giberschritten werden.

Entscheidungen Uber die Berlicksichtigung von Tilgungsleistungen sind ausfiihrlich zu
begriinden. Entsprechende Nachweise zur Unvermeidbarkeit der Tilgungsiibernahme sind zur
Akte zu nehmen.

2.5.3 Kalte Betriebskosten

Analog zu Mietwohnungen sind die kalten Betriebskosten als Bedarf nach
§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB Il zu berlicksichtigen

Zusétzlich kénnen folgende Kosten entstehen:

Dauernde Lasten (z. B. Erbbauzins)

Verwaltungskosten

von der Eigentimerversammlung beschlossene Instandhaltungsriicklage
einmalige Lasten (z. B. Dichtigkeitspriifung der Kanalisation)

Nicht berticksichtigt werden kénnen Aufwendungen z. B.

- Lebensversicherungen fir die Finanzierung
- Instandhaltungspauschalen
- Leibrentenleistungen fiir den Erhalt der Unterkunft

2.5.4 Instandhaltungskosten / Erhaltungsaufwand

§ 22 Abs. 2 SGB Il enthdlt eine Regelung zur Anerkennung der Aufwendungen fir
Instandhaltung und Reparatur bei selbst genutztem Wohneigentum (Eigenheime und
Eigentumswohnungen) als Bedarf.

Als Bedarf fur die Unterkunft sind unabweisbare Aufwendungen fir Instandhaltung und
Reparatur anzuerkennen. Die zu bericksichtigenden Aufwendungen sind nur begrenzt
beihilfefahig. Voraussetzung ist, dass

- essich um ein angemessenes selbst genutztes Hausgrundstiick i.S.d.
8 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II handelt,

- die Aufwendungen nicht den ublichen Standard eines selbstgenutzten Wohneigentums
uberschreiten,

- Reparatur und Instandhaltung noch nicht tatséchlich ausgefiihrt wurden und sie

- angemessen sind.

Unabweisbar sind nur dringliche Aufwendungen, die zur absolut unerlésslich sind (z.B.
Reparatur eines undichten Daches, Reparatur einer defekten Heizungsanlage) (BR-Drs.
17/3404 S. 161 zu § 22 Abs. 2). Damit sind MalRnahmen gemeint, die fur die weitere
Bewohnbarkeit erforderlich sind oder wenn ein weiteres Hinausschieben zu schweren
Substanzschaden fuhren wirde.

Die  Aufwendungen fur Instandhaltung und Reparatur umfassen aber nur
Erhaltungsaufwendungen und InstandhaltungsmalRnahmen, nicht aber wertsteigernde
Erneuerungsmalinahmen.
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Bei der Beurteilung ist dabei zu beachten, dass z.B. mit der Ersetzung einer defekten, vormals
dem Stand der Technik entsprechenden Heizungsanlage durch eine neue, die dem aktuellen
Stand der Technik entspricht, zwangslaufig eine gewisse Verbesserung und auch
Wertsteigerung verbunden ist. Damit sind MalRnahmen erfasst, die unmittelbar drohende oder
bereits eingetretene Schéden an der selbst genutzten Immobilie mit daraus folgenden
unzumutbaren Beeintrachtigungen der Wohnqualitat verhindern oder beseitigen sollen.

Diese Wertsteigerung ist dann unbeachtlich, wenn es keine (wirtschaftlich vertretbare)
Alternative gibt, um die vormals funktionierende Anlage wiederherzustellen. (LSG Sachsen-
Anhalt L 5 AS 178/12 B ER).

Um die Hohe der Beihilfe festzustellen, ist wie folgt zu verfahren:

1. Schritt
Feststellung der Unabweisbarkeit der Instandhaltung oder Reparatur.

2.Schritt
Ermittlung aller unabweisbaren angemessenen Aufwendungen als Gesamtbetrag. Dieser
Gesamtbetrag ist auf 12 Monate (Antragsmonat und weitere 11 Monate gleichmaRig zu
verteilen.

3.Schritt
Ermittlung der berticksichtigungsfahigen Aufwendungen fir das selbstgenutzte Wohneigentum
unter Zugrundelegung der Angemessenheitskriterien fiir Mietwohnungen.

4.Schritt

Ermittlung der tatsachlichen beruicksichtigten monatlichen Aufwendungen flr das selbst
genutzte Eigentum. Addition der monatlichen Aufwendungen fur Instandhaltung und Reparatur
sowie der beriicksichtigten Aufwendungen fir Unterkunft.

5.Schritt
Gegeniberstellung der Aufwendungen nach Schritt 3 mit den Aufwendungen nach Schritt 4.

Liegen die Aufwendungen nach Schritt 4 unter den Aufwendungen nach Schritt 3, so ist in
Hohe des Unterschiedsbetrages und mit einem Faktor von 12 Monaten multipliziert eine
Beihilfe zu gewdhren. Liegen die tatsachlichen Aufwendungen Uber diesem ermittelten Betrag,
kann der Restbetrag nur als Darlehen erbracht werden (§ 22 Abs. 2 SGB I1I).

Beihilfe / Darlehen

Ist nach Schritt 5 die Gewahrung einer Beihilfe nicht mdglich, (da bereits die Aufwendungen
fir Unterkunft Gber den Aufwendungen nach Schritt 3 liegen), kénnen die gesamten
Aufwendungen nur als Darlehen gewéhrt werden (§ 22 Abs. 2 SGB II).

Berechnungsbeispiele fiir einen Haushalt mit zwei Personen:

Beispiel 1

Berlcksichtigte Aufwendungen fir Unterkunft 450,00 €
Reparaturkosten 3000 € / 12 Monate mtl. 250,00 €
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angemessene Aufwendungen fiir Unterkunft 484,80 €

Eine Beihilfe ist nur in Hohe von 34,80 € monatlich moglich, Differenz zwischen 450 € und
484,80 € = 34,80 € multipliziert mit 12 Monaten = 417,60 €.
Der Restbetrag - 3.000,00 € abziiglich 417,60 € = 2.582,40 € - ist als Darlehen zu gewdahren.

Beispiel 2

Beriicksichtigte Aufwendungen fur Unterkunft 160,00 €
Reparaturkosten 3000 € / 12 Monate mtl. 250,00 €
Gesamt 410,00 €
angemessene Aufwendungen fir Unterkunft 484,80 €

Die Aufwendungen fir Unterkunft und Reparatur liegen unter den angemessenen
Aufwendungen. Die Kosten kénnen somit in vollem Umfange als Beihilfe Gbernommen
werden.

2.5.5 Heizkosten

Heizkosten werden nur bis zu der H6he tbernommen, wie sie bei der Beheizung einer der
Wohnflache nach angemessenen Mietwohnung anfallen wiirden.

Da die Quadratmeterzahl zwischen dem nach 8§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB Il
verm@gensrechtlich geschutzten Eigenheim und einer nach § 22 Abs. 1 SGB Il angemessenen
Unterkunft auseinander fallen koénnen, entstehen im Einzelfall Finanzierungsliicken. Diese
Fehlbetrdge sind aber nicht generell durch eine Aufstockung der Heizkosten vom
Leistungstrdger auszugleichen. Denn dies wirde wiederum zu einer unzuldssigen
Besserstellung von Wohnungseigentiimern gegenuber Mietern fuhren.

Aus der Angemessenheit des Hauses i. S .d. § 12 Abs.3 Satz 1 Nr.4 SGB Il kann nicht der
Schluss gezogen werden, dass auch die tatsachlich anfallenden Heizkosten zu tibernehmen sind.
Entscheidend sind die Umsténde des Einzelfalles.

2.6 Umzug
2.6.1 Zusicherung

Vor Abschluss eines Vertrages Uber eine neue Unterkunft soll der Leistungsberechtigte die
Zusicherung des fir die neue Unterkunft ortlich zustdndigen kommunalen Tragers zur
Berlcksichtigung der Aufwendungen fiir die neue Unterkunft einholen. Der kommunale Tréger
ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn die Aufwendungen fir die neue Unterkunft angemessen
sind. Die Erforderlichkeitsprifung im Rahmen der Zusicherung fur die Anerkennung der
Angemessenheit der Aufwendungen am neuen Wohnort ist nicht mehr vorgesehen. Damit
entscheidet das am neuen Wohnort zustandige Jobcenter (ber die Zusicherung der Kosten der
Unterkunft.

Nur wenn die leistungsberechtigte Person nach 8§ 22 Abs. 6 SGB Il
Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten vom bisher zustdndigen kommunalen
Tréger oder eine Mietkaution bzw. Genossenschaftsanteile vom zukinftig zustdndigen
kommunalen Trager begehrt, muss sie sich vor Abschluss des Vertrags ebenfalls eine
Zusicherung Uber die Erforderlichkeit vom bisher zustandigen kommunalen Tréager einholen.
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Eine fehlende Erforderlichkeit des Umzuges wirkt sich ansonsten nur bei der Anwendung des
§ 22 Absatz 1 Satz 2 SGB Il aus, der nur fur Umzige innerhalb des Zustandigkeitsbereichs
eines kommunalen Tragers Rechtswirkung entfaltet.

Im Rahmen der Absétze 4 und 5 kdnnen bzw. missen von dem jeweiligen neuen kommunalen
Trager Zusicherungen erteilt werden. Hinsichtlich der Rechtsfolgen einer fehlenden
Zusicherung ist zwischen 8 22 Abs. 4 (Uber 25 Jahre) und 5 (unter 25 Jahre) SGB 1l zu
unterscheiden.

Bei den Zusicherungen handelt es sich um Verwaltungsakte gem. 88§ 31, 34 SGB X. lhr
Regelungsgegenstand ist die Zusicherung, in welchem Umfang fiir die neue Wohnung Kosten
ubernommen werden.

Gegenstand der Zusicherung ist die Ubernahme der Unterkunftskosten fiir eine konkrete
Unterkunft in konkreter Hohe. Die leistungsberechtigte Person hat keinen Anspruch auf eine
pauschale Zusicherung fir den Umzug in eine beliebige Unterkunft mit angemessenen Kosten.
Liegt also kein konkretes Mietangebot vor, so besteht auch kein Anspruch auf Erteilung einer
Zusicherung. Eine Verwaltungsentscheidung ist dann nicht zu treffen. Es sollte allenfalls eine
Information Uber diese gesetzliche VVoraussetzung erteilt werden und dabei sorgfaltig beachtet
werden, dass diese keinen Regelungsgehalt enthalten darf.

Das Zusicherungsverfahren hat allein  Aufklarungs- und  Warnfunktion.  Der
leistungsberechtigten Person wird Klarheit Giber die Angemessenheit der Aufwendungen flr die
neue Unterkunft verschafft.

Die Beurteilung der Erforderlichkeit eines Umzuges obliegt im Einzelfall dem Jobcenter. Wenn
die bisherige Wohnung als ausreichend und angemessen befunden wird, ist die Erforderlichkeit
eines Umzuges nicht gegeben und eine Zusicherung der Kosteniibernahme abzulehnen.

2.6.2 Umzug Uber 24 Jahre

Das Fehlen einer Zusicherung vor Vertragsabschluss berthrt die sich materiell aus § 22 Abs. 1
SGB 1l ergebenden Anspriiche auf Ubernahme der Unterkunfts- und Heizkosten nach dem
Umzug nicht. Dies ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des Gesetzes, wonach die Zusicherung
lediglich eingeholt werden ,,soll*.

Die Erteilung einer Zusicherung nach 8 22 Abs. 1 SGB I1 ist daher keine VVoraussetzung zur
Ubernahme der neuen, angemessenen Bedarfe fir die Unterkunft. Eine Kosteniibernahme
kommt auch dann in Betracht, wenn eine Zusicherung des kommunalen Tragers im Vorfeld
nicht eingeholt wurde. Zu prifen ist in jedem Fall aber, ob die Zusicherung hatte erteilt werden
kdnnen bzw. miissen. Wenn der Umzug innerhalb des Vergleichsgebiets nicht erforderlich war,
werden die Unterkunftskosten in Hohe der ,,alten* Kosten gedeckelt. Bei Erforderlichkeit des
Umzugs gilt die allgemeine Angemessenheitsgrenze.

Eine fehlende Erforderlichkeit des Umzuges wirkt sich nur bei der Anwendung des § 22 Abs.
1 Satz 2 SGB Il aus, der nur fur Umzuge innerhalb des Zustandigkeitsbereichs eines
kommunalen Tragers Rechtswirkung entfaltet. Zudem ist die Erforderlichkeit des Umzuges
Anspruchsvoraussetzung far die Zusicherung der Ubernahme von
Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten nach § 22 Abs. 6 SGB I, die ohnehin von
dem fur die bisherige Unterkunft értlich zustandigen kommunalen Trager getragen werden.
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Grds. erfolgt die Angemessenheitsprifung Uber die Bruttokaltmiete. Es ist jedoch darauf zu
achten, dass die Betriebskosten nicht zu Lasten einer erhdhten Nettokaltmiete (Grundmiete)
gering gehalten werden.

In der Regel ist daher die Zusicherung zu einer Wohnungsanmietung zu versagen, wenn zwar
die jeweilige Obergrenze der angemessenen Bruttokaltmiete nicht Uberschritten wird, die
Betriebskosten aber zu Lasten einer erhohten Nettokaltmiete soweit gemindert wurden, dass die
anfallenden Betriebskosten auffallend niedrig sind. Als auffallend niedrige Betriebskosten
konnen folgende Grenzwerte angesetzt werden:

Personen Grenzwert flr auffallend niedrige
Betriebskosten

50,00 €

60,00 €

70,00 €

80,00 €

80,00 €

90,00 €

OO WINF

Sollte in der Vorschau erkennbar sein, dass die Betriebskosten die genannten Betrége
unterschreiten, ist zur Angemessenheitspriifung von den unter 2.3.2 genannten Betrégen als
angemessen auszugehen. Sollte sich bei der Berechnung ergeben, dass dadurch die
Angemessenheitsgrenzen uberschritten werden, ist keine Zusicherung zur Anmietung der
Wohnung zu erteilen.

Sollte im  Einzelfall nachgewiesen werden (z. B. durch vorhergehende
Betriebskostenabrechnungen), dass die Betriebskosten tatséachlich nicht hoher sind, so kann im
Einzelfall dennoch eine Zusicherung erteilt werden.

Bei Umzlgen aulRerhalb Dortmunds erfolgt die Angemessenheitspriufung nach § 22 Abs. 4 SGB
Il durch den nach dem Umzug zustdndigen kommunalen Trager (gemeinsame Einrichtung oder
Optionskommune). Er kann die Angemessenheit vor Ort besser beurteilen und ist, soweit die
Ubernahme einer Mietkaution begehrt wird, ohnehin von der leistungsberechtigten Person zu
kontaktieren. Die Voraussetzung fur die Verpflichtung zur Zusicherung, dass der Umzug
erforderlich sein muss, entféllt.

Zwischen beiden Anforderungen (angemessen und erforderlich) besteht eine Wechselwirkung.
Auch wenn die Aufwendungen flr die neue Wohnung im Rahmen des Angemessenen bleiben,
so sind Anforderungen an die Erforderlichkeit des gewiinschten Wohnungswechsels zu stellen,
wenn sich die Kosten im Vergleich zur bisherigen Wohnung erhéhen.

Ein Umzug ist erforderlich, wenn ein plausibler, nachvollziehbarer und verstandlicher Grund
vorliegt, von dem sich auch ein Nichtleistungsempfanger in den unteren Einkommensgruppen
leiten lassen wiirde, einen Umzug durchzufiihren.

Als erforderlich ist ein Umzug beispielsweise anzusehen

- wenn dieser durch den kommunalen Tréger veranlasst wurde,

- wegen der Annahme einer konkret benannten Arbeitsstelle an einem anderen Ort unter
Berlcksichtigung der noch zumutbaren Pendelzeiten bis 2,5 Stunden taglich bei
Vollzeit (nicht jedoch schon bei vager Aussicht auf Verbesserung der
Arbeitsmarktposition),
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- bei unzureichender Deckung des Unterkunftsbedarfes (beispielsweise bei
unzureichenden sanitaren Verhéltnissen fiir die Versorgung eines Kleinkindes bei
Familienzuwachs), nicht jedoch allein durch die Tatsache des Familienzuwachs,
sondern vielmehr durch die dann gegebenenfalls vorliegenden ungtinstigen
Gesamtumstéande,

- bei ungunstiger Wohnflachenaufteilung und einer konkret bevorstehenden Geburt
eines Kindes (auch eine kleine Wohnung kann zumutbar sein. Es kommt auf den
Zuschnitt und die Ausstattung an),

- bei baulichen Méngeln nach erfolgloser Ausschopfung der Selbsthilfeverpflichtung
(z.B. Aufforderung zur Instandsetzung entsprechender Méngel durch Haus-/
Wohnungseigentumer, ggf. auch durch Einschaltung von Mieterschutzverein oder
anderer rechtlicher Beistande),

- aus gesundheitlichen Grunden (z. B. Eintritt einer Behinderung, die sich auf das
Wohnen auswirkt), soweit es nicht mdglich ist, durch z. B. eine von der Pflegekasse
finanzierte Wohnumfeldverbesserungsmalinahme Abhilfe zu schaffen,

- bei sonstigen dringenden personlichen und sozialen Grinden, z. B. zur Herstellung
einer ehelichen, ehedhnlichen Lebensgemeinschaft oder Lebenspartnerschaft nach
dem Lebenspartnerschaftsgesetz, zur persénlichen Pflege eines nahen Angehorigen,
bei Trennung/Scheidung.

Entsprechende Nachweise sind vorzulegen bzw. ist im Rahmen der Amtsermittlungspflicht der
Sachverhalt zu ermitteln. Werden entscheidungserhebliche Nachweise nicht geflhrt, ist der
Antrag abzulehnen.

Die Auflistung ist nicht abschlieBend. Beim Vorliegen nicht aufgefuhrter Fallgestaltungen ist
bei der zu treffenden Ermessensentscheidung ein strenger Mal3stab anzulegen.

2.6.3 Umzug unter 25 Jahren

§ 22 Abs. 5 SGB 11 beschreibt die Voraussetzungen, wann Personen unter 25 Jahren keine
Leistungen fir Unterkunft und Heizung erhalten. Damit einer Person unter 25 Jahren bei
Auszug aus der Wohnung der Eltern Leistungen fir Unterkunft und Heizung erbracht werden
konnen, hat sie vor Abschluss des Vertrages uber die Unterkunft die Zusicherung des
Leistungstrégers einzuholen, dass dieser die Kosten fiir Unterkunft und Heizung tbernehmen
wird. Abgesehen davon, dass auch hier die Angemessenheit der neuen Wohnung vorliegen
muss, gelten flr die Erforderlichkeit des Umzugs speziellere Regeln. Wird die Zusicherung
nicht eingeholt und war die Einholung nicht nach Abs. 5 S. 3 entbehrlich, werden bis zur
Vollendung des 25. Lebensjahres keine Leistungen zur Deckung der Bedarfe der Kosten der
Unterkunft gezahlt.

Grundsatzlich ist fir die Prifung des Vorliegens der VVoraussetzungen eines Umzugsgrundes
das Team 481 (PEA, Prifung Erstauszug) zustandig. Ggf. wird von diesem das zustandige
Jugendamt mit der Bitte um Abgabe einer ausfuhrlichen, begriindenden Stellungnahme
eingeschaltet. Die Stellungnahme des Jugendamtes ist inhaltlich zu prifen. Sie ist nicht fir die
Entscheidung des Jobcenters bindend.

Zur Zusicherung ist das Jobcenter verpflichtet, wenn ein
- schwerwiegender sozialer Grund vorliegt,

- der Umzug zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist oder
- ein sonstiger ahnlich schwerwiegender Grund gegeben ist.
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2.6.3.1 Schwerwiegende soziale Grinde

Schwerwiegende soziale Grunde liegen insbesondere dann vor, wenn zum Zeitpunkt der
Antragstellung

- eine schwere Stérung der Eltern-Kind-Beziehung besteht, d. h. das Zusammenleben
von Eltern und der Person unter 25 Jahren aus physischen und / oder psychischen
Grinden nicht mehr maoglich ist oder ein Zusammenleben wechselseitig nicht mehr
zumutbar ist (strenger Mal3stab),

- ohne Umzug Gefahr fur das korperliche, geistige oder seelische Wohl der Person unter
25 Jahren besteht, (z.B. Elternteil ist schwer alkoholkrank, drogenabhéngig, psychisch
erkrankt),

- bei Zusammenleben mit Geschwistern in der Wohnung der Eltern eine
Geschlechtertrennung nicht moéglich ist (Alter der Geschwister beachten),

- ein Verweisen auf die Wohnung der Eltern mangels entsprechender Pflichten nach
dem BGB (z.B. Entscheidung der Eltern gegen Gewahrung von Naturalunterhalt bzw.
Titel des Kindes auf Barunterhalt, oder Entscheidung des VVormundschaftsgerichts auf
Unterbringung auerhalb des Elternhauses) nicht maéglich ist bzw. ein Verweisen
unzumutbar ist, weil z. B. der sorgeberechtigte Elternteil sein Sorgerecht nie oder fur
langere Zeit nicht ausgelibt hat,

- die Person unter 25 Jahren fremd untergebracht ist oder sich in einer Einrichtung nach
8 67 SGB XII oder in anderen Einrichtungen aufhalt, fir den Fall, dass sie aus einer
solchen Einrichtung eine eigene Wohnung bezieht (im VVordergrund steht hier der
,» Therapie-“erfolg, welcher durch Zuriickziehen zu den Eltern nicht gefdhrdet werden
soll),

- die Person unter 25 Jahren eine eigene Familie hat (z.B. Heirat / Lebenspartnerschaft
oder Kind; ehe- oder partnerschaftsdhnliche Beziehungen zéhlen hingegen nicht dazu).

2.6.3.2 Sonstige ahnlich schwerwiegende Grinde

Ein sonstiger &hnlich schwerwiegender Grund im Sinne von § 22 Abs. 2a Satz 2 Nr. 3 SGB I
liegt insbesondere vor, wenn

- der Erstauszug sachlich gerechtfertigt war oder eine Zusicherung erteilt wurde und die
Umstande sich nicht verandert haben,

- die Unter-25-jahrige schwanger ist oder ein Kind hat,

- der unter-25-jahrige kiinftige Kindsvater mit der Schwangeren zusammenziehen und
eine eigene Familie grinden will,

- das Kind verheiratet ist oder mit einem Partner im Haushalt der Eltern lebt bzw. leben
musste,

- der in Frage kommende Elternteil mit einem neuen Partner, der alleiniger Mieter der
Wohnung oder Eigentimer der Unterkunft ist, zusammenlebt lebt und dieser der
Aufnahme des Kindes in den Haushalt nicht zustimmt

Insgesamt ist auch hier ein strenger Mal3stab anzulegen.



-39 -

2.6.3.3 Keine schwerwiegenden sozialen oder sonstigen wichtigen Griinde
Ein schwerwiegender sozialer Grund oder sonstiger wichtiger Grund liegt z.B. nicht vor, wenn

- ein Kind angibt, in der Wohnung keine laute Musik héren oder keine Freunde einladen
zu durfen,

- ein Kind sich an der Hausarbeit beteiligen muss,

- die raumlichen Verhaltnisse sehr beengt sind; allein der Umstand, dass man sich
raumlich bescheiden muss, gentigt jedoch nicht,

- sich mit dem Geschwisterkind ein Zimmer teilen muss,

- es normal Ubliche Streitigkeiten zwischen Eltern und Geschwistern oder
»generationsbedingte™ Alltagsprobleme gibt,

- ein bloRer Wunsch des Kindes vorliegt, den elterlichen Haushalt zu verlassen.

Die Beziehung zwischen dem jungen Hilfebedurftigen und den Eltern muss so zerrittet sein,
dass entweder den Eltern oder dem Betroffenen ein weiteres Zusammenleben aufgrund
standiger Streitigkeiten nicht mehr zumutbar ist. Diese missen aber deutlich das MaR des
Ublichen Gbersteigen (LSG BE-BB L 5 B 1121/05 AS ER; LSG TH L 9 AS 343/07 ER) und
diirfen sich nicht auf ,,normale" innerfamilidre Konflikte beschrdnken (LSG BE-BB L 5 AS
29/06).

Dass eine hilfebedrftige Person, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, nicht mehr
im Elternhaus lebt, stellt fir sich genommen keinen sonstigen, &hnlich schwerwiegenden Grund
i.S.d. 8 22 Abs. 5 SGB 11 dar. Sind die Eltern zur Aufnahme ihres Kindes bereit und steht im
elterlichen Haushalt ausreichender Wohnraum zur Verfiigung, so kann der hilfebedurftige
junge Erwachsene auf den bei seinen Eltern zur Verfugung stehenden Wohnraum verwiesen
werden. Dies insbesondere, wenn er bisher die Wohnung nicht selbst finanziert hat. Der
Einzelfall ist zu prifen.

2.6.3.4 Eingliederung in den Arbeitsmarkt

Die Zusicherung ist ebenfalls zu erteilen, wenn der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in
den Arbeitsmarkt erforderlich ist (8 44 SGB |1l beachten).

Erforderlich ist ein Umzug sowohl zur Aufnahme einer Arbeit als auch zur Teilnahme an einer
MaRnahme zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt, wenn der Arbeits- oder Ausbildungsplatz
fir die junge leistungsberechtigte Person von der bisherigen Wohnung aus nicht unter
zumutbaren Belastungen erreichbar ist.

Bei der Beurteilung, ob der Arbeits- oder Ausbildungsplatz unter zumutbaren Belastungen
erreichbar ist, darf nicht auf § 140 Abs. 4 SGB 111 verwiesen werden.

Vielmehr ist § 2 Abs. la Nr. 1 des BAfOG entsprechend heranzuziehen. Nach der
Rechtsprechung des BVerwG ist es dem Auszubildenden jedenfalls zumutbar, weiterhin bei
seinen Eltern zu wohnen, wenn mindestens an drei Wochentagen fiir den Hin- und Riickweg,
bei Benutzung der gunstigsten Verkehrsverbindungen und unter Einschluss der Wartezeiten,
nicht mehr als (insgesamt) zwei Stunden aufgewendet werden mussen.

2.6.3.5 Entbehrlichkeit der Zusicherung

Vom Erfordernis der Zusicherung kann abgesehen werden, wenn es dem Betroffenen aus
wichtigem Grund nicht zumutbar war, die Zusicherung einzuholen. Dies ist nur dann der Fall,
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wenn eine Entscheidung so eilbeddirftig war, dass eine vorherige Zusicherung nicht eingeholt
werden konnte (z.B. bei Missbrauch in der Familie), nicht aber, wenn ein ginstiges
Wohnungsangebot vorlag und der Vermieter eine schnelle Entscheidung verlangt hat.

2.6.3.6 Leistungsausschluss gem. 8 22 Abs. 5S. 5 SGB |1

Bedarfe fir Unterkunft und Heizung werden bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, nicht anerkannt, wenn diese vor der Beantragung von Leistungen in eine
Unterkunft in der Absicht umziehen, die Voraussetzungen fur die Gewahrung der Leistung
herbeizufiihren.

Das Gesetz verlangt hierbei die ,,Absicht®, Leistungen zu erlangen. Dieses Erfordernis geht
damit Uber die grob fahrl&ssige Herbeifihrung der Hilfebedurftigkeit hinaus und verlangt ein
finales, auf den Erfolg gerichtetes Handeln. Der Auszugswillige muss mithin vom Eintreten der
Hilfebedurftigkeit durch den Umzug Kenntnis haben.

Die Herbeifiihrung der Voraussetzungen fur die Leistungsgewahrung muss fir den Umzug
pragendes Motiv gewesen sein. An den Nachweis dieser Absicht sind somit hohe
Anforderungen zu stellen. Die Beweisfihrung fur dieses Verhalten obliegt dem
Leistungstréger. Ein fehlender Nachweis geht zu Lasten des Leistungstrégers. Alle Umstande
des Einzelfalles und entsprechende Indizien, die fur und gegen eine Absicht sprechen, sind
hierbei zu beachten.

2.6.4 Kaosten bei einem Wohnungswechsel

Die Ubernahme von Kosten, die im Zusammenhang mit dem Wohnungswechsel entstehen
(Wohnungsbeschaffungs- / Umzugskosten und Mietkautionen), setzt die Erteilung einer
vorherigen Zusicherung im Rahmen der Erforderlichkeitspriifung voraus. Die Zusicherung
muss in jedem Fall erteilt worden sein, bevor die Kosten entstanden sind und ist schriftlich zu
erteilen. Allerdings ist es unschadlich wenn der Mietvertrag vor Beantragung der Zusicherung
nach § 22 Abs. 6 SGB Il abgeschlossen wurde (B 4 AS 37/13 R).

Bei einem erforderlichen Umzug in eine unangemessene Unterkunft kdnnen gleichwohl
Wohnungsbeschaffungs- und Umzugskosten gewahrt werden, da § 22 Abs. 6 SGB Il nur die
Erforderlichkeit des Umzuges verlangt.

2.6.4.1 Wohnungsbeschaffungskosten

Fir die Zusicherung in Bezug auf die Wohnungsbeschaffungskosten ist der bisherige Trager
zustandig. Der Begriff Wohnungsbeschaffungskosten ist nicht zu eng auszulegen und damit
sind alle notwendigen Aufwendungen umfasst, die mit einem Unterkunftswechsel verbunden
sind z.B.

- Makler (nur in Ausnahmefallen)

- Unvermeidbare doppelte Mietaufwendungen

- Darlehen fiir Genossenschaftsanteile/Genossenschaftsbeitrage gegen Abtretung des
Rickzahlungsanspruchs

- Kautionsgarantie

- Erteilung eines Nachsendeauftrages

- Kosten fur den Telefonanschluss

Hierzu konnen auch Kosten fir unvermeidbare doppelte Mietaufwendungen (nur in
Ausnahmefallen z.B. Einzug in das Frauenhaus) gehdren; bei Umzug wegen Arbeitsaufnahme



-4] -

ggf. als Forderung aus dem Vermittlungsbudget gem. § 44 SGB 111 moglich. Im Regelfall wird
es dem Leistungsberechtigten mdglich und zumutbar sein, darauf zu achten, dass es nicht zu
Uberschneidungen hinsichtlich der Mietzahlungen kommt.

Nicht zu den Wohnungsbeschaffungskosten gehéren u. a. die Kosten fur

- eine Ein- oder Auszugsrenovierung,
- Besichtigungsfahrten.

2.6.4.1.1 Kaution

Ob und inwieweit eine Mietkaution tibernommen werden kann, ist (allein) durch den fur den
am Ort der neuen Unterkunft zustdndigen kommunalen Trager zu entscheiden.
Voraussetzungen sind, dass der Umzug erforderlich war und die neue Miethohe angemessen
ist. Zudem muss laut Mietvertrag die Zahlung einer Mietkaution vereinbart und der Mietvertrag
unterzeichnet worden sein.

Kautionen werden nach § 551 BGB zu Beginn des Mietverhaltnisses fallig und kdnnen maximal
in Hohe von 3 Nettokaltmieten verlangt werden.

Es besteht grundsatzlich die gesetzliche Mdoglichkeit, Kautionen in 3 Monatsraten zu zahlen.
Einer Zustimmung des Vermieters bedarf es hierzu nicht. Die Méglichkeit einer Ubernahme in
drei gleichen monatlichen Teilzahlungen sollte i. d. R. nicht genutzt werden. Denkbar wére dies
aber, wenn der Antragssteller bei Mietbeginn oder unmittelbar danach aus dem Hilfebezug
ausscheidet und die Teilzahlungen ganz oder teilweise selbst tragen kann.

Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung hinsichtlich Héhe und Félligkeit
von Mietkautionen ist unwirksam.

Der Vermieter hat eine ihm als Sicherheit Giberlassene Geldsumme bei einem Kreditinstitut zu
dem fir Spareinlagen mit dreimonatiger Kundigungsfrist tblichen Zinssatz anzulegen. Die
Vertragsparteien konnen eine andere Anlageform vereinbaren. In beiden Fallen muss die
Anlage vom Vermdogen des Vermieters getrennt erfolgen und stehen die Ertrdge dem Mieter
zZu.

Eine zusétzliche, Uber § 551 Absatz 1 BGB hinausgehende Kaution (z.B. fir Mébel) kann nicht
bewilligt werden.

Die Gewahrung der Kaution ist ausnahmslos als Darlehen zu gewéhren. Zu beachten ist, dass
die leistungsberechtigte Person zunéchst auf den Verbrauch ihres Schonvermdgens nach

8 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 1la und 4 SGB Il verwiesen werden kann. Haben mehrere Mitglieder
der Bedarfsgemeinschaft den Mietvertrag unterschrieben, haften sie gemeinsam fir die
mietvertraglichen Verpflichtungen und sind im Hinblick auf den Ruickzahlungsanspruch gegen
den Vermieter Mitglaubiger. Im Falle einer solchen Mitglaubigerschaft ist das Darlehen fir die
Kaution an alle zur Bedarfsgemeinschaft gehdrenden Mieter zu erbringen.

Darlehensbewilligungen fur Kautionen erfolgen grundséatzlich per Bescheid.

Die  Ruckzahlungsverpflichtung  trifit den oder die Darlehensnehmer.  Die
Darlehensriickzahlung wird flr den bzw. die Leistungsberechtigten wie folgt fallig:

- Solange Darlehensnehmer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes beziehen,
werden die Riickzahlungsanspriiche aus der Kaution ab dem Monat, der auf die
Auszahlung folgt, durch monatliche Aufrechnung in Héhe von 10 % der maligebenden
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Regelbedarfe getilgt. Die Aufrechnung ist gegeniiber den Darlehensnehmern
schriftlich durch Verwaltungsakt zu erkléren.

- bei Beendigung des Mietverhaltnisses: sofort in Hohe des noch nicht getilgten
Darlehensbetrages

- Nach Beendigung des Leistungsbezuges ist der noch nicht getilgte Darlehensbetrag
sofort fallig.

2.6.4.1.2 Genossenschaftsanteile

Fur die Genossenschaftsanteile gilt nicht das Mietrecht, sondern das Genossenschaftsrecht.
Eine Begrenzung der H6he der Genossenschaftsanteile gibt es nicht.

Den Regelungen zu den Pflichtanteilen an einer Wohnungsbaugenossenschaft, welche vom
Hilfebedurftigen erworben werden missen, werden denen der Mietkaution gleichgestellt. Die
vorstehenden Ausfilhrungen zu Mietkautionen gelten daher grundsétzlich auch fir
Genossenschaftsanteile. Werden im Einzelfall hohere Genossenschaftsanteile verlangt, kann
davon abgewichen werden.

Auch fir die Riickzahlung oder die Verzinsung der Genossenschaftsanteile beim Auszug gilt
nicht das Mietrecht, sondern das Genossenschaftsrecht. Das flhrt im Regelfall dazu, dass ein
ausziehender Mieter erheblich langer auf die Ruckzahlung warten muss als bei einer Kaution.
Alle weiteren Regelungen bleiben hiervon unberihrt.

2.6.4.1.3 Maklergebihren

Die Ubernahme von Maklergebiihren ist als absolute Ausnahme zu sehen, da in der Regel eine
Suche Uber das Auswerten von Zeitungen und Internetangeboten erfolgen kann. Sie kommt nur
in Betracht, wenn auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt keine Wohnungen zur Verfligung
stehen. Eine Wohnungsanmietung tber die Einschaltung eines Maklers ist in Dortmund derzeit
nicht notwendig. Maklergebuhren fiir Wohnungen sind also vermeidbar und daher nicht zu
ubernehmen. Einzelfélle bleiben hiervon unberihrt.

2.6.4.1.4 Doppelte Mietkosten

Die Ubernahme von ,,.Doppelmieten* kann in Betracht kommen. Allerdings ist hiervon nur
restriktiv Gebrauch zu machen. Grundsatzlich darf erwartet werden, dass die Neuanmietung
einer Wohnung und die Aufgabe der bisherigen Wohnung zeitlich aufeinander abgestimmt
werden.

Der Leistungsberechtigte muss alles ihm Mdgliche und Zumutbare getan haben, die
Aufwendungen fur die frihere Unterkunft so gering wie moglich zu halten. Dazu kann die
Suche nach einem Nachmieter gehoren, aber auch das Verhandeln mit dem Vermieter iber eine
frihere Entlassung aus dem Mietvertrag oder ggf. die Suche nach einer Wohnung mit einem
spateren Einzugstermin. Die entsprechenden Bemiihungen sind schriftlich nachzuweisen.
Voraussetzung fir die Ubernahme einer Doppelmiete ist aber stets, dass der Umzug in eine
angemessene Wohnung erfolgt und der Umzug notwendig (erforderlich) ist und daher eine
Zusicherung erfolgte.

Fur den Fall eines Einzuges in ein Frauenhaus kann abweichend entschieden werden.
Grundlage fir die Entscheidung ist die Stellungnahme der flr das Frauenhaus zustdndigen
Sozialarbeiterinnen der Abteilung 50/4.
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Die doppelte Miete gehort zu den Wohnungsbeschaffungskosten i.S.d. § 22 Abs. 6 SGB 1.
2.6.4.2 Umzugskosten

Umzugskosten sind solche, die notwendig sind, um die Wohnungsausstattung aus der
bisherigen Wohnung in die neue Wohnung zu verlagern.

Voraussetzungen fir die Ubernahme von Umzugskosten ist die Notwendigkeit des Umzuges.
Dies gilt auch falls die anzumietende Wohnung nicht den Angemessenheitskriterien entspricht.

Wird der Umzug mit Hilfe von Familienangehdrigen, Verwandten, Freunden und/oder
Nachbarn selbst durchgefihrt, so gehéren zu den Umzugskosten:

- Transport (z. B. Mietwagen einschl. Versicherung und Benzin),

- Hilfskrifte (50 € pro Person / max. 3 Helfer, kann auch als Pauschale gewihrt werden,
wenn der Leistungsberechtigte erklért, dass mind. 3 Helfer am Umzug beteiligt sind,

- Verpackungsmaterial

- Sperrmillentsorgung usw.

Anfallende Versicherungsbeitrage fiir Lohnkostenanteile fir die Minijobzentrale sind bei
Nachweis zusatzlich zu tbernehmen.

Es ist darauf hinzuweisen, dass Leihfahrzeuge grds. nur mit einer VVollkaskoversicherung ohne
Selbstbeteiligung anzumieten sind und bei einem Schadensfall die nicht durch die Versicherung
abgedeckten Anteile vom Jobcenter nicht ibernommen werden.

Hierfur sind mindestens 2 Kostenvoranschléage vorzulegen. Das wirtschaftlichste Angebot ist
zu akzeptieren.

Die Kosten sind nach Eingang der Rechnung direkt an die Mietwagen- bzw. Umzugsfirma zu
uberweisen. Kautionen fiir Umzugswagen werden nur in Form einer entsprechenden Erklarung
ubernommen, eine Barauszahlung an den Antragsteller erfolgt nicht.

Sofern Umzuge auch innerhalb der Woche madglich sind, ist der Leistungsberechtigte auf die
wesentlich preisgunstigeren Anmietbedingungen wahrend der Woche hinzuweisen. Auch
Reservierungen tber das Internet kdnnen preisgiinstiger ausfallen.

Sofern der Hilfebedirftige nachweist oder glaubhaft versichert, dass diese
Selbsthilfemdglichkeiten nicht bestehen oder wenn der Hilfebedurftige den Umzug nicht selbst
vornehmen kann (Behinderung, schwerer Erkrankung), kommt die Ubernahme der
Aufwendungen flr einen gewerblichen Umzug in Betracht. Ein solcher Ausnahmefall ist
eingehend zu begrinden (z.B. Vorlage arztlicher Atteste). In diesem Fall sind
Kostenvoranschlage von mindestens drei Anbietern vom Hilfebedurftigen einzuholen. In Héhe
des preisglnstigsten Angebotes erfolgt die Gewéhrung einer Umzugskostenbeihilfe. Die
Kosten sind nach Eingang der Rechnung direkt an den ausgewéhlten Anbieter zu Uberweisen.
Auch bei Anerkennung der Kosten eines gewerblichen Anbieters ist zu priifen, ob der
Leistungsberechtigte nicht zumindest folgende Arbeiten selbst durchfiihren kann, da der
Bedarfsgemeinschaft immer mindestens eine erwerbsfahige Person angehort:

- Auf- und Abbau der Mdbel
- Ein- und Auspacken des Hausrats und der Kleidung.

Fur den Fall, dass der Umzug ohne Kenntnis des kommunalen Trégers / Jobcenters bereits
durchgefihrt wurde und die hilfebedirftige Person im Nachhinein die Kostenubernahme
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beantragt, ist eine Beihilfe nicht zu gewahren; es sei denn, dass die hilfebedlrftige Person
nachweist oder glaubhaft versichert, dass eine rechtzeitige Information des kommunalen
Trégers / Jobcenters vor Umzug nicht erfolgen konnte.

2.6.5 Nicht erforderlicher Umzug

Erhohen sich die tatsdchlichen Kosten der Bruttokaltmiete nach einem nicht erforderlichen
Umzug, innerhalb des Dortmunder Stadtgebietes, so sind die Leistungen weiterhin nur bis zur
Hohe der bisher berticksichtigten Bruttokaltmiete zu erbringen. Heizkosten werden in der
tatséchlichen Hohe erbracht.

Zweck der Regelung ist es, einer Kostensteigerung durch Ausschopfung der jeweiligen
ortlichen Angemessenheitsgrenzen entgegenzuwirken. Bei einem grds. erforderlichen Umzug,
welcher in eine unangemessen teure Unterkunft erfolgt, sind nur die angemessenen Kosten zu
ubernehmen. Diese sind entsprechend der Veranderungen durch ein schlissiges Konzept immer
wieder anzupassen.

Die gedeckelten Aufwendungen fur die Unterkunft nach einem nicht erforderlichen Umzug
innerhalb Dortmunds sind jedoch entsprechend den festgestellten VVeranderungen der durch ein
schliissiges Konzept bestimmten Angemessenheitsgrenze, zu dynamisieren. Die prozentuale
Erhéhung der Angemessenheitsgrenzen ist auf die berlicksichtigten Kosten der Unterkunft
aufzuschlagen (B 14 AS 6/14 R)

Beispiel:

Nach dem nicht erforderlichen Umzug wurden die bisherigen Kosten der Unterkunft
ubernommen. Die angemessenen Kosten der Unterkunft erhéhen sich im Rahmen des
schlissigen Konzeptes um 5 %, somit sind auch die beriicksichtigten Kosten um 5 % zu
erhdhen. Dies gilt nur bis zur Hohe der Angemessenheitsgrenze.

2.7  Direktzahlung an den Vermieter oder den Energieversorger

Nach 8§ 42 SGB 11 werden Geldleistungen im Rahmen der Gewahrung von Arbeitslosengeld 11
auf das im Antrag angegebene Konto bei einem Geldinstitut tberwiesen.

§ 22 Abs. 7 SGB II bildet hierzu eine Ausnahme. Werden Leistungen unmittelbar an den
Vermieter ausgezahlt, so gilt dies als Anspruchserfullung gegentiber der leistungsberechtigten
Person. Da das Jobcenter zur Deckung der Kosten der Unterkunft nicht auf den Regelbedarf
zurlickgreifen darf, kommt nur eine Direktzahlung der tatséachlich zustehenden monatlichen
Leistungen fir Unterkunft und Heizung in Betracht.

Wird eine Direktzahlung an den Vermieter von den Betroffenen nach § 22 Abs. 7 S. 1 SGB Il
beantragt, so ist der Grundsicherungstrdger zur Direktzahlung verpflichtet. Es handelt sich
dabei nicht um eine Ermessenentscheidung. Der Antrag kann formlos (auch mundlich) gestellt
und jederzeit widerrufen werden.

Zu Dokumentationszwecken soll eine Erklarung tiber den Wunsch zur Akte genommen werden.

Demgegenuber ist die direkte Zahlung der Bedarfe fir Unterkunft und Heizung an den
Vermieter wegen nicht sichergestellter zweckentsprechender Verwendung gem. 8 22 Abs. 7 S.
2 SGB 11 eine Ermessensentscheidung.

Die Entscheidung zur Direktzahlung ist fir den Betroffenen wegen des Eingriffs in sein
Verfligungsrecht ein belastender VA, vor dessen Erlass er anzuhdren ist. Wird von der
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Direktzahlung Gebrauch gemacht, ist der Leistungsempfanger hierlber schriftlich zu
unterrichten.

Der Leistungsberechtigte hat die Mdéglichkeit gegen den VA Widerspruch zu erheben. Dieser
Widerspruch sowie ggf. eine spatere Klagen entfalten nach § 39 Nr. 1 SGB Il aufschiebende
Wirkung.

Besteht bei einem Widerspruch gegen die Direktzahlung im Einzelfall die Vermutung, dass die
an die leistungsberechtigte Person ausgezahlten Leistungen fiir die Bedarfe fir Unterkunft und
Heizung nicht ordnungsgemal an den Vermieter weitergeleitet werden, ist ggf. die sofortige
Vollziehbarkeit des VA gem. § 86a Abs. 2 Nr. 4 SGG anzuordnen. Dies muss schriftlich und
mit Begrindung des besonderen Interesses an der sofortigen Vollziehbarkeit geschehen. Der
Bescheid ist mit der entsprechenden Rechtsmittelbelehrung zu versehen.

Eine Direktzahlung soll das Entstehen von Miet- oder Energieschulden verhindern und ist
immer dann angebracht, wenn

- Mietrucksténde bestehen, die zu einer auf3erordentlichen Kiindigung des
Mietverhéltnisses berechtigen,

- Energiekostenriickstdnde aus Heizkosten bestehen, die zu einer Unterbrechung der
Energieversorgung berechtigen,

- Konkrete Anhaltspunkte fur ein krankheits- oder suchtbedingtes Unvermdgen der
leistungsberechtigten Person bestehen, die Mittel zweckentsprechend zu verwenden.

- Konkrete Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass die im Schuldnerverzeichnis
eingetragene leistungsberechtigte Person die Mittel nicht zweckentsprechend
verwendet.

Weitere Anhaltspunkte sind:

- wenn die Miete wiederholt nicht rechtzeitig Uberwiesen wird und dies vom
Leistungsempfanger zu vertreten ist,

- wenn bereits in der Vergangenheit wahrend des Bezugs von Leistungen Mietriickstande
bestanden haben oder aktuell bestehen und der Leistungsberechtigte dies zu vertreten
hatte oder hat,

- wenn Miet- oder Energieschulden bereits einmal ibernommen wurden,

- bei unwirtschaftlichem Verhalten des Leistungsberechtigten,

- wenn die Leistungen um mindestens 60% beschrénkt werden (8 31a Abs. 3 Satz 3 SGB
I

- wenn das Arbeitslosengeld 1 fur erwerbsféhige Hilfebediirftige, die das 15. Lebensjahr,
jedoch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, auf die angemessenen Kosten flr
Unterkunft und Heizung beschrankt werden (8 31a Abs. 2 Satz 1 SGB 1),

- wenn im Einzelfall Griinde fur die Annahme bestehen, dass durch die Absenkung der
Leistung nach 88 31/31a SGB Il nicht sichergestellt ist, dass die Miete vom
Leistungsbezieher an den Vermieter Uberwiesen wird,

- wenn medizinische Gutachten oder Stellungnahmen von Sozialen Diensten vorliegen,
wonach der Leistungsempfénger aus personlichen oder psychischen Griinden nicht in
der Lage ist, seine wirtschaftlichen Angelegenheiten selbst zu regeln.

2.8 Ubernahme von Schulden nach § 22 Abs. 8 SGB 11

Zum Zwecke der Vermeidung von Wohnungslosigkeit kdnnen im Einzelfall Mietschulden oder
auch Energie-/ Wasser-/ Heizkostenrtickstande durch den Leistungstrager bernommen
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werden. Dies gilt auch dann, wenn sich erwerbsféhige Leistungsberechtigte, die das 25.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nachtraglich bereit erklaren, ihren Pflichten
nachzukommen. Die Geldleistungen sollen als Darlehen erbracht werden, das nach

§ 42a SGB Il in Hohe von 10 % des Regelbedarfes des Darlehensnehmers aufgerechnet wird.
Hieraus folgt, dass nur in atypischen Ausnahmefallen eine Gewahrung als Zuschuss in Betracht
kommt.

Abzugrenzen sind Schulden von den laufenden Bedarfen, die noch nicht gedeckt wurden.
Soweit in der Vergangenheit rechtswidrig Bedarfe fur Unterkunft und Heizung vom Tréger
(ganz oder teilweise) nicht berlcksichtigt wurden und hierdurch Zahlungsriickstande beim
Vermieter entstanden sind, erfolgt keine Leistungserbringung nach § 22 Abs. 8 SGB 11, sondern
eine Nachzahlung des falligen Anspruchs nach § 22 Abs. 1 SGB 11 als Zuschuss.

Zahlungsrickstande, die bereits vor der Beantragung von Grundsicherungsleistungen
bestanden, stellen Schulden dar. Ebenfalls um Schulden im Sinne der Norm handelt es sich,
wenn Mietrlickstande trotz korrekter Bewilligung von Leistungen fur Unterkunft und Heizung
entstehen, indem die Miete ganz oder teilweise nicht an den Vermieter weitergeleitet wird.

Von der Norm erfasst sind auch Energieschulden, wobei unter Schulden im Sinne der Norm
wiederum nur Zahlungsriickstande, die aufgrund nicht entrichteter Abschlége entstanden sind,
zu verstehen sind sowie Energieschulden aus der Vergangenheit (,,Altschulden®), die bereits
vor der Beantragung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB I,
also vor Beginn der Bedarfszeit, vorlagen.

Entscheidend fur die Ubernahme nach § 22 Abs. 8 SGB Il ist, dass Verbindlichkeiten des
Hilfebedurftigen aus dem Mietverhaltnis oder aus dem Verhaltnis zum Energieanbieter, die
im konkreten Einzelfall zur Kiindigung berechtigen, existieren. Das Vorliegen einer Notlage
ist ausreichend, um eine Ubernahme nach §22 Abs. 8 SGB 1 zu ermdglichen.

Nachforderungen aufgrund eines erhéhten Stromverbrauchs oder Preissteigerungen sind im
Rahmen des 8 24 Abs. 1 SGB 11 abzuwickeln.

Fur die Ubernahme von Schulden missen folgende Tatbestandsvoraussetzungen erfillt sein:

- die Erbringung von Leistungen fur Kosten der Unterkunft und Heizung und
- Sicherung der Unterkunft oder Behebung einer vergleichbaren Notlage und
- Ubernahme ist gerechtfertigt

und
- Ubernahme ist notwendig

und
- ansonsten droht Wohnungslosigkeit.

Die Schuldentibernahme muss der Sicherung der bewohnten Unterkunft dienen. Hierunter fallt
insbesondere die Ubernahme von Mietschulden zur Abwendung der Rechtswirksamkeit einer
(fristlosen) Kiindigung und (i.d.R.) nachfolgenden Rdumungsklage durch den Vermieter zur
Vermeidung drohender Obdachlosigkeit.

Ein Vermieter ist gem. 88 543, 569 BGB berechtigt, das Mietverhaltnis fristlos zu kindigen,
wenn der Mieter mit der Miete fur zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung der
Miete oder eines nicht unerheblichen Teils der Miete in Verzug ist in einem Zeitraum, der sich
tber mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung der Miete in HOhe eines Betrages in
Verzug ist, der die Miete fiir zwei Monate erreicht.
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Die Kindigung von Wohnraum wegen Zahlungsverzuges ist jedoch gem. 8 569 BGB
unwirksam, wenn innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Klageerhebung der gesamte
Mietriickstand bezahlt ist oder der SGB IlI-Leistungstréger sich zur Zahlung bereit erkléart.

Allerdings ist hier zu beachten, dass eine solche Heilung dann ausscheidet, wenn der
Mieter/Leistungsempfanger in den letzten zwei Jahren vor der Kiindigung bereits von dem
Vermieter schon einmal eine fristlose Kiindigung wegen Zahlungsverzuges erhalten hatte und
diese durch Ausgleich des Riickstandes geheilt wurde.

Eine erneute Heilung ist also insoweit ausgeschlossen (8 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 BGB). Hier
waére eine ausdrlckliche Vertragsfortsetzungserklarung des Vermieters notwendig. Ist der
Vermieter jedoch nicht zur Fortsetzung des Mietverhaltnisses bereit ist, scheidet eine
Schuldenibernahme aus.

Eine Hilfe kommt allerdings auch nur dann in Betracht, wenn der Vermieter gleichzeitig eine
(ggf. ,hilfsweise” ausgesprochene) ordentliche Kiindigung ausdriicklich zuriicknimmt
(andernfalls ginge die Hilfe ins ,,Leere* wegen Wirksamkeit der fristgemiBen Kiindigung).
Gleiches gilt, wenn noch andere wirksame Kindigungsgriinde vorliegen, die R&umung also
nicht abgewendet werden konnte (z.B. wegen Ruhestdrung).

Eine Rechtfertigung liegt vor, wenn eine drohende Vermieterkiindigung wegen
Zahlungsriickstanden abgewendet werden kann oder sie nach § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB
unwirksam wird.

An der Rechtfertigung fehlt es allerdings, wenn

- die Unterkunft bereits gerdumt ist,

- die Raumung auch durch Ubernahme der Riickstinde nicht mehr abgewendet werden
kann,

- es wiederholt zu Riickstanden gekommen und kein Selbsthilfewillen erkennbar ist,
z.B. bei fehlender Inanspruchnahme von Angeboten der Schuldnerberatung,

- trotz ausreichenden Einkommens Mietriickstande gezielt herbeigefiihrt werden
(Missbrauchsfalle),

- die Leistung zur Sicherung einer nicht angemessenen Unterkunft eingesetzt werden
soll (Ausnahmen konnen bei eingeschranktem Ermessen in Einzelféllen gegeben sein:
bspw. Schulkinder mit besonderem Schutzbedurfnis),

- wenn der Hilfebedirftige nicht glaubhaft macht, dass er die Selbsthilfemdglichkeiten
zur Beseitigung der Notlage ausgeschopft hat.

Auch eine Ubernahme von Mietschulden als Darlehen bei Verbleib einer Bedarfsgemeinschaft
in einer unangemessenen Wohnung kommt nicht in Betracht.

Ist noch Schonvermdégen nach § 12 Abs. 12 Nr. 1 SGB |1 vorhanden, so ist dieses vorrangig zur
Tilgung der Schulden einzusetzen. Solange Schonvermdgen vorhanden ist, darf keine
Schuldeniibernahme, auch nicht darlehensweise, erfolgen. Dies gilt nicht fir den Fall, dass die
Mietrickstande/Energierlickstande ~ durch ~ eine  rechtswidrige ~ Ablehnung  der
Leistungsgewahrung durch den Leistungstrager entstanden sind.

Liegen alle Tatbestandsvoraussetzungen des § 22 Abs. 8 SGB Il vor, so bleibt dem
Grundsicherungstréager fir die Ausubung von Ermessen kein Spielraum.
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Die Schuldenubernahme kann dann nur in atypischen Féllen abgelehnt werden. Das Ermessen
des Leistungstragers ist insoweit eingeschrénkt. Die HOhe der Leistung bemisst sich dabei an
dem Betrag, der notwendig ist, um die Wohnungslosigkeit des Leistungsempfangers zu
vermeiden. Das wird bei Mietriickstdnden der Betrag sein, durch den die aullerordentliche
Kiindigung obsolet wird und bei einer Energiesperre der Betrag, welcher fir die Fortsetzung
der Energielieferung benétigt wird.

Gewidhrte Darlehen zur Ubernahme von Mietschulden oder vergleichbarer Notlagen sind durch
eine monatliche Aufrechnung in Hohe von 10 % der Regelbedarfe der Darlehensnehmer ab
dem Monat vorzunehmen, der auf die Auszahlung folgt. Die Aufrechnung ist gegenuber dem
Darlehensnehmer durch Verwaltungsakt zu erklaren.

Ab Vorlage der fristlosen Kundigung ist der Fachbereich ,,Leistungen und personliche Hilfen
nach dem AsylbLG und zur Wohnraumsicherung (FB Wohnen)*“ zustandig. Der Ablauf
Zusammenarbeit zwischen dem Jobcenter und dem FB Wohnen wurde wie folgt geregelt:

Der vorsprechende Leistungsempfanger erhélt durch das Jobcenter einen Laufzettel (Vordruck)
auf welchem die notwendigen Unterlagen zur Antragstellung beim FB Wohnen aufgefiihrt sind.
Gleichzeitig wird tel. ein Termin fiir den Leistungsempfanger vereinbart. Dieser wird ebenfalls
auf dem Laufzettel dokumentiert.

Die weiteren notwendigen Daten des Sachverhaltes und die Ansprechpartner des Jobcenters
werden, ebenfalls per Vordruck, an die E-Mail-Adresse mietrueckstaende@stadtdo.de
gesendet.

Im FB Wohnen erfolgt die Kl&rung und Entscheidung tber die Gewahrung eines Darlehens.
Das Jobcenter wird Uber die Entscheidung durch die fachliche Stellungnahme (Vordruck)
informiert. Die getroffene Entscheidung ist bindend. Die Stellungnahme wird ebenfalls per E-
Mail uibersandt. Die Ubersendung erfolgt an das zustandige Leistungsteam.

Die Umsetzung der Entscheidung erfolgt innerhalb von 10 Tagen im Jobcenter.

Ist eine Ubernahme der Mietriickstande durch den FB Wohnen nicht méglich (z.B. die weitere
Vermietung ist durch den Vermieter nicht gewinscht), ist der FB Wohnen auch fur die
Neuanmietung einer Wohnung fur den Leistungsberechtigten zustandig. Alle Entscheidungen
werden von dort getroffen. Auch diese Entscheidungen haben Bindungswirkung.

Regelungen bzgl. der Kostennoten fiir Rechtsanwalts- /Gerichts- und Vollstreckungsgebthren
sowie Entscheidungen uber die Hohe der zu Gbernehmenden Kosten trifft der FB Wohnen.

2.9 Information bei Raumungsklage gem. § 22 Abs. 9 SGB 11

Zweck der gesetzlich geregelten Mitteilungspflicht der Amtsgerichte ist es, Obdachlosigkeit
vorzubeugen und dem Leistungstrédger die Prifung zu ermdglichen, ob die Kiindigung des
Mietvertrages noch durch eine Schuldeniibernahme abgewendet werden kann.

Der SGB II-Trager muss tatig werden, wenn ein Leistungsempféanger von der Kiindigung und
Raumungsklage bedroht ist, auch wenn er den Leistungstrager von seinen Wohnungsproblemen
nicht unterrichtet hat.
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Die Information des Amtsgerichts l6st Beratungs- und Amtsermittlungspflichten des
Grundsicherungstragers aus. Die Mitteilung ersetzt jedoch nicht das Antragserfordernis, das
auch fir Leistungen nach § 22 Abs. 9 SGB Il vorauszusetzen ist.

Die Zustandigkeit obliegt dem Bereich Wohnraumsicherung.

2.10 Regelungen Mieterverein

Bietet ein mietrechtlicher Sachverhalt Veranlassung zur Auseinandersetzung mit dem
Vermieter (z.B. Mietméngel, Schimmel, fehlerhafte Nebenkostenabrechnung) ist der
Leistungsempfanger entsprechend zu beraten. Allerdings kann dies nicht vom Jobcenter
geleistet werden. In dem Interesse, ungerechtfertigten Geldforderungen aus Mietvertragen
gegeniiber Leistungsbeziehenden und damit Leistungsmissbrauch zu begegnen, ist es daher
sinnvoll und notwendig, die Leistungsberechtigten anderweitig zu unterstitzen. Hierzu stehen
dem Grundsicherungstréger verschiedene Mdglichkeiten zur Verfugung. Dabei ist zu beachten,
dass zivilrechtliche Rechtsbeziehungen nur zwischen den Leistungsberechtigten und deren
Vermietern besteht. Der Grundsicherungstrager hat keine unmittelbare
Einwirkungsmaoglichkeit auf den Vermieter.

Von Seiten der Mietervereine kann dann eine umfassende Beratung und ggf. Vertretung (auch
in gerichtlichen Verfahren) der Betroffenen vorgenommen werden. Wird die Ubernahme der
Mitgliederbeitrdge begehrt, bedarf es vorab der Zustimmung durch das Jobcenter. Die
Leistungsbeziehenden erwerben zu diesem Zweck die Mitgliedschaft bei einem Mieterverein.
Die Mitgliedschaft im Mieterverein kann nach Zustimmung durch das Jobcenter um ein
weiteres Jahr mit Ubernahme der Beitragskosten verlangert werden, wenn dies zur Beendigung
der Beratung oder der (auBer)gerichtlichen Vertretung sachlich begriindet ist.

Anfallende Mitgliederbeitrdge eines Mietervereins sind nur bei einem berechtigten Interesse
des kommunalen Tragers zu (ibernehmen. Ein berechtigtes Interesse liegt auBBer bei tiberhdhten
Heiz — und Betriebskostenabrechnungen vor,

- sofern Leistungsberechtigte, die noch nicht Mitglied in einem Mieterverein sind,
wegen nicht unerheblicher Mietméngel ihre Mieten mindern kdnnten und hierzu
selbststandig nicht in der Lage sind, ihre vertraglich geregelten Interessen gegentiber
dem Vermieter durchzusetzen,

- sofern durch eine Vermittlung an den Mieterverein unndtige Umzilige vermieden
werden kdnnen und die Eigentiimer professioneller angehalten werden, die von ihnen
vermietete Wohnung in einem vertragsgemafen Zustand im Sinne des § 535 BGB zu
erhalten,

- damit eventuelle Schadens- und Aufwendungsersatzanspriiche des
Leistungsberechtigten geregelt werden kénnen.

Wird das berechtigte Interesse bejaht, erhédlt der Mieter vom Jobcenter das Formular
,,Laufzettel, KdU, Mieterverein® zur weiteren Veranlassung. Die Félle sind listenmaRig zu
erfassen. Das Ergebnis der Prufung durch den Mieterverein und mogliche Einsparungen sind
in der Erfassungsliste zu ergénzen.

Nach Eingang der Rechnung des Mietervereins i. H. v. 180 € (2-Jahresbeitrag) erfolgt die
Anweisung im Einzelfall durch die zustdndige Sachbearbeitung des Jobcenters im
Fachverfahren unter ,,Kosten der Unterkunft — Nebenkosten einmalig®.
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3. Renovierung

Ein Anspruch auf Gewahrung einer Renovierungsbeihilfe besteht nur, wenn der
Leistungsberechtigte (Mieter) mietvertraglich zur Renovierung verpflichtet ist. Eine
Renovierungsverpflichtung kann bestehen,

- waéhrend des bestehenden Mietverhéltnisses (so genannte Schénheitsreparaturen)

- bei Auszug (Auszugsrenovierung)

- bei Einzug (Einzugsrenovierung)
Die Kosten fur solche Wohnungsrenovierungen sind nicht in der Regelleistung enthalten;
vielmehr fallen solche Aufwendungen unter die Kosten der Unterkunft gem.
§ 22 Abs. 1 SGB II.

3.1 Schoénheitsreparaturen / Zwischenrenovierung

Schoénheitsreparaturen / Renovierungen sind Malinahmen zur Beseitigung von Méngeln, die
durch vertragsgeméaRen Gebrauch entstanden sind. Dazu gehdren etwa das Tapezieren oder das
Streichen von Wénden, Decken oder Heizkorpern, das Streichen der Innentiiren, sowie der
Fenster und AulRentiiren von innen (B 11b AS 31/06 R). Nicht dazu gehoren z.B. das Verlegen
von Teppichbdden, Abschleifen und Versiegeln von Parkett oder das Fliesen von Wénden.

Der VIII. Senat des BGH hatte in mehreren Urteilen festgestellt, dass Mietvertragsklauseln,
durch die die Mieter verpflichtet wurden, zu bestimmten Fristen (unabhdngig von der
Notwendigkeit) zu renovieren, unwirksam sind, mit der Folge, dass die Renovierungspflicht
nicht auf den Mieter Ubertragen werden kann. Betroffen hiervon sind in der Regel
(formularmaRige) Mietvertrage bis ca. Ende 2005. Der Vermieter kann einseitig gegen den
Willen des Mieters eine vertragliche Anderung nicht vornehmen.

Ein Anspruch auf die Gewéhrung einer Renovierungsbeihilfe besteht dann nicht. Dies gilt auch
fir Auszugsrenovierungen. In diesen Féllen muss der Mieter die Wohnung besenrein
Ubergeben, nach Auffassung des BGH ist nur grobe Verschmutzung zu beseitigen.

In den neuen Formularmietvertrdigen werden die Mieter verpflichtet, nur noch
Schoénheitsreparaturen auszufiihren, sofern diese erforderlich sind. Allgemeine Hinweise, in
welchen Zeitabstdnden Schonheitsreparaturen erforderlich sein konnten, fuhren nicht zur
Unwirksamkeit. Enthalt dagegen der Mietvertrag Formulierungen wie

- spatestens,

- mindestens,

- innerhalb,

- Ubliche Fristen,

so weisen diese auf das Vorliegen von starren Fristenplanen hin und sind daher unwirksam.
3.2 Einzugsrenovierung

Es Dbesteht kein rechtlicher Anspruch fur Mieter in eine bereits renovierte Wohnung
einzuziehen.

Eine Beihilfe fur eine Einzugsrenovierung ist nur dann zu gewahren, wenn nach Angaben des
Vermieters die Wohnung unrenoviert vermietet wird, dieses ortsiiblichen Gegebenheiten
entspricht und ein renovierter Wohnraum nicht angeboten wird.
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Da es in Dortmund durchaus ublich ist, dass Vermieter Wohnungen uberwiegend nicht
renoviert vermieten, ist immer dann eine Beihilfe zu gewéhren, sofern vom Vermieter bestatigt
wird, dass er die Kosten hierfiir nicht tibernimmt.

Der Vermieter hat nach § 535 Abs. 1 S. 2 BGB die Mietsache dem Mieter in einem zum
vertragsgeméalen Gebrauch geeigneten Zustand zu iberlassen und sie wéhrend der Mietzeit in
diesem Zustand zu erhalten. Die Anforderungen hieran sind aber sehr niedrig: Die Wohnung
muss nicht in renoviertem Zustand tbergeben werden und auch nicht zwingend mit einem
FuBbodenbelag ausgestattet sein.

Die Kosten fiir eine Einzugsrenovierung bei einer Wohnung in nicht renoviertem Zustand
koénnen (bernommen werden wenn die Renovierungskosten im konkreten Einzelfall
erforderlich und angemessen sind, um die ,,Bewohnbarkeit“ der Unterkunft herzustellen.
Ausreichend ist eine Herstellung der Wohnung entsprechend des Standards einer Wohnung im
unteren Wohnsegment, also mit einem einfachen Wand- und Bodenbelag (Raufaser/ PVC,
einfacher Teppichboden).

Wird eine Wohnung ohne derartige Ausstattungsmerkmale (bergeben, ist die
Einzugsrenovierung im Regelfall als zur Herstellung dieser Ausstattung objektiv erforderlich
anzusehen.

Von einer Angemessenheit der Kosten kann regelmaRig nicht ausgegangen werden, sofern bei
dem Bezug der Wohnung Renovierungsmalinahmen erforderlich sind, die tiber das ubliche Mal}
von Schonheitsreparaturen hinausgehen (z.B. Behebung von Schéden an Putz- und Mauerwerk,
Sanierung eines Badezimmers etc.).

Auch wenn keine entsprechende mietvertragliche Vereinbarung getroffen wurde sind die
Kosten als einmalige Unterkunftsaufwendung zu beriicksichtigen. Die Ubernahme erfolgt gem.
822 Abs. 1 SGB II.

Die Vorlage eines Ubergabeprotokolls ist erforderlich.

3.3 Auszugsrenovierung
Renovierungskosten sind nur zu tbernehmen, wenn der Auszug notwendig ist.

Ist dies zu bejahen, ist in einem zweiten Schritt zu prifen, ob die Kosten fiur eine
Auszugsrenovierung mietvertraglich wirksam auf den Mieter Ubertragen wurden.
Mietvertragliche Regelungen z. B. mit festen Renovierungsfristen oder Regelungen, wonach
grundsétzlich alle alten Tapeten entfernt werden massen, sind unwirksam.

Bei der Berticksichtigung von Kosten der Auszugsrenovierung ist die Rechtsprechung des BGH
zu vertraglich wirksam auf den Mieter Ubertragbaren Renovierungsleistungen zu beachten.
Soweit in Mietvertragen lediglich starre Renovierungsintervalle bzw. -fristen vorgesehen sind
(insbesondere ohne weitere Zusdtze wie z.B. ,im allgemeinen®, ,generell oder
»grundsitzlich®), und ohne dass auf den tatsdchlichen Renovierungsbedarf abgestellt wird, sind
diese Vertragsklauseln nach der Rechtsprechung des BGH unwirksam

Auch wenn die mietvertraglichen Klauseln zur Auszugsrenovierung als unwirksam eingestuft
werden und eine Ubernahme damit grundsitzlich ausscheidet, ist eine generelle
Nichtbertcksichtigung der Bedarfe unzuléssig. In einem solchen Fall muss der erwerbsfahigen
leistungsberechtigten Person die Rechtsaufassung des Jobcenters und das beflirwortete
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Vorgehen (z.B. Klage) in einer Weise verdeutlicht werden, die die leistungsberechtigte Person
in die Lage versetzt, ihre Rechte gegenuber dem Vermieter durchzusetzen (siehe hierzu die
Verfahrensregeln "Mieterverein™). Die Beratung ist erforderlich, da sie einen gesetzlichen
Mindeststandard darstellt.

Zur Durchsetzung kann es dann im Einzelfall auch geboten sein, Rechtsverfolgungskosten als
Bedarfe der Unterkunft anzuerkennen.

3.4 Notwendigkeit und Umfang der Renovierung

Eine Ubernahme der Renovierungskosten kommt nur in Betracht, wenn der Abnutzungszustand
der Wohnung eine entsprechende Renovierung erfordert. Bei Auszugsrenovierungen muss
zudem der Wechsel in eine andere Wohnung notwendig und zugesichert worden sein.

Unter Renovierungskosten fallen Kosten fur

- das Entfernen von Tapeten und alten Farbanstrichen an Wanden und Decken sowie das
Ausbessern damit verbundener Schadstellen,

- das Streichen von Wanden und Decken und

- das Vorbereiten und Streichen der Innenseite von Fenstern und Tlren sowie von
Heizkorpern und deren Zuleitungen.

Unter Beachtung des Selbsthilfegrundsatzes missen sich die Leistungsberechtigten darum
bemihen, die notwendigen Arbeiten selbst oder mit Hilfe von Freunden / Familie auf
unentgeltlicher Basis durchzufthren.

In derartigen Sachverhalten kann eine Beihilfe fir Bewirtungskosten in einer GréRRenordnung
von insgesamt 50,00 € gewidhrt werden.

Hiervon ist nur in Ausnahmeféllen abzuweichen. In begriindeten Einzelféllen (gesundheitliche,
altersbedingte Einschrankungen) kann professionelle Hilfe in Anspruch genommen werden. In
diesen Féllen sind entsprechende Nachweise vorzulegen (z.B. arztliches Attest). Da zu jeder
BG mindestens eine erwerbsfahige Person angehort durfte dies i.d.R. nicht notwendig sein. Fur
den Fall, dass keine andere Mdglichkeit als die Beauftragung einer Firma in Betracht kommt,
sind vom Leistungsberechtigten drei Kostenvoranschlage einzuholen.

Aus den verschiedenen Kostenvoranschlagen muss hervorgehen, welche Renovierungsarbeiten
erforderlich sind.
Die Kostenvoranschlédge sollten Auskunft darliber geben,

- wie viel Quadratmeter Tapeten zu entfernen oder aber anzubringen sind,
- ob vorher Wande und Decken zu spachteln oder aber zu streichen sind,

Von den Kostenvoranschldgen ist das wirtschaftlich giinstigste Angebot zu akzeptieren. Dem
Leistungsberechtigten ist eine Kostenzusage fur den ginstigsten Anbieter auszuhandigen. Es
ist gegeniber dem Leistungsberechtigten schriftlich zu bestétigen, fur welche R&ume
tatséchlich Renovierungskosten tibernommen werden.

Sollten Nachbarn oder Freunde die Renovierung nur gegen eine finanzielle Entlohnung
durchfiihren, ist die Gewéhrung einer Beihilfe davon abhéngig zu machen, dass
- diese Arbeiten durch einen gemeinnutzigen Verein oder aber anderen Anbieter nicht
kostengunstiger ausgefiihrt werden kénnen
- ein Festpreis unter Angabe der Arbeitszeit und eines Stundenlohnes genannt wird und
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- eine Anmeldung fir diese Tatigkeit bei der Minijob-Zentrale erfolgt.

Die Versicherungsbeitrage fir die Minijob-Zentrale sind bei Nachweis zusatzlich zu
ubernehmen.

Die Kosten orientieren sich am Umfang der fur notwendig erachteten Arbeiten. Die Materialien
muissen einfachen Ansprichen gentigen. Sofern nur Teile der Wohnung betroffen sind,
beschrénkt sich die Leistung auf diese. Die notwendigen Leistungen werden auf Antrag
erbracht.

Materialkosten fir erforderliche Renovierungen werden pauschaliert gewéhrt.

Raum Flache ca. Betrag
Wohnzimmer 24 m2 42 €
Schlafzimmer 12 m? 37¢€
Kinderzimmer 1 Kind 10 mz2 32€
Kinderzimmer 2 Kinder 14 m? 37¢€
Kiiche 8 m2 32€
Diele 5 m? 32€
Bad (nur Anstrich) 6 m2 15€
Farbe pro Tar 8 €
Farbe fur Holzfenster 8 €
Farbe pro Heizkorper 4€
Bodenbelag je m2 5€
FuBleisten, falls

Vermietung ohne erfolgt Lfd. Meter 2€

Im begriindeten Einzelfall ist ein Nachweis Uber die zweckentsprechende Verwendung zu
verlangen.

Die Berechnung der Betrage ergibt sich aus Anlage 1.

Bei einem selbstgenutztem Eigentum liegen die Voraussetzungen fur die Gewéhrung einer
Renovierungsbeihilfe zumindest dann vor, sofern der Zustand der Wohnung oder aber einzelner
Raume eine Renovierung erfordert.

Es gelten die gleichen Regelungen wie bei Mietwohnungen.
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4. 8 24 SGB Il Abweichende Erbringung von Leistungen

(1) Kann im Einzelfall ein vom Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasster und
nach den Umstanden unabweisbarer Bedarf nicht gedeckt werden, erbringt die Agentur fur
Arbeit bei entsprechendem Nachweis den Bedarf als Sachleistung oder als Geldleistung und
gewahrt der oder dem Leistungsberechtigten ein entsprechendes Darlehen. Bei Sachleistungen
wird das Darlehen in Hohe des fiir die Agentur fir Arbeit entstandenen Anschaffungswertes
gewahrt. Weiter gehende Leistungen sind ausgeschlossen.

(2) Solange sich Leistungsberechtigte, insbesondere bei Drogen- oder Alkoholabhdngigkeit
sowie im Falle unwirtschaftlichen Verhaltens, als ungeeignet erweisen, mit den Leistungen fur
den Regelbedarf nach § 20 ihren Bedarf zu decken, kann das Arbeitslosengeld I1 bis zur Hohe
des Regelbedarfs fir den Lebensunterhalt in voller Hohe oder anteilig in Form von
Sachleistungen erbracht werden.

(3) Nicht vom Regelbedarf nach § 20 umfasst sind Bedarfe fir

- Erstausstattungen fur die Wohnung einschlieRlich Haushaltsgeraten,

- Erstausstattungen fur Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft und
Geburt sowie

- Anschaffung und Reparaturen von orthopadischen Schuhen, Reparaturen von
therapeutischen Geréten und Ausriistungen sowie die Miete von therapeutischen
Geréten.

Leistungen fir diese Bedarfe werden gesondert erbracht. Leistungen nach Satz 2 werden auch
erbracht, wenn Leistungsberechtigte keine Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
einschlieBlich der angemessenen Kosten fir Unterkunft und Heizung bendtigen, den Bedarf
nach Satz 1 jedoch aus eigenen Kréaften und Mitteln nicht voll decken kdnnen. In diesem Fall
kann das Einkommen berlcksichtigt werden, das Leistungsberechtigte innerhalb eines
Zeitraumes von bis zu sechs Monaten nach Ablauf des Monats erwerben, in dem (ber die
Leistung entschieden wird. Die Leistungen fur Bedarfe nach Satz 1 Nummer 1 und 2 kénnen
als Sachleistung oder Geldleistung, auch in Form von Pauschalbetragen, erbracht werden. Bei
der Bemessung der Pauschalbetrdge sind geeignete Angaben Uber die erforderlichen
Aufwendungen und nachvollziehbare Erfahrungswerte zu bertcksichtigen.

(4) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts konnen als Darlehen erbracht werden,
soweit in dem Monat, fur den die Leistungen erbracht werden, voraussichtlich Einnahmen
anfallen. Satz 1 gilt auch, soweit Leistungsberechtigte einmalige Einnahmen nach § 11 Absatz
3 Satz 4 vorzeitig verbraucht haben.

(5) Soweit Leistungsberechtigten der sofortige Verbrauch oder die sofortige Verwertung von
zu berticksichtigendem VVermdogen nicht moglich ist oder fiir sie eine besondere Harte bedeuten
waurde, sind Leistungen als Darlehen zu erbringen. Die Leistungen kdnnen davon abhangig
gemacht werden, dass der Anspruch auf Riickzahlung dinglich oder in anderer Weise gesichert
wird.

(6) In Fallen des § 22 Absatz 5 werden Leistungen fur Erstausstattungen fir die Wohnung nur
erbracht, wenn der kommunale Trdger die Ubernahme der Leistungen fiir Unterkunft und
Heizung zugesichert hat oder vom Erfordernis der Zusicherung abgesehen werden konnte.
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4.1 Erstausstattungen

Der Regelbedarf deckt die Bedarfe des notwenigen Lebensunterhalts zur Sicherstellung des
soziokulturellen Existenzminimums, insbesondere Erndhrung, Kleidung, Korperpflege,
Hausrat, Haushaltsenergie und personliche Bedirfnisse des taglichen Lebens. Daneben sind auf
Antrag einmalige Leistungen fur einmalige Bedarfe nach § 24 Abs. 3 Nr. 1 und 2 SGB 1l zu
gewahren fur:

- Erstausstattungen fur die Wohnung einschl. Haushaltsgeraten
- Erstausstattungen fur Bekleidung und bei Schwangerschaft und Geburt

Der Erstausstattungsbegriff ist auszulegen. Es geht dabei um

- die erstmalige Anschaffung von benétigten Gegensténden,
- die noch nie besessen wurden

- und/ oder gegenwartig nicht besessen werden

- oder bei auBergewdhnlichen Umstéanden.

Der Begrift , Erstausstattung* ist dabei grundsétzlich nicht zeitlich, sondern bedarfsbezogen zu
interpretieren. War ein Gegenstand bisher nicht vorhanden und wird z.B. aufgrund eines
Umzugs erstmalig benétigt (z.B. Kichenmobel bei vorher vorhandener Einbaukiiche,
Elektroherd nach vorher vorhandenem Gasherd), zahlt auch dies zur Erstausstattung. Gemeint
sind alle Bedarfe, die im Sachbereich von Wohnung, Hausrat und Bekleidung erstmals vom
Sozialleistungstrager abgedeckt werden sollen. Die Erstausstattungsbetrage sind immer als
Beihilfe zu zahlen.

Ein Anspruch auf Gewahrung einer Beihilfe zur Ersatzbeschaffung entsteht hingegen nicht.
Ein solcher Bedarf ist mit der Regelleistung abgegolten.

Personen unter 25 Jahren haben nur dann einen Anspruch auf Gewahrung einer
Erstausstattungspauschale, wenn dem Bezug einer eigenen Wohnung vorher oder nachtraglich
zugestimmt wurde.

4.1.1 Erstausstattung fur die Wohnung inkl. Haushaltsgerate

Zu den Erstausstattungen fur die Wohnung einschlieBlich Haushaltsgeraten gehdren alle
Einrichtungsgegensténde, die fiir eine geordnete Haushaltsfiihrung und menschenwirdiges
Wohnen notwendig sind.

Beispiele fir Erstausstattungsbedarfe:

- erstmalige Anschaffung von Hausrat

- Neugrundung eines Haushaltes nach Verlassen des Elternhauses (Jugendzimmermdbel
nebst Bettzeug sollten vorhanden sein)

- Neubezug aus Untermietverhaltnissen ohne eigenen Hausstand

- nach Wohnungsbrand (B 14 AS 38/09 R) (Hausratversicherung ist vorrangig)

- Erstanmietung nach Haft (Urteil B 14 AS 53/10 R)

- Ausstattungsbedarf nach Trennung (Ehe, Lebenspartnerschaft) bzw. Auflésung von
Wohngemeinschaften (B 14 AS 64/07 R) (Einrichtung vorheriger Wohnungen und
Aufteilung vorhandener Mobel beachten)

- Zuzug aus dem Ausland (Urteil B 4 AS 202/10 R)
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- Mablierung des Kinderzimmers anlasslich der Geburt eines Kindes

- Zuzug eines Kindes, Ruckkehr aus einem Heim oder aus einer Pflegefamilie

- Wechsel aus moblierter in unmoblierte Wohnung

- Neubezug nach Aufenthalt im Frauenhaus

- Erstausstattung bei Vermullung und Verwahrlosung einer Wohnung

- nicht mehr benutzbarer Hausrat, bei einem von dem Leistungstrager veranlassten
Umzug, z.B. Bett nicht zerlegbar, Schrank passt nicht in die neue Wohnung, neu
zuzuschneidende Arbeitsplatte in der Kiiche (B 4 AS 77/08 R)

- Wohnungsausstattung nach Wohnungslosigkeit (B 14 AS 81/08 R.

- wenn nach einem erforderlichen Umzug andere, nie besessene Gerdte / Mobel
notwendig sind (z.B. Elektro- statt Gasherd)

- auBergewohnliche  Umstande, z.B.  kompletter  Diebstahl, = Hochwasser
(Hausratversicherung ist vorrangig)

Anspruchsberechtigt sind getrennt lebende Leistungsberechtigte nicht, die die eheliche
Wohnung ohne Mitnahme von Hausrat verlassen haben, nicht automatisch. Es besteht grds. ein
Anspruch gem. § 1361a/ 1568b BGB auf Aufteilung des gemeinsamen Hausrates.

Die (gerechte) Aufteilung kann durch einen Familienrichter vorgenommen werden. Der
Anspruch kann durch Beantragung einer "Einstweiligen Verfligung® kurzfristig durchgesetzt
werden. Anstelle der Erstausstattungsbeihilfe sind dann die angemessenen Transportkosten zu
ubernehmen.

Erst wenn ein Anspruch auf Zuteilung von Hausrat versagt wird, kann eine
Erstausstattungsbeihilfe gewéhrt werden.

Erhalten beide getrennt lebenden Ehegatten Leistungen, ist von der Forderung, den Hausrat zu
teilen, abzusehen. In einem solchen Fall ist einem der Leistungsberechtigten (also dem, der die
gemeinsame Wohnung ohne Mitnahme von Hausrat verlasst) eine Erstausstattungspauschale
zu gewéhren.

Leben Kinder im Haushalt eines Ehegatten, kann dieser verlangen, dass ihm die Haushalts-
gegenstande verbleiben, auf deren Nutzung er unter Berlcksichtigung des Wohles der Kinder
angewiesen ist.

Besteht nach einer Hausrataufteilung noch ein sog. Erganzungsbedarf, so ist dieser als Beihilfe
zu gewahren.

Fur Frauen, die im Frauenhaus untergebracht wurden oder aus sonstigen Griinden von den
Sozialarbeiterinnen 50/4 betreut werden, ist die Stellungnahme dieser bindend. Das Sozialamt
der Stadt Dortmund behalt sich Einzelfallentscheidungen vor.

4.1.2 Mdoblierungspauschale

Folgende Betrage kdnnen gewahrt werden:

1 Person 1.262 €
2 Personen (Ehepaar, Lebenspartner) 1.566 €
3 Personen (Ehepaar, Lebenspartner, 1 Kind) 1.828 €
4 Personen (Ehepaar, Lebenspartner, 2 Kinder) 2.067 €
5 Personen (Ehepaar, Lebenspartner, 3 Kinder) 2.505 €

6 Personen (Ehepaar, Lebenspartner, 4 Kinder) 2.744 €
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2 Personen (Alleinerziehende/r, 1 Kind) 1.641 €
3 Personen (Alleinerziehende/r 2 Kinder) 1.880 €
4 Personen (Alleinerziehende/r 3 Kinder) 2.289 €
5 Personen (Alleinerziehende/r, 4 Kinder 2.552 €
Jede weitere Person 300 €

Die mit der Pauschale abgegoltenen Hausratgegensténde (inkl. Einzelbetrdage) sind der als
Anlage 2 beigefiigten Liste zu entnehmen.

Die Voraussetzungen fir die Gewéhrung einer Beihilfe fur die Erstausstattung sind auch
gegeben, wenn ein Kind in einer Bedarfsgemeinschaft aufgrund seiner GroRe seinem
vorhandenen Kinderbett entwachsen ist und die Neuanschaffung eines Bettes fur dieses Kind
erforderlich wird. Die Beihilfe begrenzt sich auf die in der Anlage 2 aufgefiihrten
Pauschalbetréage flr Bett, Rahmen und Matratze.

4.1.3 Hohe und Umfang der Beihilfe bei Einzelgegenstanden

Die Feststellung der Preise zur Hausratbeschaffung erfolgte (mit Ausnahme der GroRgeréte)
auf Basis von Neupreisen. Auf die Beriicksichtigung von Angebotspreisen wurde verzichtet.
Die angesetzten Preise ermdglichen auf jeden Fall den Kauf von gebrauchten Gegenstanden
einschl. eventuell anfallender Transportkosten.

Auf Anlage 2 wird verwiesen.

Im Einzelfall kann vom Leistungsberechtigten durch Vorlage der Rechnungen die
zweckentsprechende Verwendung der Beihilfe gefordert werden.

4.2  Erstausstattung fur Bekleidung sowie bei Schwangerschaft und Geburt

Der geltend gemachte Bedarf muss tatséchlich vorliegen und darf bei Antragstellung noch nicht
durch den Leistungsberechtigten aus eigenen Mitteln oder von Dritten gedeckt worden sein.

4.2.1 Erstausstattung fur Bekleidung

Eine Erstausstattung fir Bekleidung kann nur in auergewohnlichen Lebenssituationen, z.B.
bei einem Brand (Hausratversicherung ist vorrangig) oder anderem vollstandigen Verlust der
Bekleidung, aber auch bei starken (ggf. krankheitsbedingten) Gewichtsschwankungen oder
nach langerer Obdachlosigkeit gewéhrt werden. Die Pauschale ist in Hohe der aufgelisteten
Betrdge zu gewahren. Eine hdhere Gewdhrung kann im Einzelfall notwendig sein. Diese
Notwendigkeit ist durch den Antragsteller nachzuweisen und in der Leistungsakte entsprechend
zu dokumentieren.

Nicht unter den Begriff ,Erstausstattung féllt allerdings der wachstums- und
verschleilbedingte besondere Aufwand fir Kinderbekleidung.

Auch die Ausstattung mit Kleidung gehobener Qualitét fur eine mit besonderer Aufl’enwirkung
verbundene Erwerbstétigkeit (z.B. Bank, Versicherung etc.) gehdrt nicht dazu.

Eine Erstausstattung fir Bekleidung fir besondere Anlasse (Taufe, Konfirmation,
Jugendweihe, Hochzeit, Jubildum, Bestattung etc.) gehdrt nicht zum soziokulturellen
Existenzminimum. Es ist davon auszugehen, dass jeder Mensch dunkle oder sog. "Sonntags"-
Kleidung besitzt.
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Sollte dennoch eine Beihilfe Erforderlich sein, so sind folgende Betrdge zu gewahren:

Manner 251 €
Frauen 307 €
Kinder von 1- bis 6 Jahren 241 €
Kinder von 7 bis 13 Jahren 246 €

Weibliche BG-Mitglieder 14 — 17 Jahre 364 €
Méannliche BG-Mitglieder 14 — 17 Jahre 307 €

4.2.2 Erstausstattungen bei Schwangerschaft und Geburt

Schwangeren wird eine Pauschale fur eine Erstausstattung fur Schwangerschaftsbekleidung i.
H. v. 153 € zu gewéhren. Dieser Betrag ist auf Antrag ab der 13. Schwangerschaftswoche
auszuzahlen.

Bei Bewilligung ist die Antragstellerin aufzufordern, die Bekleidung nicht zu entsorgen.

Sind zwischen dem Tag der letzten Geburt und dem Tag der Feststellung der erneuten
Schwangerschaft weniger als 2 Jahre vergangen, werden nur 50% der 0.g. Pauschale fiir eine
erganzende Erstausstattung fur Schwangerschaft bewilligt. Es ist lebensnah, dass gerade in
einkommensschwachen Haushalten bei einer geplanten weiteren Schwangerschaft vorhandene
Artikel aufbewahrt werden.

Ausnahmen sind von der Antragstellerin zu begriinden.

Anlasslich einer Geburt kann fir die Beschaffung der S&uglingserstausstattung und des
notwendigen Hausrates eine Beihilfe i. H. v. 500 € gewahrt werden. Die Beihilfe ist in einer
Summe ab dem 8. Schwangerschaftsmonats zu gewéhren.

Bei Mehrlingsgeburten wird die S&uglingsausstattung je Kind gewéhrt. Bei Geburt eines
weiteren Kindes innerhalb von 2 Jahren werden nur 50 % der Pauschale gewéhrt. Die
Leistungen sind als Beihilfe zu gewahren. In Einzelfallen kann, bei entsprechendem
Erfordernis, von der Regelung abgewichen werden.

Die mit der Pauschale abgegoltenen Hausratgegenstdnde sowie der Babyausstattung sind der
Anlage 3 zu entnehmen. Die Feststellung der Preise erfolgte auf Basis von Neupreisen. Auf die
Berlicksichtigung von Angebotspreisen wurde verzichtet.

4.3 Einkommenseinsatz bei Personen ohne laufenden ALG Il — Bezug

In den Fallen, in denen Personen, die keine Ifd. ALG Il Leistungen erhalten, einen Antrag auf
Gewahrung von Leistungen gem. § 24 Abs. 3 Nr. 1 — 3 SGB Il stellen, ist zu priifen, in welchem
Umfang das Einkommen bei der Gewéhrung der Leistung einzusetzen ist.

Gem. § 24 Abs. 3 Satz 3 u. 4 SGB Il kann das Einkommen bertcksichtigt werden, das innerhalb
eines Zeitraumes von bis zu 6 Monaten nach Ablauf des Monats erworben wird, in dem Uber
die Leistung entschieden worden ist. Dem festgestellten Bedarf ist das gem. 8 11 SGB Il zu
beriicksichtigende Einkommen gegeniiberzustellen.

Ubersteigt das zu beriicksichtigende Einkommen den Ifd. Bedarf ist der tibersteigende Betrag
bei
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- Erstausstattungen von Wohnungen inkl. Haushaltsgeréten in 1-facher Hohe (Bedarf
unabweisbar)

- Erstausstattung Bekleidung in 1-facher H6he

- Schwangerschaft und Geburt in 3-facher Héhe (dieser Bedarf muss nicht in vollem
Umfang sofort befriedigt werden)

auf den zu gewéhrenden Bedarf anzurechnen.

Abweichungen von diesen Regelungen sind unter Berucksichtigung des Einzelfalles im
Rahmen des Ermessens moglich. Die Abweichung ist zu begriinden, Ermessen ist in jedem Fall
im Bescheid darzustellen.

Das Ubersteigende Einkommen darf nicht zeitgleich mehrfach berticksichtigt werden. Werden
mehrere Bedarfe zeitgleich geltend gemacht, kann eine Einkommensanrechnung auf die zu
gewahrenden Leistungen nur einmal erfolgen.
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Anlage 1

Preisermittlung Renovierung

Bei der WohnungsgroRe ist jeweils auf die landesrechtlichen Richtlinien tber die soziale
Wohnraumfdrderung abzustellen.

Die durchschnittlichen Raumgrofien im geférderten Mietwohnungsbau belaufen sich — nach
der Ubersicht des FB 64 — auf:

Kuche 8 m?
Diele 5 m?2
Bad 6 m?2
Wohnzimmer 24 m2
Schlafzimmer 12 m2
Kinderzimmer fir ein Kind 10 m?
Kinderzimmer fir zwei Kinder 14 mz

Auf Grund unterschiedlich zugeschnittener R&ume, wurde bei der Flachen- bzw.
Beihilfenberechnung grof3ztigig kalkuliert, d.h.

- Fenster und Turen blieben bei der Flachenberechnung unbericksichtigt

- beim Tapetenmal} (Raufaser) wurde mit 15 % Verschnitt/Fehlerkorrektur gerechnet

- Aufrundung auf volle Quadratmeter (keine Kommastellen)

- bei Tapeten und Farben wurde fiir jedes Zimmer der volle Rollen-, Eimer- bzw.
Dosenpreis in Ansatz gebracht.

Beim Berechnungsmalistab sowie auch den Preise wurde berlicksichtigt, dass auch groRere
Raume und héhere Rdume mit den vorgegebenen Betrdgen renoviert werden kénnen. Auch
das Streichen von FuBleisten ist mit diesen Betrédgen abgegolten.

Zur Berechnung der Renovierungsflachen/-beihilfen:

Kiiche mit ca. 8 m?

Bei einer DurchschnittsgroRe von 2 m x 4 m und einer Raumhohe von 2,5 m ergibt sich eine
Wandflache von:

2mx 2,5mx 2 Seiten = 10 m2 zzgl.
4mx2,5mx 2 Seiten = 20 m2 zzgl.
8 m2 Decke

ergibt 38 m 2 zu renovierende Flache

1 Rolle Raufaser (25 m x 0,53 m = 13,25 m? abzgl. 15 % Verschnitt) deckt ca. 11 m? ab.

Fur die zu tapezierende Flache von 30 m? sind 3 Rollen notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
eine Rolle Raufaser zwischen 3,99 € und 6,75 €.

Bei Anerkennung von 5,00 €/Rolle, ergibt sich fiir 3 Rollen ein Gesamtpreis fiir die

Tapete i. H. v. 15,00 €.
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Ein 10-Liter-Eimer Wand- und Deckenfarbe reicht fir 60 m? bis 100 m2.

Fur die zu streichende Flache von 38 m2 ist ein 10-Liter-Eimer Farbe notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die Ortlich anséssigen Baumaérkte — liegen die Kosten fur
einen 10-Liter-Eimer Farbe zwischen 6,99 € (Sonderangebote) und 27,99 €.

Bei Anerkennung eines Durchschnittpreises von 15,00 €/Eimer ergibt sich ein Gesamtpreis
flr die Farbe i. H. v. 15,00 €.

Kleister ist mit 2,00 €/Zimmer zu berticksichtigen.
Die Renovierungsbeihilfe fir die Kiiche belduft sich danach auf 32,00 €.

Diele mit ca. 5 m?

Bei einer DurchschnittsgroRe von 2 m x 2,5 m und einer Raumhdhe von 2,5 m ergibt sich
eine Wandflache von:

2mx2,5mx 2 Seiten = 10 m2 zzgl.
2,5mx2,5mx 2 Seiten ~ 13 m2 zzgl.
5 m2 Decke

ergibt 28 m 2 zu renovierende Flache

1 Rolle Raufaser (25 m x 0,53 m = 13,25 m2 abzgl. 15 % Verschnitt) deckt ca. 11 m2 ab.

Fir die zu tapezierende Flache von 23 m? sind 3 Rollen notwendig.

Nach Auswertung der Preise — Uber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
eine Rolle Raufaser zwischen 3,99 € und 6,75 €.

Bei Anerkennung von 5,00 €/Rolle, ergibt sich fiir 3 Rollen ein Gesamtpreis fiir die

Tapete i. H. v. 15,00 €.

Ein 10-Liter-Eimer Wand- und Deckenfarbe reicht fiir 60 m2 bis 100 m2.

Fur die zu streichende Flache von 28 m2 ist ein 10-Liter-Eimer Farbe notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
einen 10-Liter-Eimer Farbe zwischen 6,99 € (Sonderangebote) und 27,99 €.

Bei Anerkennung eines Durchschnittspreises von 15,00 €/Eimer ergibt sich ein Gesamtpreis
flr die Farbe i. H. v. 15,00 €.

Kleister ist mit 2,00 €/Zimmer zu beriicksichtigen.
Die Renovierungsbeihilfe fiir die Diele belduft sich danach auf 32,00 €.

Bad mit ca. 6 m2

Bei einer DurchschnittsgroRe von 2 m x 3 m und einer Raumhdhe von 2,5 m (abzgl.
Fliesenhthe von 1,25 m) ergibt sich eine Wandflache von:

2mx 1,25 mx 2 Seiten =5 m?2 zzgl.
3mx 1,25 mx 2 Seiten ~ 8 m? zzgl.
6 m?2 Decke

ergibt 19 m 2 zu renovierende Flache

Ein 10-Liter-Eimer Wand- und Deckenfarbe reicht fiir 60 m2 bis 100 mz2.
Fir die zu streichende Flache von 19 m? ist ein 10-Liter-Eimer Farbe notwendig.
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Nach Auswertung der Preise — Uber die ortlich ansdssigen Baumarkte — liegen die Kosten flr
einen 10-Liter-Eimer Farbe zwischen 6,99 € (Sonderangebote) und 27,99 €.

Bei Anerkennung eines Durchschnittspreises von 15,00 €/Eimer ergibt sich ein Gesamtpreis
flr die Farbe i. H. v. 15,00 €.

Die Renovierungsbeihilfe fiir das Bad belduft sich danach auf 15,00 €.

Wohnzimmer mit ca. 24 m?

Bei einer DurchschnittsgroRe von 4 m x 6 m und einer Raumhdhe von 2,5 m ergibt sich eine
Wandflache von:

4mx2,5mx 2 Seiten = 20 m? zzgl.
6 mx 2,5m x 2 Seiten = 30 m2 zzgl.
24 m? Decke

ergibt 74 m2 zu renovierende Flache

Die Rolle Raufaser (25 m x 0,53 m = 13,25 m2 abzgl. 15 % Verschnitt) deckt ca. 11 m2 ab.
Fir die zu tapezierende Flache von 50 m? sind 5 Rollen notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
eine Rolle Raufaser zwischen 3,99 € und 6,75 €.

Bei Anerkennung von 5,00 €/Rolle, ergibt sich fiir 5 Rollen ein Gesamtpreis fiir die

Tapete i. H. v. 25,00 €.

Ein 10-Liter-Eimer Wand- und Deckenfarbe reicht fiir 60 m2 bis 100 m2.

Fur die zu streichende Flache von 74 m2 ist ein 10-Liter-Eimer Farbe notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
einen 10-Liter-Eimer Farbe zwischen 6,99 € (Sonderangebote) und 27,99 €.

Bei Anerkennung eines Durchschnittspreises von 15,00 €/Eimer ergibt sich ein Gesamtpreis
flr die Farbe i. H. v. 15,00 €.

Kleister ist mit 2,00 €/Zimmer zu beriicksichtigen.
Die Renovierungsbeihilfe fiir das Wohnzimmer belduft sich danach auf 42,00 €.

Schlafzimmer mit ca. 12 m?

Bei einer DurchschnittsgroRe von 3 m x 4 m und einer Raumhdhe von 2,5 m ergibt sich eine
Wandflache von:

3mx2,5mx 2 Seiten =15 m2 zzgl.

4mx2,5mx 2 Seiten = 20 m2 zzgl.

12 m? Decke

ergibt 47 m 2 zu renovierende Flache

1 Rolle Raufaser (25 m x 0,53 m = 13,25 m? abzgl. 15 % Verschnitt) deckt ca. 11 m? ab.

Fur die zu tapezierende Flache von 35 m? sind 4 Rollen notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
eine Rolle Raufaser zwischen 3,99 € und 6,75 €.

Bei Anerkennung von 5,00 €/Rolle, ergibt sich fiir 4 Rollen ein Gesamtpreis fiir die

Tapete i. H. v. 20,00 €.
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Ein 10-Liter-Eimer Wand- und Deckenfarbe reicht fir 60 m? bis 100 m2.

Fur die zu streichende Flache von 47 m2 ist ein 10-Liter-Eimer Farbe notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die Ortlich anséssigen Baumaérkte — liegen die Kosten fur
einen 10-Liter-Eimer Farbe zwischen 6,99 € (Sonderangebote) und 27,99 €.

Bei Anerkennung eines Durchschnittspreises von 15,00 €/Eimer ergibt sich ein Gesamtpreis
flr die Farbe i. H. v. 15,00 €.

Kleister ist mit 2,00 €/Zimmer zu berticksichtigen.
Die Renovierungsbeihilfe fiir das Schlafzimmer belduft sich danach auf 37,00 €.

Kinderzimmer fiir ein Kind mit ca. 10 m?

Bei einer DurchschnittsgroRRe von 2,5 m x 4 m und einer Raumhgéhe von 2,5 m ergibt sich
eine Wandflache von:

2,5mx2,5mx 2 Seiten = 13 m2 zzgl.

4mx2,5mx 2 Seiten = 20 m2 zzgl.

10 m?2 Decke

ergibt 43 m2 zu renovierende Flache

1 Rolle Raufaser (25 m x 0,53 m = 13,25 m? abzgl. 15 % Verschnitt) deckt ca. 11 m? ab.

Fur die zu tapezierende Flache von 33 m2 sind 3 Rollen notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tiber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
eine Rolle Raufaser zwischen 3,99 € und 6,75 €.

Bei Anerkennung von 5,00 €/Rolle, ergibt sich fiir 3 Rollen ein Gesamtpreis fur die

Tapete i. H. v. 15,00 €.

Ein 10-Liter-Eimer Wand- und Deckenfarbe reicht fir 60 m2 bis 100 m2,

Fir die zu streichende Flache von 43 m? ist ein 10-Liter-Eimer Farbe notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die ortlich anséssigen Baumaérkte — liegen die Kosten fur
einen 10-Liter-Eimer Farbe zwischen 6,99 € (Sonderangebote) und 27,99 €.

Bei Anerkennung eines Durchschnittspreises von 15,00 €/Eimer ergibt sich ein Gesamtpreis
fir die Farbe i. H. v. 15,00 €.

Kleister ist mit 2,00 €/Zimmer zu beriicksichtigen.
Die Renovierungsbeihilfe fir das Kinderzimmer (1 Kind) belduft sich danach auf 32,00 €.

Kinderzimmer fiir zwei Kinder mit ca. 14 m2

Bei einer DurchschnittsgroRe von 3,5 m x 4 m und einer Raumhdghe von 2,5 m ergibt sich
eine Wandflache von:

3,5mx 2,5 mx 2 Seiten = 18 m? zzgl.

4 mx25mx 2 Seiten = 20 m? zzgl.

14 m? Decke

ergibt 52 m2 zu renovierende Flache

1 Rolle Raufaser (25 m x 0,53 m = 13,25 m2 abzgl. 15 % Verschnitt) deckt ca. 11 m? ab.
Fir die zu tapezierende Flache von 38 m? sind 4 Rollen notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
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eine Rolle Raufaser zwischen 3,99 € und 6,75 €.
Bei Anerkennung von 5,00 €/Rolle, ergibt sich fiir 4 Rollen ein Gesamtpreis fur die
Tapete i. H. v. 20,00 €.

Ein 10-Liter-Eimer Wand- und Deckenfarbe reicht fir 60 m? bis 100 m2.

Fur die zu streichende Flache von 52 m2 ist ein 10-Liter-Eimer Farbe notwendig.

Nach Auswertung der Preise — tber die Ortlich anséssigen Baumaérkte — liegen die Kosten fur
einen 10-Liter-Eimer Farbe zwischen 6,99 € (Sonderangebote) und 27,99 €.

Bei Anerkennung eines Durchschnittspreises von 15,00 €/Eimer ergibt sich ein Gesamtpreis
flr die Farbe i. H. v. 15,00 €.

Kleister ist mit 2,00 €/Zimmer zu beriicksichtigen.
Die Renovierungsbeihilfe fir das Kinderzimmer (2 Kinder) belduft sich danach auf 37,00 €.

Anstrich der Tiren, Fenster, FuRleisten, Heizkorper usw. (Lackierarbeiten)

Bei (beschichteten) Oberflachen/Materialien aus Furnier, Kunststoff, Alu, usw. entfallt

der Anstrich. Nur in begriindeten Einzelfallen konnen Lackierarbeiten bezuschusst werden.
Der Verbrauch (Ergiebigkeit) von Lacken liegt — nach Informationen des Fachhandels — bei
ca. 70-100 ml/m? je Arbeitsgang.

Nach Auswertung der Preise — Uber die ortlich anséssigen Baumérkte — liegen die Kosten fur
eine 750 ml Dose Lack (WeiR- oder Buntlack, Heizkorperlack) zwischen 5,99 € und 11,99 €.

Fir die zu streichende Tur-/Rahmenflache sind rd. 4 m2 anzusetzen, fur andere Flachen sind
Einzelnachweise zu fuhren.

Verbrauch fur Ttar/Rahmen ca. 680 ml (4 m2 x 2 Arbeitsgange a rd. 85 ml); fur die zu
lackierende Flache ist eine Dose erforderlich.

Bei Anerkennung von 8,00 €/750 ml-Dose ergibt sich ein Gesamtpreis fur das
Lackieren einer Tur i. H. v. 8,00 €.

Soweit es im Einzelfall erforderlich (Altbauten) ist, auch die Holzfenster (nur innen) zu
streichen, sind flr alle Fenster 8 € (750 ml Dose) anzusetzen.

Soweit im Einzelfall Heizkdrper gestrichen werden missen, sind 4 € pro Heizkorper
anzusetzen.
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Anlage 2

Hausratliste basierend auf Neuprodukten und gebr. GroR3geraten m. 18 Mon. Garantie

1 Person 2. Person 1. Kind 2. Kind 3. Kind 4. Kind
Grundbetrag Erhohungs- bzw. Senkungsbetrage
Kiiche
Tisch 29,95 €
-29,95 €

ab 5 Pers. 49,00 €
Stihle: je LB 19,95 €
Wandregal (2 St.) 7,38 €
Oberschrank 1 m 40,00 €
Unterschrank 1 m 49,95 €
Lampe 5,99 £
Spule m. Material 35,00 €
Summe 188,22 €
Zusatzbetrag 19,05 €
Schlafzimmer
Einzelbett 39,00 €

-39,00 €
Doppelbett (160 cm) 59,00 €
Rahmen 80/90 x 200 19,00 € 19,00 €
Matratze 29,95 € 29,95 €
Schrank 2-tirig 60,00 €

-60,00 €
ab 2 Pers. 3-tiirig 80,00 €
Oberbett 25,95 € 25,95 €
Kopfkissen 4,99 € 4,99 €
Bettwdasche (2-teilig) 9,95 € 9,95 €
Bettlaken 6,99 € 6,99 €
Lampe 5,99 €
Nachttischlampe 3,99 € 3,99 €
Ablage 6,00 € 6,00 €
Summe 211,81 €
Zusatzbetrag 146,82 €




Kinderzimmer
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Bett 39,00 € 39,00 € 39,00 € 39,00 €
Rahmen 19,00 € 19,00 € 19,00 € 19,00 €
Matratze 29,95 € 29,95 € 29,95 € 29,95 €
Kleiderschrank 60,00 € 60,00 €

Regal 9,95 € 9,95 € 9,95 € 9,95 €
Lampe 5,99 € 5,99 € 5,99 € 5,99 €
Ablage 6,00 € 6,00 € 6,00 € 6,00 €
Arbeitstisch 20,00 € 20,00 € 20,00 €
Stuhl 14,95 € 14,95 € 14,95 €
Arbeitslampe 9,00 € 9,00 € 9,00 € 9,00 €
Oberbett 25,95 € 25,95 € 25,95 € 25,95 €
Kopfkissen 4,99 € 4,99 € 4,99 € 4,99 €
Bettwasche (2-teilig) 9,95 € 9,95 € 9,95 € 9,95 €
Bettlaken 6,99 € 6,99 € 6,99 € 6,99 €
Nachttischlampe 3,99 € 3,99 € 3,99 € 3,99 €
Stuhl (Kiiche/Wohnz.) 19,95 € 19,95 € 19,95 € 19,95 €
Summe 250,71€| 225,66€| 285,66€| 225,66¢€
Wohnzimmer

Wohnzimmerschrank 129,95 €

Regal(wand) alternativ 129,25 €

Tisch 49,00 €

Stuhl + 1 fr Besucher 39,90 € 19,95 €

Lampe 5,99 £

Summe 224,14 € 19,95 €

Flur

Garderobe 39,98 €

Lampe 5,99 €

Summe 45,97 €

Bad

Ablage 9,99 €

Spiegel 9,99 €

Toilettenbiirste 1,00 €

Lampe 5,99 €

Handtiicher 4 + je 2 0,89 € 0,89 € 0,89 € 0,89 € 0,89 € 0,89 €
Hakenleiste 2 Haken 1,00 € 1,00 € 1,00 € 1,00 € 1,00 € 1,00 €
Badetuch 1,50 € 1,50 € 1,50 € 1,50 € 1,50 € 1,50 €
Trockenstander 6,99 €

Duschvorhang 3,99 €

Bodenmatte 2,99 €

Summe 44,33 € 3,39€ 3,39€ 3,39€ 3,39€ 3,39€
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GroRgerate

Kihlschrank 1 Person 80,00 €

bis 3 Pers. 140 L 40,00 €

ab 4 Pers. 160 L 80,00 €

Elektroherd 150,00 €

Waschmaschine 1 Pers. 100,00 €

bis 2 mdj. Kinder + 1. Pers. 85,00 €

ab 3 mdl. Kinder + 1. Pers. 165,00 €

Summe 330,00 €

Zusatzbetrag zu 1. Pers. 125,00 € 245,00 €
abzgl. 125€

allgem. Hausrat

Waschewanne 3,99 €

Bligeleisen 7,99 €

Staubsauger 40,00 €

Tischdecke 4,99 €

2 Topfe 21,50 €

Bratpfanne 9,50 €

Besteckkorb 1,49 €

Behalter m. Deckel 3,99 €

Messbecher 1,20 €

Kaffeemaschine 12,99 €

Milleimer 4,99 €

FuBmatte 1,00 €

Besen 2,00 €

Handkehrset 1,50 €

Eimer 1,19 €

Schrubber 5,00 €

Aufnehmer 2,99 €

Spulticher 0,79 €

Wascheklammern 1,50 €

Spulschissel 1,90 €

Kiichenmesser 1,50 €

Schneidbrett 1,99 €

Sieb 1,99 €

Dosenoffner 1,00 €

Kochloffel 0,99 €

Reibe/Hobel 2,50 €

Besteck 4 x 2,99 € 2,99 € 2,99 € 2,99 € 2,99 € 2,99 €

Kaffeegeschirr 4 x 6,00 € 3,00 € 3,00 € 3,00 € 3,00 € 3,00 €

flache / tiefe Teller 4 x 4,00 € 2,00 € 2,00 € 4,00 € 4,00 € 4,00 €

Dessertschalen 6 x 1,59 €

Geschirrtlicher 8 x 3,50 €

Glaser 6 x 2,99 €

Schopfkelle 0,99 €




Schneebesen

0,99 €
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Auflaufform

4,00 €

Backformenset

4,99 €

Trittleiter

10,00 €

Summe

182,51 €

7,99 €

7,99 €

9,99 €

9,99 €

9,99 €

Gesamtsumme

1.226,98 €

303,15 €

262,09 €

239,04 €

438,09 €

239,04 €

Summe 1 Erw.
gerundet + 35 € Transport

1.226,98 €
1.262,00 €

Summe 2 Erw.
gerundet + 35 € Transport

1.530,13 €
1.566,00 €

Summe 2 Erw. 1 Kind
gerundet + 35 € Transport

1.792,22 €
1.828,00 €

Summe 2 Erw. 2 Kinder
gerundet + 35 € Transport

2.031,26 €
2.067,00 €

Summe 2 Erw. 3 Kinder
gerundet + 35 € Transport

2.469,35 €
2.505,00 €

Summe 2 Erw. 4 Kinder
gerundet + 35 € Transport

2.708,39 €
2.744,00 €
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1 Person 1. Kind 2. Kind 3. Kind 4. Kind
Grundbetrag
Kiiche
Tisch 29,95 €
-29,95 €
ab 5 Pers. 49,00 €
Stiihle: je LB 19,95 €
Wandregal (2 St.) 7,38 €
Oberschrank 1 m 40,00 €
Unterschrank 1 m 49,95 €
Lampe 5,99 £
Spule m. Material 35,00 €
Summe 188,22 €
Zusatzbetrag 19,05 €
Schlafzimmer
Einzelbett 39,00 €
Doppelbett (160 cm)
Rahmen 80/90 x 200 19,00 €
Matratze 29,95 €
Schrank 2-tlrig 60,00 €
ab 2 Pers. 3-tiirig
Oberbett 25,95 €
Kopfkissen 4,99 €
Bettwasche (2-teilig) 9,95 €
Bettlaken 6,99 €
Lampe 5,99 £
Nachttischlampe 3,99 €
Ablage 6,00 €
Summe 211,81 €




Kinderzimmer

-70 -

Bett 39,00 € 39,00 € 39,00 € 39,00 €
Rahmen 19,00 € 19,00 € 19,00 € 19,00 €
Matratze 29,95 € 29,95 € 29,95 € 29,95 €
Kleiderschrank 60,00 € 60,00 €

Regal 9,95 € 9,95 € 9,95 € 9,95 €
Lampe 5,99 € 5,99 € 5,99 € 5,99 €
Ablage 6,00 € 6,00 € 6,00 € 6,00 €
Arbeitstisch 20,00 € 20,00 € 20,00 €
Stuhl 1495 € 1495 € 1495 €
Arbeitslampe 9,00 € 9,00 € 9,00 € 9,00 €
Oberbett 25,95 € 25,95 € 25,95 € 25,95 €
Kopfkissen 4,99 € 4,99 € 4,99 € 4,99 €
Bettwasche (2-teilig) 9,95 € 9,95 € 9,95 € 9,95 €
Bettlaken 6,99 € 6,99 € 6,99 € 6,99 €
Nachttischlampe 3,99 € 3,99 € 3,99 € 3,99 €
Stuhl (Kiiche/Wohnz.) 19,95 € 19,95 € 19,95 € 19,95 €
Summe 250,71 € 225,66 € 285,66 € 225,66 €
Wohnzimmer

Wohnzimmerschrank 129,95 €

Regal(wand) alternativ 129,25 €

Tisch 49,00 €

Stuhl + 1 fiir Besucher 39,90 €

Lampe 5,99 €

Summe 224,14 €

Flur

Garderobe 39,98 €

Lampe 5,99 €

Summe 45,97 €

Bad

Ablage 9,99 €

Spiegel 9,99 €

Toilettenbirste 1,00 €

Lampe 5,99 €

Handtlicher 4 + je 2 0,89 € 0,89 € 0,89 € 0,89 € 0,89 €
Hakenleiste 2 Haken 1,00 € 1,00 € 1,00 € 1,00 € 1,00 €
Badetuch 1,50 € 1,50 € 1,50 € 1,50 € 1,50 €
Trockenstander 6,99 €

Duschvorhang 3,99 €

Bodenmatte 2,99 €

Summe 44,33 € 3,39€ 3,39€ 3,39€ 3,39€
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GrofRgerdte
Kihlschrank 1 Person 80,00 €
bis 3 Pers. 140 L 40,00 €
ab 4 Pers. 160 L 80,00 €
Elektroherd 150,00 €
Waschmaschine 1 Pers. 100,00 €
bis 2 mdj. Kinder + 1. Pers. 85,00 €
ab 3 mdl. Kinder + 1. Pers. 165,00 €
Summe
Zusatzbetrag zu 1. Pers. 330,00 € 125,00 € 245,00 €
abzgl. 125€
allgem. Hausrat
Waschewanne 3,99 €
Bligeleisen 7,99 €
Staubsauger 40,00 €
Tischdecke 4,99 €
2 Topfe 21,50 €
Bratpfanne 9,50 €
Besteckkorb 1,49 €
Behalter m. Deckel 3,99 €
Messbecher 1,20 €
Kaffeemaschine 12,99 €
Milleimer 4,99 €
FuBmatte 1,00 €
Besen 2,00 €
Handkehrset 1,50 €
Eimer 1,19 €
Schrubber 5,00 €
Aufnehmer 2,99 €
Spulticher 0,79 €
Wascheklammern 1,50 €
Spulschissel 1,99 €
Kiichenmesser 1,50 €
Schneidbrett 1,99 €
Sieb 1,99 €
Dosenoffner 1,00 €
Kochloffel 0,99 €
Reibe/Hobel 1,90 €
Besteck 4 x 2,99 € 2,99 € 2,99 €
Kaffeegeschirr 4 x 6,00 € 3,00 € 3,00 €
flache / tiefe Teller 4 x 4,00 € 4,00 € 4,00 €
Dessertschalen 6 x 1,59 € 1,59 €
Geschirrtlicher 8 x 3,50 €
Glaser 6 x 2,99 € 2,99 €
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Schopfkelle 0,99 €

Schneebesen 0,99 €

Auflaufform 4,00 €

Backformenset 4,99 €

Trittleiter 10,00 €

Summe 182,00 €|0,00 € 9,99 € 0,00 € 14,57 €
Gesamtsumme 1.226,47 € 379,10 € 239,04 € 409,05 € 262,67 €
Summe 1 Erw. 1 Kind 1.605,57 €

gerundet + 35 € Transport 1.641,00 €

Summe 1 Erw. 2 Kinder 1.844,61 €

gerundet + 35 € Transport 1.880,00 €

Summe 1 Erw. 3 Kinder 2.253,66 €

gerundet + 35 € Transport 2.289,00 €

Summe 1 Erw. 4 Kinder 2.516,33 €

gerundet + 35 € Transport 2.552,00 €
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Anlage 3
Preisermittlung Babyerstausstattung
zu

Sauglingserstausstattung gewahrender
(ab Grolie 50) Ikea KIK real C&A Kaufland |Betrag

2 Badetticher 0,99 € 4,99 € 9,00 € 3,99 € 1,98 €
5 Waschlappen 2,99 € 2,99 €
Babydecke 2,99 € 2,99 €
2 Strampler 4,99 € 9,98 €
2 Hemdchen 1,99 € 3,98 €
3 Body's 2,99 € 3,00 € 2,99 €
2 Schlafanziige 3,99 € 9,00 € 4,99 € 7,98 €
dicke Jacke u. Hose (Set) 9,99 € 9,99 €
Handschuhe 4,00 € 4,00 €
Miitze 4,00 € 4,00 €
3 Spucktticher 2,99 € 2,99 €
4 Latzchen 2,99 € 2,99 €
Flasche mit Sauger 2,85 € 2,95 € 2,85 €
2 Sauger 1,99 € 1,99 €
2 Schnuller 1,95 € 1,95 €
Summe 63,65 €
Sauglingszweit-

ausstattung ab Grofe 68

2 Strampler 4,99 € 9,98 €
2 Pullover 3,50 € 7,00 €
2 Strumpfhosen 3,99 € 5,00 € 7,98 €
2 Schlafanziige 5,99 € 4,99 € 9,98 €
2 Jacken 9,99 € 9,99 € 19,98 €
2 Hosen 7,99 € 7,00 € 15,98 €
3 Hemdchen 2,99 € 8,98 €
3 Body's 2,99 € 3,00 € 2,99 €
3 Spucktuch 2,99 € 2,99 €
5 Waschlappen 2,99 € 2,99 €
Summe 88,85 €
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Zu

Kauf- Toys R |gewahrende
Hausrat Neckermann |lkea |Roller |real land |KIK |us Betrage

3,99 €
Wanne 3,99 €|-7,99€ 3,99 €

12,99 € 5,99 €
Wickelauflage |gepolstert einfach 12,99 €
Kinderwagen 139,00 € 139,00 €
Buggy 19,95 € 19,95 €
Kinderbett m.
Rahmen 39,00 € 39,00 €
19/29

Matratze /35 € 29,95 €| 34,95€ 39,95 € 19,00 €
Rahmen 19,00 €| 24,95 €
Kopfkissen 599€| 4,9¢€ 4,99 €
2
Kopfkissenbez
ug 5,99 €| 5,9 € 5,99 €
Betttlicher 899€| 499€ 4,99 € 4,99 €
Gummiauflage 4,99 € 449€| 3,99 € 3,99 €
Autositz 49,00 € 49,00 €
Hochstuhl 11,99 €| 2495€ 29,99 € 11,99 €
Kinderbettwasc
he 9,98 € 9,98 €
Kinderoberbett 15,99 € 24,95 € 24,95 €
Summe 349,81 €

Die Feststellung der Preise erfolgte auf Basis von Neupreisen. Auf die Beriicksichtigung von

Angebotspreisen wurde verzichtet.
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abziglich

Arbeitslosengeld Zwei
Asylbewerberleistungsgesetz
Berufsausbildungsbeihilfe
Bundesausbildungsforderungsgesetz
Bedarfsgemeinschaft
Burgerliches Gesetzbuch
Bundesgerichtshof
Bundessozialgericht
beispielsweise
Berufsvorbereitende Bildung
Bundesverwaltungsgericht
beziehungsweise

das heil3t
Drucksachennummer

einschlieRlich
Einstweiliger Rechtsschutz /
Eilverfahren

et cetera
Einkommens- und
Verbraucherstichprobe

Fraueniibernachtungsstelle
geman
Grundgesetz
gegebenenfalls
grundsatzlich

in der Regel

in H6he von

im Sinne des

in Verbindung mit
inklusiv

laufend

Landessozialgericht Berlin-Brandenburg

Landessozialgericht Thuringen
Quadratmeter

maximal

mindestens

monatlich
Ménneribernachtungsstelle
Nummer

Nordrhein-Westfalen

oder &hnliches

Prufung Erstauszug

Anlage 4



gm
RBEG
S.

S.

SGB I
SGB Il
SGB XIlI
SGG
s0gQ.
usw.
VA
WNB
z.B.
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Quadratmeter
Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz
siehe

siehe

Sozialgesetzbuch Zweites Buch
Sozialgesetzbuch Drittes Buch
Sozialgesetzbuch Zwolf
Sozialgerichtsgesetz

sogenannt

und so weiter

Verwaltungsakt
Wohnraumnutzungsbestimmungen
zum Beispiel



	1. Gesetzestexte
	1.1 § 22 SGB II Bedarfe für Unterkunft und Heizung
	1.2 § 67 SGB II § 67 Vereinfachtes Verfahren für den Zugang zu sozialer Sicherung aus Anlass der COVID-19-Pandemie; Verordnungsermächtigung

	2. Begriff der Unterkunft
	2.1 Tatsächliche Entstehung von Aufwendungen und tatsächliche Nutzung
	2.1.1 Mietverträge zwischen Angehörigen
	2.1.2 Stationäre Unterbringung / Inhaftierung
	2.1.3 Doppelte Mietkosten
	2.1.4 Möbliertes Zimmer / Wohnung
	2.1.5 Hotel /Pension
	2.1.6 Unterbringung in Not- und Obdachlosenunterkünften

	2.2 Bestandteile der Kosten der Unterkunft
	2.2.1 Kalte Betriebskosten
	2.2.1.1 Kabelanschluss
	2.2.1.2 Stromkosten Haushaltsenergie
	2.2.1.3 Garage / Stellplatz
	2.2.1.4 Staffelmietvertrag
	2.2.1.5 Sozial geförderter Wohnraum
	2.2.1.6 Nicht übernahmefähige Bedarfe

	2.2.2 Heizkosten
	2.2.2.1 Einmalige Anschaffung von Heizmaterial
	2.2.2.1.1 Kohle
	2.2.2.1.2 Öl
	2.2.2.1.3 Flüssiggas / Propangas
	2.2.2.1.4 Koks
	2.2.2.1.5 Pellets

	2.2.2.2 Angemessenheit der Heizkosten

	2.2.3 Stromkosten für den Betrieb der Heizung
	2.2.4 Warmwasserversorgung

	2.3 Angemessenheit der Unterkunft
	2.3.1 Angemessene Wohnungsgröße
	2.3.1.1 Sonderregelungen
	2.3.1.2 Wohngemeinschaften
	2.3.1.3 Kopfteilprinzip

	2.3.2 Angemessene Kosten
	2.3.2.1 Klimabonus
	2.3.2.2 Barrierefreier Wohnraum
	2.3.2.3 Betriebskostenabrechnungen
	2.3.2.3.1 Nachforderungen
	2.3.2.3.2 Guthaben

	2.3.2.4 Aktuelle Situation bzgl. Energiekosten


	2.4 Kostensenkungsverfahren
	2.4.1 Wirtschaftlichkeitsprüfung
	2.4.2 Zumutbarkeit
	2.4.3 Unmöglichkeit
	2.4.4 Senkungsaufforderung
	2.4.5 Absenkung auf die angemessenen Kosten

	2.5 Selbst bewohntes Eigentum
	2.5.1 Schuldzinsen
	2.5.2 Tilgung
	2.5.3 Kalte Betriebskosten
	2.5.4 Instandhaltungskosten / Erhaltungsaufwand
	2.5.5 Heizkosten

	2.6 Umzug
	2.6.1 Zusicherung
	2.6.2 Umzug über 24 Jahre
	2.6.3 Umzug unter 25 Jahren
	2.6.3.1 Schwerwiegende soziale Gründe
	2.6.3.2 Sonstige ähnlich schwerwiegende Gründe
	2.6.3.3 Keine schwerwiegenden sozialen oder sonstigen wichtigen Gründe
	2.6.3.4 Eingliederung in den Arbeitsmarkt
	2.6.3.5 Entbehrlichkeit der Zusicherung
	2.6.3.6 Leistungsausschluss gem. § 22 Abs. 5 S. 5 SGB II

	2.6.4 Kosten bei einem Wohnungswechsel
	2.6.4.1 Wohnungsbeschaffungskosten
	2.6.4.1.1 Kaution
	2.6.4.1.2 Genossenschaftsanteile
	2.6.4.1.3 Maklergebühren
	2.6.4.1.4 Doppelte Mietkosten

	2.6.4.2 Umzugskosten

	2.6.5 Nicht erforderlicher Umzug

	2.7 Direktzahlung an den Vermieter oder den Energieversorger
	2.8 Übernahme von Schulden nach § 22 Abs. 8 SGB II
	2.9 Information bei Räumungsklage gem. § 22 Abs. 9 SGB II
	2.10 Regelungen Mieterverein

	3. Renovierung
	3.1 Schönheitsreparaturen / Zwischenrenovierung
	3.2 Einzugsrenovierung
	3.3 Auszugsrenovierung
	3.4 Notwendigkeit und Umfang der Renovierung

	4. § 24 SGB II Abweichende Erbringung von Leistungen
	4.1 Erstausstattungen
	4.1.1 Erstausstattung für die Wohnung inkl. Haushaltsgeräte
	4.1.2 Möblierungspauschale
	4.1.3 Höhe und Umfang der Beihilfe bei Einzelgegenständen

	4.2 Erstausstattung für Bekleidung sowie bei Schwangerschaft und Geburt
	4.2.1 Erstausstattung für Bekleidung
	4.2.2 Erstausstattungen bei Schwangerschaft und Geburt

	4.3 Einkommenseinsatz bei Personen ohne laufenden ALG II – Bezug


